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Entwurf 2021-03-15

Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz iiber den Ausbau von Energie aus erneuerbaren
Quellen  (Erneuerbaren-Ausbau-Gesetz - EAG) erlassen wird sowie das
Okostromgesetz 2012, das Elektrizititswirtschafts- und -organisationsgesetz 2010, das
Gaswirtschaftsgesetz 2011, das Energielenkungsgesetz 2012, das Energie-Control-Gesetz,
das Bundesgesetz zur Festlegung einheitlicher Standards beim Infrastrukturaufbau fiir
alternative  Kraftstoffe, das Wirme- und Kilteleitungsausbaugesetz, das
Starkstromwegegesetz 1968 und das Bundesgesetz iiber elektrische Leitungsanlagen, die
sich nicht auf zwei oder mehrere Bundeslkinder erstrecken, geindert werden
(Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzespaket — EAG-Paket)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Inhaltsverzeichnis

Artikel 1: Bundesgesetz {iber den Ausbau von Energie aus erneuerbaren Quellen (Erneuerbaren-
Ausbau-Gesetz — EAG)

Artikel 2:  Anderung des Okostromgesetzes 2012

Artikel 3:  Anderung des Elektrizititswirtschafts- und -organisationsgesetzes 2010

Artikel 4: Anderung des Gaswirtschaftsgesetzes 2011
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1. Teil
Allgemeine Bestimmungen

Kompetenzgrundlage und Vollziehung

§ 1. (Verfassungsbestimmung) Die FErlassung, Anderung, Aufhebung und Vollzichung von
Vorschriften, wie sie in diesem Bundesgesetz enthalten sind, sind auch in den Belangen Bundessache,
hinsichtlich deren das B-VG etwas anderes bestimmt. Die in diesen Vorschriften geregelten
Angelegenheiten kdnnen unmittelbar von den in diesem Bundesgesetz vorgesehenen Einrichtungen
versehen werden.

Geltungsbereich

§ 2. (1) Dieses Bundesgesetz regelt

1. die Voraussetzungen fiir und die Forderung der Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Quellen;

2. die Organisation und Funktionsweise von Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften sowie deren
Teilhabe an den Forderregelungen;

3. die Voraussetzungen fiir und die Forderung der Erzeugung und Gewinnung von Gas aus
erneuerbaren Quellen;

4. die Voraussetzungen fiir und die Férderung der Erzeugung von Wasserstoff, der aus Energie aus
erneuerbaren Energietragern gewonnen wird;

5. Herkunftsnachweise fiir Energie aus erneuerbaren Quellen sowie die Anerkennung von
Herkunftsnachweisen aus einem anderen EU-Mitgliedstaat, einem EWR-Vertragsstaat oder einem
Drittstaat;

6. Griinzertifikate fiir Gas aus erneuerbaren Quellen;

7. die Erstellung eines integrierten Osterreichischen Netzinfrastrukturplans.

(2) Gegenstand der Forderung sind insbesondere folgende Bereiche:

1. die Erzeugung von Strom aus bestimmten erneuerbaren Quellen durch Marktprémie;

2. die Errichtung und Erweiterung von bestimmten Anlagen zur Erzeugung von Strom aus
erneuerbaren Quellen durch Investitionszuschiisse;

3.die Umriistung von bestehenden Biogasanlagen zur Erzeugung und Aufbereitung von
erneuerbarem Gas auf Erdgasqualitit durch Investitionszuschiisse;

4. die Errichtung von Anlagen zur Erzeugung von erneuerbarem Gas und erneuerbarem Wasserstoff
durch Investitionszuschiisse.

Umsetzung und Durchfithrung von Unionsrecht

§ 3. (1) Dieses Gesetz dient der Umsetzung folgender Richtlinien:

1. Richtlinie (EU) 2018/2001 zur Forderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen
(Neufassung), ABIL. Nr. L 328 vom 21.12.2018 S. 82, in der Fassung der Berichtigung ABI.
Nr. L 311 vom 25.09.2020 S. 11;

2. Richtlinie (EU) 2019/944 mit gemeinsamen Vorschriften fiir den Elektrizitdtsbinnenmarkt und zur
Anderung der Richtlinie 2012/27/EU (Neufassung), ABIL. Nr. L 158 vom 14.06.2019 S. 125, in der
Fassung der Berichtigung ABI. Nr. L 15 vom 20.01.2020 S. 8.

(2) Zudem werden mit diesem Gesetz folgende Verordnungen durchgefiihrt:

1. Verordnung (EU) 2018/1999 iiber das Governance-System fiir die Energieunion und fiir den
Klimaschutz, zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 663/2009 und (EG) Nr. 715/2009, der
Richtlinien 94/22/EG, 98/70/EG, 2009/31/EG, 2009/73/EG, 2010/31/EU, 2012/27/EU und
2013/30/EU, der Richtlinien 2009/119/EG und (EU) 2015/652 und zur Aufhebung der Verordnung
(EU) Nr. 525/2013, ABI. Nr. L 328 vom 21.12.2018 S. 1;

2. Verordnung (EU) 2019/943 iber den Elektrizitatsbinnenmarkt (Neufassung), ABIL. Nr. L 158 vom
14.06.2019 S. 54.

Ziele

§ 4. (1) Als Beitrag zur Verwirklichung der Ziele des Pariser Klimaschutzabkommens 2015 und des
Ziels der Europédischen Union, den Bruttoendenergieverbrauch der Union bis 2030 zu einem Anteil von
mindestens 32% durch erneuerbare Energie zu decken, sowie im Bestreben, die Klimaneutralitéit
Osterreichs bis 2040 zur erreichen, ist es das Ziel dieses Bundesgesetzes,

1. die Erzeugung von Strom und Gas aus erneuerbaren Quellen gemdB den Grundsétzen des
Unionsrechts zu fordern;
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2. die Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Quellen anteils- und mengenmifig entsprechend den
in Abs. 2 und 4 angegebenen Zielwerten zu erhdhen;

3. die energieeffiziente, ressourcenschonende, marktkonforme und wettbewerbsféahige Erzeugung
von Strom und Gas aus erneuerbaren Quellen sicherzustellen und die Mittel zur Férderung von
Strom und Gas aus erneuerbaren Quellen effizient einzusetzen;

4. die Marktintegration und die Systemverantwortung von erneuerbaren Energien zu steigern;

5. die Investitionssicherheit fiir bestehende und zukiinftige Anlagen zur Erzeugung von Strom aus
erneuerbaren Quellen zu gewihrleisten;

6. die Investitionssicherheit fiir bestehende und zukiinftige Anlagen zur Erzeugung von erneuerbarem
Gas zu gewibhrleisten;

7. den Anteil von national produziertem erncuerbarem Gas am Osterreichischen Gasabsatz bis 2030
auf 5 TWh zu erh6hen;

8. den Zusammenschluss von Biirgerinnen und Biirgern mit lokalen Behorden, kleinen und mittleren
Unternehmen zu Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften zu ermdglichen und die gemeinsame
Nutzung der in der Gemeinschaft produzierten Energie zu fordern;

9. die Errichtung und Modernisierung der erforderlichen Infrastruktur durch integrierte Planung zu
unterstiitzen;

10. die Anwendung von erneuerbarem Wasserstoff als Schliisselelement zur Sektorkopplung und —
integration zu forcieren.

(2) Die Neuerrichtung, Erweiterung und Revitalisierung von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus
erneuerbaren Quellen sind in einem solchen Ausmal} zu unterstiitzen, dass der Gesamtstromverbrauch ab
dem Jahr 2030 zu 100% national bilanziell aus erneuerbaren Energiequellen gedeckt wird.

(3) Zur Erreichung des Ziels gemdf3 Abs. 2 sind ausreichende und jederzeit abrufbare Ausgleichs- und
Regelenergickapazititen sowie, unter Beriicksichtigung 6konomischer und 6kologischer Moglichkeiten,
netzbetriebsnotwendige Flexibilitdt anzustreben.

(4) Zur Erreichung des in Abs. 2 angegebenen Zielwertes fiir das Jahr 2030 ist ausgehend von der
Produktion im Jahr 2019 die jdhrliche Stromerzeugung aus erneuerbaren Quellen bis zum Jahr 2030
mengenwirksam um 27 TWh zu steigern. Davon sollen 11 TWh auf Photovoltaik, 10 TWh auf Wind,
5 TWh auf Wasserkraft und 1 TWh auf Biomasse entfallen. Der Beitrag der Photovoltaik soll insbesondere
durch das Ziel, eine Million Dacher mit Photovoltaik auszustatten, erreicht werden.

_ (5) Die fiir Forderungen nach dem 2. Teil dieses Bundesgesetzes und dem Okostromgesetz 2012
(OSG 2012), BGBI. I Nr. 75/2011, erforderlichen jahrlichen finanziellen Mittel sollen im dreijdhrigen
Mittel eine Milliarde Euro nicht iibersteigen.

(6) Mallnahmen dieses Bundesgesetzes dienen der Einhaltung des durch die Referenzwerte geméf
Art. 29 Abs. 2 der Verordnung (EU) 2018/1999 beschriebenen indikativen Zielpfads der Union.

Begriffsbestimmungen

§ 5. (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes bezeichnet der Ausdruck

1. ,Abwédrme und -kélte* unvermeidbare Wiarme oder Kilte, die als Nebenprodukt in einer
Industrieanlage, in einer Stromerzeugungsanlage oder im tertidren Sektor anfllt und die ungenutzt
in Luft oder Wasser abgeleitet werden wiirde, wo kein Zugang zu einem Fernwérmesystem oder
einem Fernkéltesystem besteht, in dem ein Kraft-Warme-Kopplungsprozess genutzt wird, genutzt
werden wird oder in dem Kraft-Warme-Kopplung nicht moglich ist;

2. ,,Anlage® Einrichtungen, die dem Zweck der Erzeugung oder Speicherung von Energie aus
erneuerbaren Quellen dienen und in einem technisch-funktionalen Zusammenhang stehen; sofern
nicht anders bestimmt, ist bei Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Quellen der
technisch-funktionale Zusammenhang durch den Zahlpunkt gegeben; nutzen mehrere Anlagen zur
Produktion von erneuerbaren Gasen eine Aufbereitungsanlage, so ist jede Produktionseinheit des
Rohgases als eigene Anlage anzusehen;

3. ,,anzulegender Wert" jenen Wert, der im Rahmen einer Ausschreibung ermittelt oder administrativ
festgelegt wird und Grundlage fiir die Berechnung der Marktprémie ist;

4. ,,Ausschreibung* ein diskriminierungsfreies und transparentes wettbewerbliches Verfahren zur
Bestimmung der Empfinger einer Marktprimie und der Hohe des fiir die Berechnung der
Marktpramie anzulegenden Wertes;

5. ,,Ausschreibungsvolumen die Summe der zu installierenden Leistung, fiir die eine Forderung
durch Marktpramie zu einem Gebotstermin ausgeschrieben wird;



10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.
22.

7 von 95

. ,befestigte Fliache™ eine Flache, die durch menschliches Einwirken so verdichtet ist, dass die

natiirliche Versickerungsfihigkeit des Bodens nicht nur unerheblich verandert wurde. Umfasst sind
insbesondere Flichen eines Grundstiickes, deren Oberflichen mit Asphalt, Beton, Pflastersteinen
oder Ahnlichem versehen sind, sofern diese Befestigung nicht speziell fiir die Errichtung einer
Photovoltaikanlage vorgenommen wurde;

. ,,Biogas* gasformige Kraft- und Brennstoffe, die durch Vergidrung von Biomasse hergestellt

werden;

. ,,Biomasse‘ den biologisch abbaubaren Teil von Produkten, Abfillen und Reststoffen biologischen

Ursprungs der Landwirtschaft, einschlieBlich pflanzlicher und tierischer Stoffe, der Forstwirtschaft
und damit verbundener Wirtschaftszweige, einschlieSlich der Fischerei und der Aquakultur, sowie
den biologisch abbaubaren Teil von Abfillen, darunter auch Industrie- und Haushaltsabfille
biologischen Ursprungs;

. ,,Biomasse-Brennstoffe* gasformige und feste Kraft- und Brennstoffe, die aus Biomasse hergestellt

werden;

,Brennstoffnutzungsgrad” die Summe aus Stromerzeugung und genutzter Wiarmeerzeugung,
geteilt durch den Energieinhalt der eingesetzten Energietrdger bezogen auf ein Kalenderjahr;
»einheitliche Day-Ahead-Marktkopplung* das in der Verordnung (EU) 2015/1222 zur Festlegung
einer Leitlinie fiir die Kapazititsvergabe und das Engpassmanagement, ABl. Nr.L 197 vom
25.07.2015 S. 24, definierte Auktionsverfahren;

,Eigenversorgungsanteil“ den Anteil an erzeugter Energie aus erneuerbaren Quellen, der fiir die
Deckung des eigenen Bedarfes verwendet und nicht in das 6ffentliche Netz eingespeist wird;

»Energie aus erneuerbaren Quellen®, ,,Energie aus erneuerbaren Energietrdgern® oder ,,erneuerbare
Energie” Energie aus erneuerbaren, nichtfossilen Energiequellen, das heiit Wind, Sonne
(Solarthermie und Photovoltaik), geothermische Energie, Umgebungsenergie, Gezeiten-, Wellen-
und sonstige Meeresenergie, Wasserkraft und Energie aus Biomasse, Deponiegas, Klargas, Biogas
und erneuerbarem Gas;

»~Engpassleistung® im Bereich der Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Quellen die durch den
leistungsschwichsten Teil begrenzte, hochstmogliche elektrische Dauerleistung der gesamten
Anlage mit allen Komponenten im 24-Stunden-Mittel; bei Photovoltaikanlagen gilt die
Modulspitzenleistung (Leistung in kW) als Engpassleistung;

,Erneuerbaren-Forderbeitrag™ jenen Beitrag, der von allen an das offentliche Elektrizitétsnetz
angeschlossenen Endverbrauchern, mit Ausnahme von Pumpspeicherkraftwerken, Anlagen zur
Umwandlung von Strom in Wasserstoff oder synthetisches Gas, sofern die Anlage eine
Mindestleistung von 1 MW aufweist, ausschlieBlich zu betrieblichen Zwecken eingesetzt wird,
ausschlieBlich erneuerbare Elektrizitdt bezieht und nicht in das Gasnetz einspeist, und den
Endverbrauchern gemél § 72, zu leisten ist und der anteiligen Aufbringung der Fordermittel
gemdl § 71 Abs. 1 dient;

,Erneuerbaren-Forderpauschale® jenen Beitrag in Euro pro Zahlpunkt, der von allen an das
offentliche  Elektrizitdtsnetz angeschlossenen Endverbrauchern, mit Ausnahme von
Endverbrauchern, die gemal den §§ 23b bis 23d EIWOG 2010 Netzreserve erbringen, sowie
Pumpspeicherkraftwerken und Anlagen zur Umwandlung von Strom in Wasserstoff oder
synthetisches Gas, sofern die Anlage eine Mindestleistung von 1 MW aufweist, ausschlieBlich zu
betrieblichen Zwecken eingesetzt wird, ausschlieBlich erneuerbare Elektrizitét bezieht und nicht in
das Gasnetz einspeist, und den Endverbrauchern gemall § 72, zu leisten ist und der anteiligen
Aufbringung der Fordermittel gemdB § 71 Abs. 1 dient;

,erneuerbarer Strom* elektrische Energie, die ausschlieBlich aus erneuerbaren Quellen erzeugt
wird,;

,Erweiterung® die Erhohung der Engpassleistung durch eine Anderung des urspriinglichen
Anlagenbestandes, sofern es sich um keine Revitalisierung handelt;

,Feinstaub® Partikel, die einen groBenselektierenden Lufteinlass passieren, der fiir einen
aerodynamischen Durchmesser von 10 um eine Abscheidewirksamkeit von 50% aufweist;

»fliissige Biobrennstoffe fliissige Brennstoffe, die aus Biomasse hergestellt werden und fiir den
Einsatz zu energetischen Zwecken, mit Ausnahme des Transports, einschlieBlich Elektrizitit,
Wirme und Kilte, bestimmt sind;

,»Gebotsmenge* die zu installierende Leistung in kW, fiir die der Bieter ein Gebot abgibt;
»Gebotstermin® den Kalendertag, an dem die Frist flir die Abgabe von Geboten fiir eine
Ausschreibung ablauft;
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»aebotswert™ den anzulegenden Wert in Cent pro kWh, den der Bieter in seinem Gebot angibt;
,,Gebotszone™ das in der Verordnung (EU) 2019/943 definierte Gebiet;

»geothermische Energie” Energie, die in Form von Wérme unter der festen Erdoberfldche
gespeichert ist;

,,Qriingas-Forderbeitrag™ jenen Beitrag, der von allen an das 6ffentliche Gasnetz angeschlossenen
Endverbrauchern, mit Ausnahme der Endverbraucher gemil § 72, zu leisten ist und der
Aufbringung der Fordermittel fiir Forderungen nach dem 3. Teil dieses Bundesgesetzes sowie der
Abdeckung der Aufwendungen der Servicestelle fiir erneuerbare Gase dient;

,»Qriingassiegel den Nachweis von erneuerbarer Energie, die auf das nationale Erneuerbaren-
Referenzziel der Republik Osterreich gemdB Art.3 Abs.2 der Richtlinie (EU) 2018/2001
angerechnet werden kann und dem Nachweis der Erreichung der Griin-Gas-Quote dient;

,»Griinland* Grundstiicke, die nach dem auf sie anwendbaren Flachenwidmungsplan die Widmung
oder Nutzungsart Griinland, Griinfliche, Freiland, Freifliche oder Bauerwartungsfliche
aufweisen,;

,.Griinzertifikat fiir Gas“ ein Dokument, das die Produktion fiir nicht in das 6ffentliche Netz
eingespeiste erneuerbare Gase nachweist;

,Herkunftsnachweis® ein elektronisches Dokument, das ausschlieBlich als Nachweis gegeniiber
einem Endkunden dafiir dient, dass ein bestimmter Anteil oder eine bestimmte Menge an Energie
aus erneuerbaren Quellen produziert wird;

,offentliches Elektrizitatsnetz ein Elektrizititsnetz mit 50 Hz-Nennfrequenz, zu dem Netzzugang
gemidfy den landesrechtlichen Ausfithrungsgesetzen zu § 15 des Elektrizitdtswirtschafts- und -
organisationsgesetzes 2010 (EIWOG 2010), BGBI. I Nr. 110/2010, zu gewahren ist;
»~Referenzmarktpreis den fiir die Bemessung der Hohe der Marktprdmie heranzuziehenden
Mittelwert der Stundenpreise eines gegebenen Zeitraums in einer Gebotszone in Cent pro kWh;
»Referenzmarktwert“ den flir die Bemessung der Hohe der Marktpramie heranzuziehenden
erzeugungsmengengewichteten Mittelwert der Stundenpreise einer Technologie eines gegebenen
Zeitraums in einer Gebotszone in Cent pro kWh;

»Regelarbeitsvermogen* die sich aus der Wassermengendauerlinie fiir das Regeljahr ergebende
Stromerzeugungsmenge unter Beriicksichtigung der technischen Randbedingungen (tatsdchliche
durchschnittliche Produktion der letzten fiinf Betriebsjahre);

»Repowering® die Investition in die Modernisierung von Kraftwerken, die erneuerbare Energie
produzieren, einschlieBlich des vollstindigen oder teilweisen Austausches von Anlagen oder
Betriebssystemen und —geriten zum Austausch von Kapazitit oder zur Steigerung der Effizienz
oder der Kapazitét der Anlage;

»Reststoff einen Stoff, der kein Endprodukt ist, dessen Produktion durch den Produktionsprozess
unmittelbar angestrebt wird; er stellt nicht das primére Ziel des Produktionsprozesses dar und der
Prozess wurde nicht absichtlich geédndert, um ihn zu produzieren;

»Reststoffe aus Landwirtschaft, Aquakultur, Fischerei und Forstwirtschaft“ Reststoffe, die
unmittelbar in der Landwirtschaft, Aquakultur, Fischerei und Forstwirtschaft entstanden sind; sie
umfassen keine Reststoffe aus damit verbundenen Wirtschaftszweigen oder aus der Verarbeitung;

»Revitalisierung das Repowering von Wasserkraftanlagen, welches ohne Einrechnung
wasserrechtlich bewilligter MaBnahmen zum Erhalt oder zur Verbesserung des Gewésserzustandes
zu einer Erhohung der Engpassleistung oder zu einer Erh6hung des Regelarbeitsvermogens fiihrt,
wobei die Erhohung der Engpassleistung oder des Regelarbeitsvermdgens bei Wasserkraftanlagen
mit einer Engpassleistung bis 20 MW (vor Revitalisierung) zumindest 10% betragen muss. Unter
Einrechnung wasserrechtlich bewilligter Mafinahmen zum Erhalt oder zur Verbesserung des
Gewisserzustandes  diirfen die Engpassleistung und das Regelarbeitsvermdgen nach
durchgefiihrter Revitalisierung nicht unter den vor der Revitalisierung erreichten Werten liegen;
eine Revitalisierung ist nur dann gegeben, wenn mindestens zwei der wesentlichen Anlagenteile,
wie Turbine, Wasserfassung, Druckleitung, Triecbwasserkanal, Krafthaus, Fischwanderhilfe oder
Staumauer bzw. Wehranlagen, welche vor Baubeginn bereits bestanden haben, weiter verwendet
werden;

»Stand der Technik™ den auf den einschldgigen wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhenden
Entwicklungsstand fortschrittlicher Verfahren, Einrichtungen oder Betriecbsweisen, deren
Funktionstiichtigkeit erprobt und erwiesen ist. Bei der Bestimmung des Standes der Technik sind
insbesondere jene vergleichbaren Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen heranzuziehen,
welche am effizientesten zur Erreichung der in § 4 enthaltenen Ziele sind;
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40. ,,Umgebungsenergie natiirlich vorkommende thermische Energie und in der Umwelt innerhalb
eines begrenzten Gebietes angesammelte Energie, die in der Umgebungsluft, mit Ausnahme von
Abluft, oder in Oberflichengewédssern oder Abwissern gespeichert sein kann;

41. ,,Vergabevolumen® die Summe der zu installierenden Leistung, fiir die eine Forderung durch
Marktpramie auf Antrag gewéhrt wird;

42. ,Volllaststunden“ den Quotienten aus erwarteter jahrlicher Stromerzeugung dividiert durch die
Engpassleistung einer Anlage zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Quellen;

43. ,Wirtschaftsdiinger die Summe der festen und fliissigen tierischen Ausscheidungen.
Wirtschaftsdiinger kann auch untergeordnete Mengen an zusétzlichen Produkten, die von den
Ausscheidungen nicht ohne gro3en wirtschaftlichen Aufwand getrennt werden kdnnen, enthalten;

44. | Zuschlagswert™ den anzulegenden Wert, zu dem ein Zuschlag in einer Ausschreibung erteilt wird;
er entspricht dem Gebotswert, sofern nicht anders bestimmt.

(2) Im Ubrigen gelten die Begriffsbestimmungen des EIWOG 2010 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. x/y und des Gaswirtschaftsgesetzes 2011 (GWG 2011), BGBI. I Nr. 107/2011, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. x/y.

(3) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze ohne Bezugnahme auf
eine bestimmte Fassung verwiesen wird, sind diese Bestimmungen in ihrer jeweils geltenden Fassung
anzuwenden.

(4) Soweit sich die in diesem Bundesgesetz verwendeten Bezeichnungen auf natiirliche Personen
beziehen, gilt die gewihlte Form fiir alle Geschlechter. Bei der Anwendung dieser Bezeichnungen auf
bestimmte natiirliche Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden.

(5) Soweit nicht anderes bestimmt ist, ist Regulierungsbehdrde im Sinne dieses Bundesgesetzes die
gemall § 2 Abs. 1 des Energie-Control-Gesetzes, BGBIL. I Nr. 110/2010, eingerichtete Energie-Control
Austria fiir die Regulierung der Elektrizitits- und Erdgaswirtschaft (E-Control).

Nachhaltigkeitskriterien und Kriterien fiir Treibhausgaseinsparungen fiir fliissige Biobrennstoffe
und Biomasse-Brennstoffe

§ 6. (1) Energie in Form von fliissigen Biobrennstoffen oder Biomasse-Brennstoffen wird fiir die in
Z 1 und 2 genannten Zwecke nur dann beriicksichtigt, wenn sie die Nachhaltigkeitsanforderungen und die
Kriterien fiir Treibhausgaseinsparungen gemafl Abs. 2 und 3 erfiillt:

1. Anrechnung auf den Beitrag der Republik Osterreich gemiB Art. 3 Abs. 2 der Richtlinie (EU)
2018/2001;

2. Erhalt von Férderungen nach diesem Bundesgesetz fiir Anlagen auf Basis von Biomasse mit einer
Gesamtfeuerungswirmeleistung von 20 MW und mehr und fiir Anlagen auf Basis von Biogas mit
einer Gesamtfeuerungswérmeleistung von 2 MW und mehr.

(2) Bei Verwendung landwirtschaftlicher Ausgangsstoffe fiir die Produktion von fliissigen
Biobrennstoffen und Biomasse-Brennstoffen gelten die Anforderungen der Nachhaltige landwirtschaftliche
Ausgangsstoffe-Verordnung, BGBIL. II Nr. 124/2018, in der Fassung BGBI. II Nr.xx/2020. Bei
Verwendung forstwirtschaftlicher Ausgangsstoffe fiir die Produktion von fliissigen Biobrennstoffen und
Biomasse-Brennstoffen gelten die einschldgigen Rechtsvorschriften {iber forstwirtschaftliche
Ausgangsstoffe. Bei Verwendung von biologisch abbaubaren Teilen von Reststoffen und Abfillen,
darunter auch Industrie- und Haushaltsabfille biologischen Ursprungs, gelten die Anforderungen des
Abfallwirtschaftsgesetzes 2002, BGBII Nr. 102/2002, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I
Nr. 8/2021, und der darauf beruhenden Verordnungen.

(3) Néhere Bestimmungen zu den Nachhaltigkeitskriterien und zu Kriterien fiir
Treibhausgaseinsparungen von fliissigen Biobrennstoffen und Biomasse-Brennstoffen, die zur Erzeugung
von erneuerbarem Strom, Wérme und Kaélte oder erneuerbarem Gas eingesetzt werden, sind durch
Verordnung der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und
Technologie im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus
festzulegen. Dabei ist auf die in Abs. 2 genannten Verordnungen Bedacht zu nehmen. Die Verordnung kann
Regelungen zur Uberpriifung und Kontrolle der Einhaltung von Nachhaltigkeitskriterien vorsehen.

Anpassung der Fordermittel

§ 7. (1) Ubersteigen die fiir Forderungen nach dem 2. Teil dieses Bundesgesetzes und dem OSG 2012
erforderlichen jéhrlichen finanziellen Mittel im arithmetischen Mittel drei aufeinanderfolgender
Kalenderjahre, wobei die Berechnung der erforderlichen finanziellen Mittel fiir das dritte Jahr jeweils auf
einer Prognose nach dem EAG-Monitoringbericht gemaB § 90 beruht, den Betrag von einer Milliarde Euro,
sind die jahrlichen Ausschreibungsvolumen, Vergabevolumen bzw. Fordermittel jeder Technologie und
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Forderart nach dem 2. Teil dieses Bundesgesetzes bis zum Jahr 2030 in Summe um jenen Prozentsatz zu
kiirzen, um den das arithmetische Mittel eine Milliarde Euro iibersteigt. Die Kiirzung ist zu gleichen Teilen
auf die Folgejahre bis 2030 zu verteilen. Beim Ausmaf} der Kiirzung sind Verschiebungen gemif3 Abs. 2,
§ 31 Abs. 3, § 36 Abs. 3, § 41 Abs. 3, § 46 Abs. 4, § 56 Abs. 8, 57 Abs. 7 und Kiirzungen gemifl Abs. 3
entsprechend zu beriicksichtigen.

(2) Wird eine Technologie nach diesem Bundesgesetz sowohl iiber die Gewéhrung von Marktpramien
als auch iiber die Gewidhrung von Investitionszuschiissen gefordert, kann das jéhrliche Ausschreibungs-
bzw. Vergabevolumen fiir diese Technologie im Ausmal} von maximal 30% reduziert werden, wenn die
jahrlich fiir Investitionszuschiisse zur Verfiigung stehenden Fordermittel derselben Technologie im selben
Ausmal erhoht werden und umgekehrt.

(3) Wird fiir eine Technologie der Zielwert gemél § 4 Abs. 4 erreicht, konnen fiir diese Technologie
im Folgejahr die im 2. Teil dieses Bundesgesetzes festgelegten jdhrlichen Ausschreibungsvolumen,
Vergabevolumen bzw. Fordermittel reduziert werden.

(4) Fiir die Berechnung der Kiirzung und Erh6hung der Ausschreibungs- bzw. Vergabevolumen ist fiir
Betriebsforderungen nach dem 2. Teil, 1. Hauptstiick von folgenden durchschnittlichen jdhrlichen
Volllaststunden auszugehen:

1. Anlagen auf Basis von Biomasse.......c..c..cocceveeennen 6 850 Volllaststunden;
2. Wasserkraftanlagen bis 1 MW Engpassleistung........ 4 000 Volllaststunden;
3. Wasserkraftanlagen iiber | MW Engpassleistung.....5 000 Volllaststunden;

4. Windkraftanlagen..........c.ccccoevvevieenieviiiceiiieceeees 2 500 Volllaststunden;
5. Photovoltaikanlagen..............ccceevveeienieneenneeneenee 1 000 Volllaststunden;
6. Anlagen auf Basis von Biogas ..........cccceceeeveenenene. 7 000 Volllaststunden.

Die durchschnittlichen jahrlichen Volllaststunden kénnen unter Beriicksichtigung der Ergebnisse des EAG-
Monitoringberichts gemif § 90 mit Verordnung der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie,
Mobilitdt, Innovation und Technologie im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Digitalisierung und
Wirtschaftsstandort angepasst werden.

(5) (Verfassungsbestimmung) Wenn die Kiirzungen gemifl Abs. 1 die Erreichung der Ziele geméal
§ 4 Abs. 4 gefihrden, hat die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation
und Technologie den Hauptausschuss des Nationalrates zu befassen. Der Hauptausschuss des Nationalrates
hat daraufhin zu entscheiden, ob die Kiirzungen gemi3 Abs. 1 vorgenommen werden oder ob davon
abgeschen wird; in letzterem Fall sind keine Kiirzungen vorzunchmen. Der Beschluss des
Hauptausschusses ist der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und
Technologie zu iibermitteln. Die Bundesministerin hat dem Hauptausschuss alle Berechnungen und
Prognosen sowie alle diesen zugrundeliegenden Daten und Werte zur Verfiigung zu stellen.

(6) Verschiebungen geméall Abs. 2 und Kiirzungen geméafl Abs. 3 sind fiir das betreffende Kalenderjahr
bis zum 22. Janner durch Verordnung der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit,
Innovation und Technologie im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Digitalisierung und
Wirtschaftsstandort festzulegen.

Auskunftspflicht

§ 8. Empfianger von Forderungen nach diesem Bundesgesetz, Elektrizitidtsunternehmen und
Erdgasunternehmen sind verpflichtet, der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit,
Innovation und Technologie sowie sonstigen zustdndigen Behorden jederzeit Einsicht in alle Unterlagen
und Aufzeichnungen zu gewidhren sowie Auskiinfte liber alle den jeweiligen Vollzugsbereich betreffende
Sachverhalte zur Erfiillung der Aufgaben nach diesem Bundesgesetz, insbesondere der Ermittlung der Hohe
der Marktprdmien und der Erstellung des integrierten Netzinfrastrukturplans, zu erteilen. Diese Pflicht zur
Duldung der Einsichtnahme und Erteilung der Auskunft besteht ohne konkreten Anlassfall auch dann, wenn
diese Unterlagen oder Auskiinfte zur Klarung oder zur Vorbereitung der Klarung entscheidungsrelevanter
Sachverhalte in kiinftig durchzufiihrenden Verfahren erforderlich sind.
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2. Teil
Forderregelungen fiir die Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Quellen

1. Hauptstiick
Betriebsforderungen

1. Abschnitt
Marktprimie

Grundsitzliches

§ 9. (1) Die Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Quellen kann nach Maf3gabe der nachfolgenden
Bestimmungen durch Marktpramie geférdert werden.

(2) Die Marktpréamie ist darauf gerichtet, die Differenz zwischen den Produktionskosten von Strom
aus erneuerbaren Quellen und dem durchschnittlichen Marktpreis fiir Strom geméf § 12 und § 13 fiir eine
bestimmte Dauer ganz oder teilweise auszugleichen. Sie wird als Zuschuss fiir vermarkteten und tatsdchlich
in das offentliche Elektrizititsnetz eingespeisten Strom aus erneuerbaren Quellen gewéhrt, fiir den
Herkunftsnachweise ausgestellt wurden.

(3) Marktpramien werden im Rahmen einer Ausschreibung nach den Bestimmungen des 2.
Abschnittes oder auf Antrag nach den Bestimmungen des 3. Abschnittes gewéhrt.

Allgemeine Forderungsvoraussetzungen

§ 10. (1) Durch Marktpriamie forderfahig ist die Erzeugung von Strom aus
1. a) neu errichteten und erweiterten Wasserkraftanlagen mit einer Engpassleistung bis 25 MW (nach
Erweiterung) sowie neu errichteten und erweiterten Wasserkraftanlagen mit einer
Engpassleistung iiber 25 MW (nach Erweiterung) fiir die ersten 25 MW, und
b) revitalisierten Wasserkraftanlagen mit einer Engpassleistung bis | MW (nach Revitalisierung)
sowie revitalisierten Wasserkraftanlagen mit einer Engpassleistung iiber 1 MW (nach
Revitalisierung) fiir maximal die ersten zusdtzlichen 10 MW; erhoht sich bei einer
Revitalisierung nur das Regelarbeitsvermogen, ist fiir die Bemessung der maximalen Forderung
die aliquote Engpassleistungssteigerung mafigeblich.
Eine Forderung wird nicht gewahrt fiir elektrische Energie, die als Ergebnis des Pumpvorganges
zum Zweck der Speicherung in Speichersystemen gewonnen wird, und fiir
aa) Neubauten, Erweiterungen und Revitalisierungen, die in 0&kologisch wertvollen
Gewisserstrecken mit sehr gutem Okologischen Zustand liegen, sowie Neubauten,
Erweiterungen und Revitalisierungen, die in 6kologisch wertvollen Gewisserstrecken
liegen, die auf einer durchgehenden Linge von mindestens einem Kilometer einen sehr
guten hydromorphologischen Zustand aufweisen;
bb) Neubauten, Erweiterungen und Revitalisierungen die den Erhaltungszustand von
Schutzgiitern der Richtlinie 92/43/EWG zur Erhaltung der natiirlichen Lebensrdume sowie
der wildlebenden Tiere und Pflanzen (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie), ABI. Nr. L 206 vom
22.07.1992 S. 7, zuletzt gedndert durch die Richtlinie 2013/17/EU, ABIL. Nr. L 158 vom
10.06.2013 S. 193, in der Fassung der Berichtigung ABIL. Nr. L 95 vom 29.03.2014 S. 70,
oder der Richtlinie 2009/147/EG {tber die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten
(Vogelschutzrichtlinie), ABL. Nr. L 20 vom 26.01.2010 S. 7, zuletzt geéndert durch die
Verordnung (EU) 2019/2010, ABIL. Nr. L 170 vom 25.06.2019 S. 115, verschlechtern und
in Schutzgebieten (Natura 2000, Nationalpark) liegen.
Lit. bb gilt nicht fiir Vorhaben, fiir die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes
bereits ein Vorverfahren gemidl §4 des Umweltvertrdglichkeitspriifungsgesetzes 2000
(UVP-G 2000), BGBI. Nr. 697/1993, oder ein Genehmigungsverfahren gemafl § 5 UVP-G 2000
anhéngig ist, wenn die Wasserkraftanlage eine bestehende Wasserkraftanlage in einer
Gewisserstrecke mit mehreren bestehenden Wasserkraftanlagen ersetzt und zu einer Reduktion
der Anzahl von energetisch genutzten Querbauwerken in dieser Gewisserstrecke sowie einer
Verbesserung des Erhaltungszustandes anderer Schutzgiiter im Sinne der lit. b im betroffenen
Schutzgebiet fiihrt und ein Verlust von prioritdren Lebensrdumen und anderen Lebensrdumen
gemidld Anhang I der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie doppelt kompensiert wird.

2. neu errichteten Windkraftanlagen sowie Erweiterungen von Windkraftanlagen.
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3. neu errichteten Photovoltaikanlagen mit einer Engpassleistung von mehr als 10 kW sowie
Erweiterungen von Photovoltaikanlagen um eine Engpassleistung von mehr als 10 kWyeak, wenn
die Anlage

a) auf oder an einem Gebaude oder einer baulichen Anlage, das oder die zu einem anderen Zweck
als der Nutzung von Solarenergie errichtet wurde, oder

b) auf einer befestigten Flache, Eisenbahnanlage, Deponie oder Abfallentsorgungsanlage oder

¢) auf einer landwirtschaftlich genutzten Flache oder einer Fliche im Griinland mit einer speziell
fiir die Errichtung einer Photovoltaikanlage vorgesehenen Widmung

errichtet wird oder ist. Eine speziell fiir die Errichtung einer Photovoltaikanlage vorgesehene
Widmung (lit. ¢) ist nicht erforderlich, wenn die insgesamt installierte Engpassleistung auf der
betreffenden Flidche 100 kW .k nicht iiberschreitet.

4. neu errichteten und repowerten Anlagen auf Basis von Biomasse mit einer Engpassleistung bis
5 MW, sowie neu errichteten und repowerten Anlagen auf Basis von Biomasse mit einer
Engpassleistung iiber 5 MW fiir die ersten 5 MW¢, wenn die Anlage

a) einen Brennstoffnutzungsgrad von mindestens 60% erreicht,

b) dem Stand der Technik entsprechende Mainahmen zur Vermeidung von Feinstaub aufweist,

c) iiber einen dem Stand der Technik entsprechenden Warmezahler verfiligt und

d) iiber ein Konzept der Rohstoffversorgung zumindest fiir die ersten fiinf Betriebsjahre verfiigt.

5. neu errichteten Anlagen auf Basis von Biogas mit einer Engpassleistung bis 250 kW, wenn die

Anlage

a) einen Brennstoffnutzungsgrad von iiber 65% erreicht,

b) ausschlieBlich Biomasse in Form von biologisch abbaubaren Abféllen und Reststoffen, wovon
mindestens 30% auf Wirtschaftsdiinger und maximal 30% auf Zwischenfriichte und
Restgriinland entfallen, als Brennstoff einsetzt,

c¢) mehr als 10 km vom néchsten Anschlusspunkt an das Gasnetz entfernt ist,

d) iiber einen dem Stand der Technik entsprechenden Warmezahler verfiigt und

e) iiber ein Konzept der Rohstoffversorgung zumindest fiir die ersten fiinf Betriebsjahre verfiigt.

6. bestchenden Anlagen auf Basis von Biomasse nach Ablauf der Forderdauer nach den
Bestimmungen des 0SG 2012, des C)kostromgesetzes, BGBI. I Nr. 149/2002, und der auf
Grundlage des Biomasseforderung-Grundsatzgesetzes, BGBI.I Nr.43/2019, erlassenen
Landesausfiihrungsgesetze, wenn die Anlage
a) einen Brennstoffnutzungsgrad von mindestens 60% erreicht, sofern die Anlage zum Betrieb
aufgrund auBergewohnlicher Naturereignisse nicht mehr als 50% Schadholz einsetzt; dieses
Erfordernis gilt nicht fiir Holzkraftwerke mit Entnahmekondensationsturbinen, die bis zum
31. Dezember 2004 in erster Instanz genehmigt wurden und bei denen eine effiziente
Stromproduktion dadurch erreicht wird, dass die Kondensation des Turbinenabdampfs im
Jahresmittel bei niedrigen Temperaturen im Vakuum mit einem Abdampfdruck von hochstens
0,2 bar absolut, bei einer Engpassleistung bis 2,5 MW, von hdchstens 0,3 bar absolut, erfolgt,

b) dem Stand der Technik entsprechende MaBnahmen zur Vermeidung von Feinstaub aufweist,

c) iiber einen dem Stand der Technik entsprechenden Warmezahler verfiigt und

d) iiber ein Konzept der Rohstoffversorgung zumindest fiir die weiteren fiinf Betriebsjahre verfiigt.

7. bestehende Anlagen auf Basis von Biogas nach Ablauf der Forderdauer nach den Bestimmungen
des OSG 2012 oder des Okostromgesetzes, wenn die Anlage
a) einen Brennstoffhutzungsgrad von mehr als 60% erreicht,

b) maximal 60% aus den Kulturarten Getreide und Mais bestehende Brennstoffe einsetzt,
¢) iiber einen dem Stand der Technik entsprechenden Wérmezahler verfiigt und
d) iiber ein Konzept der Rohstoffversorgung zumindest fiir die weiteren fiinf Betriebsjahre verfiigt.

(2) Eine Forderung durch Marktpriamie wird dem Betreiber einer Anlage nur gewéhrt, wenn die Anlage
gemal Abs. 1 an das Osterreichische 6ffentliche Elektrizititsnetz angeschlossen, ferngesteuert regelbar und
mit einem Lastprofilzéhler oder unterhalb der Grenze des § 17 Abs. 2 EIWOG 2010 mit einem intelligenten
Messgeridt gemill § 7 Abs. 1 Z 31 EIWOG 2010 ausgestattet ist. Bei Verwendung eines intelligenten
Messgerites miissen die Energiewerte pro Viertelstunde gemessen, ausgelesen und verwendet werden.

(3) Bei Revitalisierungen, mit Ausnahme von revitalisierten Wasserkraftanlagen mit einer
Engpassleistung bis 1 MW geméall Abs. 1 Z 1 lit. b erster Fall, und Anlagenerweiterungen werden nur die
aus der im Fordervertrag vereinbarten Engpassleistung der Anlagenerweiterung oder Revitalisierung
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resultierenden Erzeugungsmengen oder die im Fordervertrag vereinbarten aus der Erhohung des
Regelarbeitsvermogens resultierenden Erzeugungsmengen gefordert. Besteht fiir den Anlagenbestand ein
aufrechter Vertrag iiber die Kontrahierung von Okostrom mit der Okostromabwicklungsstelle nach den
Bestimmungen des OSG 2012 oder mit einem Biomasse-Bilanzgruppenverantwortlichen nach den
Bestimmungen eines auf der Grundlage des Biomasseforderung-Grundsatzgesetzes erlassenen
Landesausfiihrungsgesetzes, ist die Anlagenerweiterung durch Marktpramie nur forderfahig, wenn die
Anlagenerweiterung nicht einer Okobilanzgruppe oder Biomassebilanzgruppe zugeordnet ist.

(4) Eine Forderung durch Marktpriamie ist ausgeschlossen, wenn sie keinen Anreizeffekt nach den
beihilferechtlichen Regelungen der Europdischen Union hat oder die Gewahrung einer Forderung gegen
andere Vorgaben des unionsrechtlichen Beihilferechts verstoBen wiirde.

Berechnung der Marktprimie

§ 11. (1) Die Hohe der Marktprdmie ist in Cent pro kWh anzugeben und bestimmt sich aus der
Differenz zwischen dem jeweils im Rahmen einer Ausschreibung ermittelten oder mit Verordnung zum
Zeitpunkt der Antragstellung festgelegten anzulegenden Wert in Cent pro kWh und dem jeweiligen
Referenzmarktwert oder Referenzmarktpreis in Cent pro kWh.

(2) Fir Anlagen auf Basis von Biomasse und Biogas wird die Marktprdmie fiir die in einem
Kalenderjahr ins 6ffentliche Elektrizititsnetz eingespeiste Strommenge auf Basis des Referenzmarktpreises
gemdl § 12 desselben Kalenderjahres gewéhrt.

(3) Fir Windkraftanlagen, Wasserkraftanlagen und Photovoltaikanlagen wird die Marktpramie fiir die
in einem Monat ins Offentliche Elektrizititsnetz eingespeiste Strommenge auf Basis des
Referenzmarktwertes gemal § 13 desselben Monats gewahrt.

(4) Die Berechnung der Marktpramie erfolgt entsprechend der von der Anlage erzeugten und in das
offentliche Elektrizititsnetz eingespeisten Strommenge, soweit bei der Erzeugung die jeweils im
Fordervertrag vereinbarte Engpassleistung nicht iiberschritten wurde. Im Fall von Uberschreitungen der
Engpassleistung sind die aus der Leistungsiiberschreitung resultierenden Erzeugungsmengen in der
Berechnung der Marktpridmie nicht zu beriicksichtigen. Die Abrechnung erfolgt auf Basis der Differenz
zwischen den gemessenen Viertelstundenwerten und der Engpassleistung.

(5) Ergibt sich bei der Berechnung gemal} Abs. 1 bis 4 ein Wert kleiner null, wird die Marktpramie
fir Windkraftanlagen mit einer Engpassleistung unter 20 MW, Wasserkraftanlagen mit einer
Engpassleistung unter 20 MW, Photovoltaikanlagen mit einer Engpassleistung unter | MW sowie Anlagen
auf Basis von Biomasse und Biogas mit null festgesetzt.

(6) Windkraftanlagen mit einer Engpassleistung ab 20 MW, Wasserkraftanlagen mit einer
Engpassleistung ab 20 MW und Photovoltaikanlagen mit einer Engpassleistung ab 1 MW haben, sofern der
Referenzmarktwert den anzulegenden Wert um mehr als 40% tibersteigt, 66% des iibersteigenden Teils der
EAG-Forderabwicklungsstelle riickzuvergiiten. Der an die EAG-Forderabwicklungsstelle zu leistende
Betrag ist bei Auszahlung der Marktpramie gemal § 14 in Abzug zu bringen.

(7) Im anzulegenden Wert ist die Umsatzsteuer nicht enthalten.

(8) Die Netzbetreiber haben der EAG-Forderabwicklungsstelle simtliche fiir die Berechnung und
Auszahlung der Marktpramie erforderlichen Daten, wie insbesondere die in das 6ffentliche Elektrizitétsnetz
eingespeisten Mengen, zur Verfligung zu stellen.

Referenzmarktpreis

§ 12. (1) Fiir die Ermittlung des Referenzmarktpreises ist das Handelsergebnis fiir den Stundenpreis
der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung fiir die fiir Osterreich relevante Gebotszone heranzuzichen.
Liegt kein Ergebnis der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung vor, werden stattdessen die ersatzweise
veroffentlichten Day-Ahead-Stundenpreise desjenigen nominierten Strommarktbetreibers herangezogen,
der fiir den betroffenen Tag den hochsten Handelsumsatz in der fiir Osterreich relevanten Gebotszone
ausweist.

(2) Der Referenzmarktpreis in Cent pro kWh ermittelt sich aus dem arithmetischen Mittelwert aller
Stundenpreise gemif Abs. 1 eines Kalenderjahres.

(3) Die Regulierungsbehorde hat am Beginn eines jeden Kalenderjahres den Referenzmarktpreis des
vergangenen Jahres zu berechnen und zu verdffentlichen.

Referenzmarktwert

§ 13. (1) Fir die Ermittlung des Referenzmarktwertes ist das Handelsergebnis fiir den Stundenpreis
der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung fiir die fiir Osterreich relevante Gebotszone heranzuziehen.
Liegt kein Ergebnis der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung vor, werden stattdessen die ersatzweise
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verdffentlichten Day-Ahead-Stundenpreise desjenigen nominierten Strommarktbetreibers herangezogen,
der fiir den betroffenen Tag den hochsten Handelsumsatz in der fiir Osterreich relevanten Gebotszone
ausweist.

(2) Der Referenzmarktwert wird gesondert fiir jede Technologie gemall § 11 Abs. 3 auf Basis der in
einer Stunde aus der jeweiligen Technologie erzeugten Strommenge in kWh berechnet. Dazu sind die
gemiB Art. 16 der Verordnung (EU) Nr. 543/2013 iiber die Ubermittlung und die Verdffentlichung von
Daten in Strommaérkten, ABL. Nr. L 163 vom 15.06.2013 S. 1, zuletzt gedndert durch die Verordnung (EU)
2019/943, ABI. Nr.L 158 vom 14.06.2019 S.54, auf der Informationstransparenzplattform des
Europdischen Verbunds der Ubertragungsnetzbetreiber (,ENTSO-Strom®) fiir die gesamte dsterreichische
Regelzone ver6ffentlichten Daten zu verwenden. Soweit die nach diesem Absatz bendtigten Daten nicht
auf der Informationstransparenzplattform verfiigbar sind, sind sie von der Regulierungsbehdrde
anzufordern und fiir die gesamte Regelzone zu verdffentlichen.

(3) Fiir jede Stunde eines Monats wird zundchst der Preis gemall Abs. 1 mit der Menge des in dieser
Stunde aus einer Technologie gemid Abs.2 erzeugten Stroms multipliziert. Die Summe dieser
Berechnungen wird sodann durch die Menge des im gesamten Monat erzeugten Stroms aus dieser
Technologie dividiert.

(4) Die Regulierungsbehdrde hat am Beginn eines jeden Monats fiir jede Technologie gemif3 § 11
Abs. 3 den Referenzmarktwert des vergangenen Monats zu berechnen und zu verdffentlichen.

Auszahlung der Marktprimie

§ 14. (1) Die Auszahlung der Marktpramie erfolgt monatlich durch die EAG-Forderabwicklungsstelle.
Néhere Bestimmungen hierzu, wie insbesondere zur Rechnungslegung und zu den Zahlungsterminen, sind
in den Allgemeinen Forderbedingungen (§ 17) festzulegen.

(2) Fir Anlagen auf Basis von Biomasse und Biogas hat die EAG-Forderabwicklungsstelle eine
monatliche Akontierung auf Grundlage des gemifl § 12 ermittelten Referenzmarktpreises des jeweils
vorangegangenen Kalenderjahres zu leisten. Die Differenz zwischen der Akontierung und der tatséchlich
auszubezahlenden Marktprdmie ist von der EAG-Forderabwicklungsstelle mittels Aufrechnung,
Riickforderung oder zusitzlicher Erstattung fiir ein Kalenderjahr bis zum Ende des ersten Quartals des
Folgejahres auszugleichen.

(3) Fiur Windkraftanlagen, Wasserkraftanlagen und Photovoltaikanlagen hat die Auszahlung auf
Grundlage des gemiB § 13 ermittelten Referenzmarktwertes zu erfolgen.

Aussetzung der Marktprimie bei negativen Preisen

§ 15. (1) Wenn der Stundenpreis in der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung fiir das Marktgebiet
Osterreich bzw. bei Nichtverfiigbarkeit der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung der ersatzweise
verdffentlichte Stundenpreis desjenigen nominierten Strommarktbetreibers, der im vorangegangenen
Kalenderjahr den hichsten Handelsumsatz in der fiir Osterreich relevanten Gebotszone aufgewiesen hat, in
mindestens sechs aufeinanderfolgenden Stunden negativ ist, verringert sich die Marktpramie fiir den
gesamten Zeitraum, in dem der Stundenpreis negativ ist, auf null.

(2) Abs. 1 gilt nicht, wenn ein durch die Regulierungsbehorde anerkannter und durch die in Osterreich
nominierten Strommarktbetreiber fiir die einheitliche Intraday-Marktkopplung ver6ffentlichter
einheitlicher &sterreichischer Intraday-Preisindex in jenen mindestens sechs aufeinanderfolgenden Stunden
positiv ist, die im vortdgigen einheitlichen Day-Ahead-Handel gemdB Abs. 1 negativ waren.

Beginn, Dauer und Beendigung der Forderung

§ 16. Sofern nicht anders bestimmt, werden Marktprdmien ab Nachweis der Inbetriebnahme der
Anlage bei der EAG-Forderabwicklungsstelle, bei Erweiterungen und Revitalisierungen ab Nachweis der
Inbetriebnahme der erweiterten oder revitalisierten Anlage bei der EAG-Forderabwicklungsstelle, fiir eine
Dauer von 20 Jahren gewéhrt.

Allgemeine Forderbedingungen

§ 17. (1) Die EAG-Forderabwicklungsstelle hat mit Bietern, die einen Zuschlag geméf § 23 erhalten
haben und mit Forderwerbern, deren Antrag auf Forderung durch Marktprimie gemill § 46 oder § 54
angenommen wurde, Vertrige tiber die Forderung durch Marktpramie auf der Grundlage von Allgemeinen
Forderbedingungen abzuschlieflen.

(2) Die Allgemeinen Forderbedingungen haben insbesondere Bestimmungen zu enthalten iiber:
1. Durchfiihrung, Zeitpunkte und Methoden von Zahlungen;

2. Ubermittlung von fiir die Forderabwicklung erforderlichen Daten und einzuhaltende
Datenformate;
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3. Rechte und Pflichten der Férdernehmer;
4. Stérungen in der Vertragsabwicklung, Haftung und Riickabwicklung.
(3) Die Allgemeinen Forderbedingungen sind von der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt,

Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie mit Bescheid zu genehmigen. Die Genehmigung ist
erforderlichenfalls unter Vorschreibung von Auflagen, Bedingungen und Befristungen zu erteilen.

(4) Die EAG-Forderabwicklungsstelle ist verpflichtet, {iber Aufforderung der Bundesministerin fiir
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie die Allgemeinen
Forderbedingungen zu éndern oder neu zu erstellen.

2. Abschnitt
Ausschreibungen

1. Unterabschnitt
Allgemeine Ausschreibungsbestimmungen

Hochstpreise

§ 18. (1) Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und
Technologie hat im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus
durch Verordnung gesondert fiir jede Technologie Hochstpreise in Cent pro kWh, bis zu denen Gebote in
Ausschreibungen beachtet werden, auf Basis eines oder mehrerer Gutachten festzulegen.

(2) Fiir die Festlegung der Hochstpreise sind folgende Grundsétze anzuwenden:

1. die Hochstpreise haben sich an den Kosten zu orientieren, die fir den Betrieb einer
kosteneffizienten, dem Stand der Technik entsprechenden Anlage erforderlich sind;

2. die Kosten haben Abschreibungen und eine angemessene Verzinsung von Eigen- und Fremdkapital
fiir die Investition zu umfassen. Dabei ist ein Finanzierungskostensatz anzuwenden, der sich aus
einem gewichteten durchschnittlichen Kapitalkostensatz fiir Eigen- und Fremdkapital unter
Zugrundelegung einer Normkapitalstruktur sowie der Ertragsteuer bestimmt. Eine marktgerechte
Risikopramie fiir das Eigen- und Fremdkapital, die Rahmenbedingungen des Kapitalmarktes sowie
ein risikoloser Zinssatz sind zu beriicksichtigen;

3. fiir Anlagen auf Basis von Biomasse darf die Festlegung des Hochstpreises nicht in einer solchen
Form erfolgen, dass Biomasse ihrer stofflichen Nutzung entzogen wird bzw. Nahrungs- und
Futtermittel ihrem urspriinglichen Verwendungszweck entzogen werden.

(3) Die Hochstpreise sind fiir jedes Kalenderjahr gesondert zu bestimmen, wobei unterjdhrige
Anpassungen zulédssig sind. Bis zum Inkrafttreten einer neuen Verordnung gelten die letztgiiltigen
Hochstpreise weiter.

Bekanntmachung der Ausschreibung

§19. (1) Die EAG-Forderabwicklungsstelle hat spitestens zwei Monate vor dem jeweiligen
Gebotstermin die Ausschreibung auf ihrer Internetseite bekanntzumachen. Die Bekanntmachung hat
jedenfalls zu enthalten:

1. den Gebotstermin (Datum und Uhrzeit);

. die Art der erneuerbaren Energiequelle, aus der Strom erzeugt werden soll;
. das Ausschreibungsvolumen in kW;

. den jeweiligen Hochstpreis;

. die Form der Gebotseinreichung;

.die Fordervoraussetzungen und sonstigen Bedingungen, die Voraussetzung fiir die
Berticksichtigung von Geboten darstellen.

AN L AW

(2) Die EAG-Forderabwicklungsstelle hat in geeigneter, leicht verstdndlicher Form allgemeine
Hinweise zur Teilnahme an einer Ausschreibung auf ihrer Internetseite zu veréffentlichen.

Anforderungen an Gebote

§ 20. Die Gebote miissen die folgenden Angaben enthalten:

1. Name, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse des Bieters; bei Personengesellschaften
und juristischen Personen zusétzlich den Sitz, gegebenenfalls die Firmenbuchnummer sowie den
Namen einer natiirlichen Person, die zur Vertretung fiir alle Handlungen nach diesem Gesetz
bevollméchtigt ist;
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2. die erneuerbare Energiequelle, fiir die das Gebot abgegeben wird;

3. den Standort oder geplanten Standort der Anlage unter Angabe der Katastralgemeinde und
Grundstiicksnummer;

4. eine Projektbeschreibung mit Angaben und Nachweisen zur Erfiillung der Férdervoraussetzungen
und einem Kosten-, Zeit- und Finanzierungsplan;

5. die Gebotsmenge in kW ohne Nachkommastellen;
6. den Gebotswert in Cent pro kWh mit zwei Nachkommastellen;

7. einen Nachweis, dass fiir die Neuerrichtung, das Repowering oder die Erweiterung der Anlage alle
erforderlichen Genehmigungen und Bewilligungen der jeweils zustindigen Behorde erteilt wurden
oder als erteilt gelten;

8. einen Nachweis iiber den Erlag einer Sicherheitsleistung gemaf § 22;
9. eine Erkldrung zur Bereitstellung von Messdaten in Echtzeit.

Einreichung der Gebote

§ 21. (1) Die Gebote sind bei der EAG-Forderabwicklungsstelle iiber das von der EAG-
Forderabwicklungsstelle einzurichtende elektronische Ausschreibungssystem einzubringen.

(2) Die Gebote miissen spitestens bis zum jeweiligen Gebotstermin vollstindig bei der EAG-
Forderabwicklungsstelle einlangen. Die Gebote gelten als eingelangt, wenn sie in den elektronischen
Verfiigungsbereich der EAG-Forderabwicklungsstelle gelangt sind.

(3) Bieter sind bis zum Abschluss des Zuschlagsverfahrens gemél3 § 23 an ihre Gebote gebunden.

(4) Die Zuriickziehung von Geboten ist bis zum jeweiligen Gebotstermin zuldssig; maf3geblich ist das
Einlangen einer entsprechenden Riicknahmeerklarung bei der EAG-Forderabwicklungsstelle. Die
Neueinbringung eines Gebotes ist nur nach Zuriickziehung des urspriinglichen Gebotes moglich.

(5) Bieter diirfen in einer Ausschreibung mehrere Gebote fiir unterschiedliche Anlagen abgeben. Die
Abgabe mehrerer Gebote fiir ein und dieselbe Anlage ist unzulassig.

(6) Die Kosten fiir die Erstellung und Einbringung von Geboten samt aller Vorleistungen und
Nachweise trégt der Bieter.

Sicherheitsleistung

§ 22. (1) Bieter haben bei der EAG-Forderabwicklungsstelle eine Sicherheitsleistung zu erlegen, durch
die die Zahlung von Ponalen gemélB § 28 gesichert wird.
(2) Die Sicherheitsleistung gemif3 Abs. 1 unterteilt sich in
1. eine Erstsicherheit, die bei Gebotsabgabe zu entrichten ist, und

2. eine Zweitsicherheit, die im Fall eines Zuschlags spétestens am zehnten Werktag nach der
6ffentlichen Bekanntgabe des Zuschlags zusitzlich zu der Erstsicherheit zu entrichten ist.

(3) Der Erlag der Sicherheitsleistung hat durch
1. Einzahlung auf ein von der EAG-Forderabwicklungsstelle bekanntzugebendes Konto oder
2. Ubergabe einer entsprechenden abstrakten Bankgarantie eines Kreditinstitutes gemi § 1 Abs. 1
des  Bankwesengesetzes (BWG), BGBI.  Nr.532/1993, zugunsten der EAG-
Forderabwicklungsstelle
zu erfolgen. Im Fall der Einzahlung auf das Konto der EAG-Forderabwicklungsstelle muss der Betrag der
Erstsicherheit bis zum Gebotstermin und der Betrag der Zweitsicherheit spétestens bis zum Ablauf des
zehnten Werktages nach der 6ffentlichen Bekanntgabe der Zuschlagserteilung auf dem Konto der EAG-
Forderabwicklungsstelle gutgeschrieben sein.

(4) Die Sicherheitsleistung geméf Abs. 3 Z 1 ist von der EAG-Foérderabwicklungsstelle treuhidndig zu
verwahren, bis die Voraussetzungen zur Riickgabe oder der vollstindigen oder teilweisen Einbehaltung
vorliegen. Eine Verzinsung zugunsten des Bieters erfolgt nicht.

Zuschlagsverfahren
§ 23. (1) Die rechtzeitig eingelangten Gebote sind nach Ablauf des Gebotstermins von der EAG-
Forderabwicklungsstelle zu 6ffnen und im Einzelnen auf ihre Zuléssigkeit nach den §§ 24 und 25 zu priifen.

Die Priifung der Gebote ist so zu dokumentieren, dass alle fiir die Beurteilung der Zuléssigkeit wesentlichen
Umstédnde nachvollziehbar sind.

(2) Die EAG-Forderabwicklungsstelle hat die zuldssigen Gebote nach der Hohe des Gebotswertes,
beginnend mit dem niedrigsten Gebotswert, aufsteigend zu reihen. Bei gleichem Gebotswert ist dem Gebot
mit der geringeren Gebotsmenge der Vorzug zu geben. Bei gleichem Gebotswert und gleicher
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Gebotsmenge entscheidet das Los, es sei denn, die Reihenfolge ist fiir die Zuschlagserteilung nicht
entscheidend. Die Reihung der Gebote ist zu dokumentieren.

(3) Nach MalBgabe der Reihung gemill Abs.2 erteilt die EAG-Forderabwicklungsstelle allen
zuldssigen Geboten so lange einen Zuschlag im Umfang ihres Gebotes, als das Ausschreibungsvolumen
nicht iiberschritten wird. Jenem Gebot, das das Ausschreibungsvolumen erstmals {iberschreitet, ist in der
Ausschreibung noch ein Zuschlag zu erteilen, sofern zumindest 50% des zur Bedeckung des Gebotes
erforderlichen  Ausschreibungsvolumens noch vorhanden sind. In diesem Fall ist das
Ausschreibungsvolumen der nachfolgenden Ausschreibung derselben Technologie entsprechend zu
reduzieren. Die Zuschlagserteilung ist ebenfalls zu dokumentieren.

(4) Bieter, die einen Zuschlag erhalten haben, sind von der EAG-Forderabwicklungsstelle ohne
Aufschub iiber die Zuschlagserteilung und den Zuschlagswert zu informieren. Bieter, die nach Abs. 2 und
3 keinen Zuschlag erhalten haben, sind iiber diesen Umstand zu informieren.

Ausschluss von Geboten

§ 24. (1) Gebote sind vom Zuschlagsverfahren auszuscheiden, wenn
1. sie verspétet eingelangt sind,

2. die Anforderungen und Formvorgaben nach den §§ 20 und 21 nicht vollstdndig eingehalten
wurden,

. die fiir die jeweilige Energiequelle nach § 10 gestellten Anforderungen nicht erfiillt sind,

. bis zum Gebotstermin die Erstsicherheit nicht oder nicht vollstandig erlegt wurde,

. der Gebotswert den in der Bekanntmachung angegebenen jeweiligen Hochstpreis {ibersteigt,

. das Gebot Bedingungen, Befristungen oder sonstige Nebenabreden enthilt,

. mehrere Gebote fiir ein und dieselbe Anlage eingereicht wurden, oder

. das dem Gebot zugrundeliegende Projekt bereits einen Zuschlag nach § 23 oder eine Forderung
nach dem 2. Hauptstiick erhalten hat.

(2) Bieter, deren Gebote gemil Abs. 1 ausgeschieden wurden, sind unter Angabe des Grundes fiir die
Ausscheidung zu informieren.

0 NN L KW

Ausschluss von Bietern

§ 25. (1) Bieter und deren Gebote sind vom Zuschlagsverfahren auszuschlieBen, wenn

1. der Bieter vorsitzlich oder grob fahrldssig Gebote unter falschen Angaben oder unter Vorlage
falscher Nachweise in dieser oder der vorangegangenen Ausschreibung abgegeben hat,

2. der Bieter mit anderen Bietern iiber den Inhalt der Gebote in dieser oder in der vorangegangenen
Ausschreibung Absprachen getroffen hat, die auf eine Verzerrung des Wettbewerbs abzielen,

3. iiber das Vermogen des Bieters ein Insolvenzverfahren erdffnet wurde.

(2) Bieter, die bzw. deren Gebote gemil Abs. 1 ausgeschlossen wurden, sind unter Angabe des
Grundes fiir den Ausschluss zu informieren.

Veroffentlichung der Zuschlige
§26. Die EAG-Forderabwicklungsstelle hat nach erfolgter Zuschlagserteilung folgende
Informationen auf ihrer Internetseite zu verdffentlichen:

1. den Gebotstermin der Ausschreibung unter Angabe des ausgeschriebenen Energietragers bzw. der
ausgeschriebenen Energietréger;

2. die insgesamt bezuschlagte Leistung;

3. den Namen der Bieter, die einen Zuschlag erhalten haben, unter Angabe des jeweils im Gebot
angegebenen Standortes der Anlage;

4. den niedrigsten und hochsten Zuschlagswert sowie den mengengewichteten durchschnittlichen
Zuschlagswert.
Erloschen von Zuschligen

§ 27. (1) Ein Zuschlag erlischt, wenn

1. die Zweitsicherheit gemdl § 22 Abs. 2 Z 2 nicht rechtzeitig oder vollstindig entrichtet wurde;

2. die Anlage nicht innerhalb der jeweils geltenden Frist in Betrieb genommen wurde, wobei die
Inbetriebnahme der EAG-Forderabwicklungsstelle durch eine Bestdtigung des Netzbetreibers
nachzuweisen ist;

3. sich nachtriglich herausstellt, dass das Gebot gemdl § 24 Abs. 1 Z 8 vom Zuschlagsverfahren
auszuschlieen gewesen wére oder
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4. sich nachtriglich herausstellt, dass der Bieter gemdB § 25 Abs.1 vom Zuschlagsverfahren
auszuschlieen gewesen wire.

(2) Das mit dem Erloschen freiwerdende Ausschreibungsvolumen ist dem jeweiligen
Ausschreibungsvolumen des néchstfolgenden Kalenderjahres zuzuschlagen.

Ponalen

§ 28. (1) Bieter miissen an die EAG-Forderabwicklungsstelle eine Ponale zahlen
1. in der Hohe der zu erlegenden Erstsicherheit, wenn der Zuschlag gemal3 § 27 Abs. 1 Z 1 erlischt;

2. in der vollen Hohe der zu erlegenden Sicherheit, wenn der Zuschlag gemél § 27 Abs. 1 Z 2 bis 4
erlischt.

(2) Wurde die Sicherheit durch Einzahlung auf ein Konto der EAG-Forderabwicklungsstelle erlegt,
wird die Forderung gemi3 Abs. 1 durch die Einbehaltung der Sicherheit erfiillt. Wurde die Sicherheit in
Form einer Bankgarantie erlegt, kann sich die EAG-Forderabwicklungsstelle fiir ihre Forderung gemaf3
Abs. 1 durch den Abruf der Bankgarantie befriedigen, wenn der Bieter den entsprechenden Geldbetrag
nicht umgehend ab Erloschen des Zuschlages auf ein von der EAG-Forderabwicklungsstelle
bekanntzugebendes Konto iiberweist.

(3) Die Ponalen flieen dem Fordermittelkonto gemél § 77 zu.
Riickgabe von Sicherheiten

§ 29. Die EAG-Forderabwicklungsstelle hat die erlegte Sicherheit fiir ein Gebot unverziiglich
zuriickzugeben, wenn
1. der Bieter das Gebot gemédl § 21 Abs. 4 bis zum Gebotstermin zuriickgezogen hat;
2. das Gebot keinen Zuschlag erhalten hat;

3. die Anlage innerhalb der jeweils geltenden Frist in Betrieb genommen und die Inbetriebnahme der
EAG-Forderabwicklungsstelle durch eine Bestétigung des Netzbetreibers nachgewiesen wurde.

2. Unterabschnitt
Ausschreibung fiir Photovoltaikanlagen

Anwendungsbereich

§ 30. (1) Die Empfénger einer Marktpramie und die Hohe des fiir die Berechnung der Marktpramie
anzulegenden Wertes fiir Photovoltaikanlagen werden durch Ausschreibung ermittelt.

(2) In Ausschreibungen gemdB3 Abs. 1 sind nur Gebote fiir Photovoltaikanlagen zulédssig, die die
allgemeinen Fordervoraussetzungen gemif § 10 erfiillen.

Ausschreibungsvolumen und Gebotstermine

§31. (1) Das Ausschreibungsvolumen fiir Photovoltaikanlagen betrdgt jéhrlich mindestens
700 000 kW peak, vorbehaltlich allfalliger Kiirzungen gemal § 7 oder § 23 Abs. 3.

(2) Ausschreibungen fiir Photovoltaikanlagen sind von der EAG-F&rderabwicklungsstelle zumindest
zweimal jéhrlich durchzufiihren. Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit,
Innovation und Technologie hat im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Digitalisierung und
Wirtschaftsstandort mit Verordnung die Gebotstermine unter Angabe des fiir einen Gebotstermin jeweils
zur Verfligung stehenden Ausschreibungsvolumens festzulegen.

(3) Wird das fiir einen Gebotstermin zur Verfiigung stehende Ausschreibungsvolumen nicht
ausgeschopft, ist das nicht ausgeschopfte Ausschreibungsvolumen zunichst dem Ausschreibungsvolumen
nachfolgender Gebotstermine desselben Jahres und sodann den Gebotsterminen des Folgejahres
zuzuschlagen, soweit keine Verschiebung des Ausschreibungsvolumens zugunsten der Fordermittel fiir
Investitionszuschiisse oder eine Kiirzung des Ausschreibungsvolumens nach § 7 erfolgt. Wird das
Ausschreibungsvolumen in drei aufeinander folgenden Jahren nicht ausgeschopft, kann die
Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie im
Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Digitalisierung und Wirtschaftsstandort das nicht
ausgeschopfte  Ausschreibungsvolumen unter Berilicksichtigung der Ergebnisse des EAG-
Monitoringberichts gemal § 90 durch Verordnung anderen Technologien und Forderarten zuschlagen.

Sicherheitsleistung fiir Photovoltaikanlagen

§ 32. (1) Die Hohe der Erstsicherheit errechnet sich aus der Gebotsmenge multipliziert mit 5 Euro pro
kW oeak.
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(2) Die Hohe der Zweitsicherheit errechnet sich aus der Gebotsmenge multipliziert mit 45 Euro pro
kWopeak.

(3) Die Sicherheitsleistung kann fiir mehrere Anlagen und fiir mehrere Gebote gemeinsam erlegt
werden.

Abschlag fiir Freiflichenanlagen

§ 33. Fiir Photovoltaikanlagen auf Freiflaichen gemall § 10 Abs. 1 Z 3 lit. ¢ verringert sich diec Hohe
des Zuschlagwertes um einen Abschlag von 25%. Die Hohe des Abschlages kann mit Verordnung der
Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie im
Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus geéndert werden.

Frist zur Inbetriebnahme von Photovoltaikanlagen

§34. (1) Die Frist zur Inbetriebnahme betrdgt bei Photovoltaikanlagen zwolf Monate ab
Veroftentlichung des Zuschlags auf der Internetseite der EAG-Forderabwicklungsstelle.

(2) Die Frist gemd3 Abs. 1 kann von der EAG-Forderabwicklungsstelle einmal um bis zu zwolf
Monate verlangert werden, wenn der Bieter glaubhaft darlegt, dass die Ursachen fiir die nicht-fristgerechte
Inbetriebnahme nicht in seinem Einflussbereich liegen.

3. Unterabschnitt
Ausschreibung fiir Anlagen auf Basis von Biomasse

Anwendungsbereich

§ 35. (1) Die Empféanger einer Marktpramie und die Hohe des fiir die Berechnung der Marktpramie
anzulegenden Wertes fiir neu errichtete und repowerte Anlagen auf Basis von Biomasse mit einer
Engpassleistung von 0,5 MW, bis 5 MW, sowie neu errichtete und repowerte Anlagen auf Basis von
Biomasse mit einer Engpassleistung iiber 5 MW fiir die ersten 5 MW werden durch Ausschreibung
ermittelt.

(2) In Ausschreibungen gemédf Abs. 1 sind nur Gebote fiir neu errichtete und repowerte Anlagen auf
Basis von Biomasse zuldssig, die die allgemeinen Fordervoraussetzungen gemal3 § 10 erfiillen.

Ausschreibungsvolumen und Gebotstermine

§36. (1) Das Ausschreibungsvolumen fiir Anlagen auf Basis von Biomasse betrdgt jahrlich
mindestens 15 000 kW, vorbehaltlich allfélliger Kiirzungen geméal § 7 oder § 23 Abs. 3.

(2) Ausschreibungen fiir Anlagen auf Basis von Biomasse sind von der EAG-Forderabwicklungsstelle
zumindest einmal jdhrlich durchzufiihren. Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie,
Mobilitét, Innovation und Technologie hat im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Landwirtschaft,
Regionen und Tourismus mit Verordnung die Gebotstermine unter Angabe des fiir einen Gebotstermin
jeweils zur Verfiigung stehenden Ausschreibungsvolumens festzulegen.

(3) Wird das fiir einen Gebotstermin zur Verfligung stehende Ausschreibungsvolumen nicht
ausgeschopft, ist das nicht ausgeschopfte Ausschreibungsvolumen zunichst dem Ausschreibungsvolumen
nachfolgender Gebotstermine desselben Jahres und sodann den Gebotsterminen des Folgejahres
zuzuschlagen, soweit eine Kiirzung des Ausschreibungsvolumens nach § 7 nicht erfolgt. Wird das
Ausschreibungsvolumen in drei aufeinander folgenden Jahren nicht ausgeschdpft, kann die
Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie im
Einvernechmen mit der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus das nicht
ausgeschopfte  Ausschreibungsvolumen unter Beriicksichtigung der Ergebnisse des EAG-
Monitoringberichts gemél § 90 durch Verordnung anderen Technologien und Forderarten zuschlagen.

Sicherheitsleistung fiir Anlagen auf Basis von Biomasse

§ 37. (1) Die Hohe der Erstsicherheit errechnet sich aus der Gebotsmenge multipliziert mit 5 Euro pro
kW.

(2) Die Hohe der Zweitsicherheit errechnet sich aus der Gebotsmenge multipliziert mit 55 Euro pro
kW.

(3) Die Sicherheitsleistung kann fiir mehrere Anlagen und fiir mehrere Gebote gemeinsam erlegt
werden.
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Abschlag fiir Repowering

§ 38. Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie
kann im Einvernechmen mit der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus mit
Verordnung einen Abschlag auf den Zuschlagswert fiir repowerte Anlagen auf Basis von Biomasse
festlegen, dessen Hohe sich nach dem Grad der Reinvestition bemisst.

Frist zur Inbetriebnahme von Anlagen auf Basis von Biomasse

§ 39. (1) Die Frist zur Inbetricbnahme betragt bei Anlagen auf Basis von Biomasse 24 Monate ab
Veroffentlichung des Zuschlags auf der Internetseite der EAG-Forderabwicklungsstelle.

(2) Die Frist gemdf3 Abs. 1 kann von der EAG-Fdrderabwicklungsstelle einmal um bis zu 24 Monate
verlangert werden, wenn der Bieter glaubhaft darlegt, dass die Ursachen fiir die nicht-fristgerechte
Inbetriebnahme nicht in seinem Einflussbereich liegen.

4. Unterabschnitt
Ausschreibung fiir Windkraftanlagen ab dem Kalenderjahr 2024

Anwendungsbereich

§ 40. (1) Die Empfénger einer Marktpramie und die Hohe des fiir die Berechnung der Marktpramie
anzulegenden Wertes fiir Windkraftanlagen werden ab dem Kalenderjahr 2024 durch Ausschreibung
ermittelt, wenn eine Ausschreibung unter Bedachtnahme auf den Evaluierungsbericht gemill § 91
effizientere Ergebnisse als die Vergabe der Forderung nach dem 3. Abschnitt erwarten ldsst.

(2) In Ausschreibungen geméfl Abs. 1 sind nur Gebote fir Windkraftanlagen zulédssig, die die
allgemeinen Fordervoraussetzungen gemif § 10 erfiillen.

Ausschreibungsvolumen und Gebotstermine

§ 41. (1) Das Ausschreibungsvolumen fiir Windkraftanlagen betrégt jahrlich mindestens 400 000 kW,
vorbehaltlich allfdlliger Kiirzungen geméal § 7 oder § 23 Abs. 3.

(2) Ausschreibungen fiir Windkraftanlagen sind von der EAG-Forderabwicklungsstelle zumindest
zweimal jahrlich durchzufiihren. Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitt,
Innovation und Technologie hat im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Digitalisierung und
Wirtschaftsstandort mit Verordnung die Gebotstermine unter Angabe des fiir einen Gebotstermin jeweils
zur Verfligung stehenden Ausschreibungsvolumens festzulegen.

(3) Wird das fiir einen Gebotstermin zur Verfiigung stehende Ausschreibungsvolumen nicht
ausgeschopft, ist das nicht ausgeschopfte Ausschreibungsvolumen zunichst dem Ausschreibungsvolumen
nachfolgender Gebotstermine desselben Jahres und sodann den Gebotsterminen des Folgejahres
zuzuschlagen, soweit keine Verschiebung des Ausschreibungsvolumens zugunsten der Fordermittel fiir
Investitionszuschiisse oder eine Kiirzung des Ausschreibungsvolumens nach § 7 erfolgt. Wird das
Ausschreibungsvolumen in drei aufeinander folgenden Jahren nicht ausgeschopft, kann die
Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie im
Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Digitalisierung und Wirtschaftsstandort das nicht
ausgeschopfte  Ausschreibungsvolumen unter Beriicksichtigung der Ergebnisse des EAG-
Monitoringberichts gemal § 90 durch Verordnung anderen Technologien und Forderarten zuschlagen.

Sicherheitsleistung fiir Windkraftanlagen

§ 42. (1) Die Hohe der Erstsicherheit errechnet sich aus der Gebotsmenge multipliziert mit 5 Euro pro
kW.

(2) Die Hohe der Zweitsicherheit errechnet sich aus der Gebotsmenge multipliziert mit 40 Euro pro
kW.

(3) Die Sicherheitsleistung kann fiir mehrere Anlagen und fiir mehrere Gebote gemeinsam erlegt
werden.

Korrektur des Zuschlagswertes

§ 43. Auf den Zuschlagswert fiir Windkraftanlagen kann ein Korrekturfaktor angewendet werden, der
die standortbedingten unterschiedlichen Stromertrdge einer Windkraftanlage widerspiegelt. Der
Korrekturfaktor ist als gleichméfiger Auf- oder Abschlag auf den anzulegenden Wert fiir einen
Normstandort durch Verordnung der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit,
Innovation und Technologie im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und
Tourismus festzulegen. Der Normstandort hat den durchschnittlichen Stromertrag einer dem Stand der
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Technik entsprechenden, in Osterreich errichteten Windkraftanlage anhand der
Jahreswindgeschwindigkeit, des Hohenprofils und der Rauhigkeitslinge widerzuspiegeln. Im
Korrekturfaktor kann auch die Weiterverwendung von bereits vorhandenen Anlageteilen, bereits
vorhandener Infrastruktur oder bereits vorhandener Windmessung an einem Standort beriicksichtigt
werden.

Frist zur Inbetriebnahme von Windkraftanlagen

§ 44. (1) Die Frist zur Inbetriebnahme betragt bei Windkraftanlagen 24 Monate ab Ver6ffentlichung
des Zuschlags auf der Internetseite der EAG-Forderabwicklungsstelle.

(2) Die Frist geméll Abs. 1 kann von der EAG-Forderabwicklungsstelle zweimal um bis zu zwolf
Monate verldngert werden, wenn der Bieter glaubhaft darlegt, dass die Ursachen fiir die nicht-fristgerechte
Inbetriebnahme nicht in seinem Einflussbereich liegen.

3. Abschnitt
Antrag auf Férderung durch Marktprimie

Allgemeine Anforderungen an Forderantrige

§ 45. Antrige auf Forderung durch Marktpramie miissen die folgenden Angaben enthalten:

1. Name, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse des Forderwerbers; bei
Personengesellschaften und juristischen Personen zusdtzlich den Sitz, gegebenenfalls die
Firmenbuchnummer sowie den Namen einer natiirlichen Person, die zur Vertretung fiir alle
Handlungen nach diesem Gesetz bevollméachtigt ist;

2. zum Einsatz kommende Energiequelle und installierte Leistung der Anlage sowie die erwartete
Jahreserzeugungsmenge;

3. den Standort oder geplanten Standort der Anlage unter Angabe der Katastralgemeinde und
Grundstiicksnummer;

4. Projektbeschreibung mit Angaben und Nachweisen zur Erfiillung der Férdervoraussetzungen und
einem Kosten-, Zeit- und Finanzierungsplan;

5. Nachweis, dass fiir die Neuerrichtung Erweiterung oder Revitalisierung der Anlage alle
erforderlichen Genehmigungen und Bewilligungen der jeweils zustdndigen Behorde erteilt wurden
oder als erteilt gelten.

Antragstellung und Vertragsabschluss

§ 46. (1) Antrége auf Forderung durch Marktpramie sind bei der EAG-Forderabwicklungsstelle iiber
das von der EAG-Forderabwicklungsstelle einzurichtende elektronische Antragssystem einzubringen.

(2) Die Antrége sind nach dem Zeitpunkt ihres Einlangens bei der EAG-Forderabwicklungsstelle zu
reihen und in der Reihenfolge ihres Einlangens zu behandeln. Unvollstindige Antrige sind unter
Rangverlust nicht zu beriicksichtigen, wobei der Antragsteller von diesem Umstand schriftlich in Kenntnis
zu setzen ist.

(3) Forderungen durch Marktpramie werden nach Maligabe des zur Verfiigung stehenden jéhrlichen
Vergabevolumens gewahrt. Jener Antrag, der das jahrliche Vergabevolumen erstmals iiberschreitet, ist
noch zu beriicksichtigen, sofern noch zumindest 50% des zur Bedeckung des Antrages erforderlichen
Vergabevolumens vorhanden sind. In diesem Fall ist das Vergabevolumen des Folgejahres entsprechend
zu reduzieren. Antrige, die nicht bedeckt werden kénnen, gelten als zuriickgezogen.

(4) Wird das jéhrliche Vergabevolumen nicht ausgeschopft, ist das nicht ausgeschopfte
Vergabevolumen dem Vergabevolumen des Folgejahres zuzuschlagen, soweit keine Verschiebung des
Vergabevolumens zugunsten der Fordermittel fiir Investitionszuschiisse oder eine Kiirzung des
Vergabevolumens nach § 7 erfolgt. Wird das Vergabevolumen in drei aufeinander folgenden Jahren nicht
ausgeschopft, kann die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und
Technologie im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus das
nicht ausgeschdpfte Vergabevolumen unter Beriicksichtigung der Ergebnisse des EAG-Monitoringberichts
gemiB § 90 durch Verordnung anderen Technologien und Forderarten zuschlagen.

(5) Hat die zu fordernde MaBnahme eine Forderung nach dem 2. Hauptstiick erhalten, ist eine
Forderung nach diesem Abschnitt ausgeschlossen.

Festlegung des anzulegenden Wertes

§ 47. (1) Fiir die Berechnung der auf Antrag gewahrten Marktpréamie ist die Hohe des anzulegenden
Wertes in Cent pro kWh durch Verordnung der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie,
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Mobilitdt, Innovation und Technologie im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Landwirtschaft,
Regionen und Tourismus festzulegen.

(2) Der anzulegende Wert ist gesondert fiir jede Technologie auf Basis eines oder mehrerer Gutachten
festzulegen. Sofern nicht anders bestimmt, ist der anzulegende Wert nach folgenden Grundsétzen zu
bemessen:

1. der anzulegende Wert hat sich an den Kosten zu orientieren, die fiir den Betrieb einer
kosteneffizienten, dem Stand der Technik entsprechenden Anlage erforderlich sind;

2. die Kosten haben Abschreibungen und eine angemessene Verzinsung von Eigen- und Fremdkapital
fiir die Investition zu umfassen. Dabei ist ein Finanzierungskostensatz anzuwenden, der sich aus
einem gewichteten durchschnittlichen Kapitalkostensatz fiir Eigen- und Fremdkapital unter
Zugrundelegung einer Normkapitalstruktur sowie der Ertragsteuer bestimmt. Eine marktgerechte
Risikoprémie fiir das Eigen- und Fremdkapital, die Rahmenbedingungen des Kapitalmarktes sowie
ein risikoloser Zinssatz sind zu beriicksichtigen;

3. Erlése aus der Vermarktung von Wirme und von Herkunftsnachweisen gemif3 § 83 sind zu
beriicksichtigen;

4. fir Windkraftanlagen ist eine Differenzierung nach den standortbedingten unterschiedlichen
Stromertrdgen zuldssig;

5. fir Wasserkraftanlagen ist eine Differenzierung zwischen Neuerrichtung, Neuerrichtung unter
Verwendung eines Querbauwerkes, Erweiterung und Revitalisierung sowie nach der
Engpassleistung der geférderten Anlage zuléssig;

6. fiir Anlagen auf Basis von Biomasse darf die Festlegung nicht in einer solchen Form erfolgen, dass
Biomasse ihrer stofflichen Nutzung entzogen wird bzw. Nahrungs- und Futtermittel ihrem
urspriinglichen Verwendungszweck entzogen werden;

7. fiir Anlagen auf Basis von Biomasse ist eine Differenzierung nach dem Rohstoffeinsatz zuldssig.

(3) Der anzulegende Wert ist fiir jedes Kalenderjahr gesondert zu bestimmen, wobei unterjdhrige
Anpassungen zuléssig sind. Bis zum Inkrafttreten einer neuen Verordnung gilt der letztgiiltige anzulegende
Wert weiter.

Marktprimie fiir Windkraftanlagen

§ 48. (1) Windkraftanlagen, die die allgemeinen Fordervoraussetzungen geméaf § 10 erfiillen, konnen
auf Antrag durch Marktpramie gefordert werden.

(2) Das Vergabevolumen fiir Windkraftanlagen betrégt jahrlich mindestens 400 000 kW, vorbehaltlich
allfélliger Kiirzungen gemil § 7 oder § 46 Abs. 3.

(3) Wird die Windkraftanlage nicht innerhalb von 24 Monaten nach Annahme des Forderantrages in
Betrieb genommen, gilt der Antrag auf Forderung durch Marktpramie als zuriickgezogen und der
Fordervertrag als aufgeldst. Die Frist zur Inbetriebnahme kann von der EAG-Forderabwicklungsstelle
zweimal um bis zu zwolf Monate verlangert werden, wenn der Antragsteller glaubhaft darlegt, dass die
Ursachen fiir die nicht-fristgerechte Inbetriebnahme nicht in seinem Einflussbereich liegen. Das durch die
Auflosung des Vertrages freiwerdende Vergabevolumen ist dem Vergabevolumen im laufenden
Kalenderjahr zuzurechnen.

(4) Werden Marktprdmien aufgrund einer Ausschreibung nach dem 2. Abschnitt gewihrt, werden
keine Marktpramien fiir Wind nach diesem Abschnitt gewéhrt.

Marktprimie fiir Wasserkraftanlagen

§ 49. (1) Wasserkraftanlagen, die die allgemeinen Fordervoraussetzungen gemifl § 10 erfiillen,
konnen auf Antrag durch Marktpramie gefordert werden.

(2) Das Vergabevolumen fiir Wasserkraftanlagen betrdgt jadhrlich mindestens 75 000 kW,
vorbehaltlich allfalliger Kiirzungen gemal § 7 oder § 46 Abs. 3.

(3) Wird die Wasserkraftanlage nicht innerhalb von 24 Monaten nach Annahme des Forderantrages in
Betrieb genommen, gilt der Antrag auf Forderung durch Marktpramie als zuriickgezogen und der
Fordervertrag als aufgeldst. Die Frist zur Inbetriebnahme kann von der EAG-Forderabwicklungsstelle
zweimal um bis zu zwolf Monate verlangert werden, wenn der Antragsteller glaubhaft darlegt, dass die
Ursachen fiir die nicht-fristgerechte Inbetriebnahme nicht in seinem Einflussbereich liegen. Das durch die
Auflosung des Vertrages freiwerdende Vergabevolumen ist dem Vergabevolumen im laufenden
Kalenderjahr zuzurechnen.
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Marktprimie fiir Anlagen auf Basis von Biomasse

§ 50. (1) Neu errichtete Anlagen auf Basis von Biomasse mit einer Engpassleistung unter 0,5 MW,
die die allgemeinen Fordervoraussetzungen geméal § 10 erfiillen, konnen auf Antrag durch Marktpramie
gefordert werden.

(2) Das Vergabevolumen fiir Anlagen gemidf Abs. 1 betrdgt jéhrlich mindestens 15 000 kW
vorbehaltlich allfalliger Kiirzungen gemaf3 § 7 oder § 46 Abs. 3.

(3) Wird die Anlage auf Basis von Biomasse nicht innerhalb von 24 Monaten nach Annahme des
Forderantrages in Betrieb genommen, gilt der Antrag auf Férderung durch Marktpramie als zuriickgezogen
und der Fordervertrag als aufgelost. Die Frist zur Inbetriecbnahme kann von der EAG-
Forderabwicklungsstelle einmal um bis zu zwolf Monate verldngert werden, wenn der Antragsteller
glaubhaft darlegt, dass die Ursachen fiir die nicht-fristgerechte Inbetriecbnahme nicht in seinem
Einflussbereich liegen. Das durch die Auflosung des Vertrages freiwerdende Vergabevolumen ist dem
Vergabevolumen im laufenden Kalenderjahr zuzurechnen.

Marktprimie fiir Anlagen auf Basis von Biogas

§ 51. (1) Neu errichtete Anlagen auf Basis von Biogas, die die allgemeinen Foérdervoraussetzungen
gemdl § 10 erfiillen, konnen auf Antrag durch Marktpramie gefordert werden.

(2) Das Vergabevolumen fiir Anlagen gemidl Abs.1 betragt jahrlich mindestens 1 500 kW,
vorbehaltlich allfalliger Kiirzungen gemal § 7 oder § 46 Abs. 3.

(3) Wird die Anlage auf Basis von Biogas nicht innerhalb von 24 Monaten nach Annahme des
Forderantrages in Betrieb genommen, gilt der Antrag auf Férderung durch Marktpriamie als zuriickgezogen
und der Fordervertrag als aufgelost. Die Frist zur Inbetriecbnahme kann von der EAG-
Forderabwicklungsstelle einmal um bis zu zwolf Monate verldngert werden, wenn der Antragsteller
glaubhaft darlegt, dass die Ursachen fiir die nicht-fristgerechte Inbetricbnahme nicht in seinem
Einflussbereich liegen. Das durch die Auflosung des Vertrages freiwerdende Vergabevolumen ist dem
Vergabevolumen im laufenden Kalenderjahr zuzurechnen.

Nachfolgepramie fiir Anlagen auf Basis von Biomasse

§ 52. (1) Bestehende Anlagen auf Basis von Biomasse, die die allgemeinen Fordervoraussetzungen
gemiB § 10 erfiillen, konnen auf Antrag durch Marktpramie gefordert werden.

(2) Abweichend von § 16 werden Nachfolgeprdmien fiir Anlagen auf Basis von Biomasse bis zum
Ablauf des 30. Betriebsjahres der Anlage gewéhrt.

(3) Abweichend von § 47 Abs. 2 Z 1 und 2 hat sich der anzulegende Wert an den laufenden Kosten zu
orientieren, die fiir den Betrieb dieser Anlagen erforderlich sind, wobei Abschreibungen und Verzinsungen
fiir die Investition nicht zu beriicksichtigen sind.

(4) Forderantréige konnen frithestens 24 Monate vor Ablauf der Forderdauer nach den Bestimmungen
des OSG 2012, des Okostromgesetzes oder der auf Grundlage des Biomasseforderung-Grundsatzgesetzes
erlassenen Landesausfiihrungsgesetze eingebracht werden.

Nachfolgeprimie fiir Anlagen auf Basis von Biogas

§ 53. (1) Bestehende Anlagen auf Basis von Biogas, die die allgemeinen Fordervoraussetzungen
gemal § 10 erfiillen, konnen auf Antrag durch Marktpramie gefordert werden.

(2) Abweichend von § 16 werden Nachfolgeprdmien fiir Anlagen auf Basis von Biogas mit einer
Engpassleistung ab 250 kW, die nicht mehr als 10 km vom néchsten Anschlusspunkt an das Gasnetz
entfernt sind, fiir 24 Monate gewédhrt, wobei eine einmalige Verlangerung um weitere 24 Monate auf Antrag
gewidhrt werden kann, wenn der Fordernehmer glaubhaft darlegt, dass die Anlage innerhalb der
urspriinglichen Dauer der Nachfolgepramie aus Griinden, die nicht in seinem Einflussbereich liegen, nicht
an das Gasnetz angeschlossen werden kann. Fiir alle {ibrigen Anlagen werden Nachfolgeprdmien bis zum
Ablauf des 30. Betriebsjahres der Anlage gewéhrt.

(3) Abweichend von § 47 Abs. 2 Z 1 und 2 hat sich der anzulegende Wert an den laufenden Kosten zu
orientieren, die fiir den Betrieb dieser Anlagen erforderlich sind, wobei Abschreibungen und Verzinsungen
fiir die Investition nicht zu beriicksichtigen sind.

(4) Forderantrage konnen frithestens 24 Monate vor Ablauf der Forderdauer nach den Bestimmungen
des OSG 2012 oder des Okostromgesetzes eingebracht werden.
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4. Abschnitt
Wechselmaoglichkeit fiir geforderte Anlagen nach dem Okostromgesetz 2012

Wechselmoglichkeit fiir Photovoltaikanlagen, Windkraftanlagen, Wasserkraftanlagen, Anlagen auf
Basis von Biomasse und Anlagen auf Basis von Biogas

§ 54. (1) Photovoltaikanlagen, Windkraftanlagen, Wasserkraftanlagen, Anlagen auf Basis von
Biomasse und Anlagen auf Basis von Biogas, fiir die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes ein aufrechter Fordervertrag auf Grundlage des § 12 OSG 2012 in der fiir die Anlage
mafgeblichen Fassung besteht, konnen auf Antrag durch Marktpramie gefordert werden.

(2) § 10 Abs. 2 bis 4 sind auf Anlagen gemél Abs. 1 anzuwenden.

(3) Antrdage auf Forderung durch Marktprdmie sind binnen zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes bei der EAG-Forderabwicklungsstelle iiber das von der EAG-Forderabwicklungsstelle
einzurichtende elektronische Antragssystem einzubringen. § 45 ist auf diese Antrdge mit der Maflgabe
anzuwenden, dass anstelle der Projektbeschreibung mit Angaben zur Erfiillung der Foérdervoraussetzungen
und einem Kosten-, Zeit und Finanzierungsplan geméif § 45 Z 4 eine Kopie des Fordervertrages sowie eine
Eigenerklarung, dass der Antragsteller Betreiber der Anlage ist, beizulegen sind. Unvollstdndige Antrége
sind nicht zu beriicksichtigen, wobei der Antragsteller von diesem Umstand schriftlich in Kenntnis zu
setzen ist.

(4) Die Héhe der Marktprimie bemisst sich anhand der Restlaufzeit gemiB OSG 2012, der maximalen
Forderdauer geméB § 16 sowie der durch die Marktpramie abzudeckenden Investitions- und Betriebskosten
und allfilliger Erlose aus der Vermarktung von Wérme. Nédhere Vorgaben konnen durch Verordnung der
Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie im
Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus festgelegt werden.

(5) SchlieBt die EAG-Forderabwicklungsstelle mit dem Anlagenbetreiber einen Vertrag iiber die
Forderung durch Marktpriimie, erlischt der bestehende Fordervertrag mit der Okostromabwicklungsstelle.
Der neu abgeschlossene Fordervertrag mit der EAG-Forderabwicklungsstelle endet mit dem Ablauf des 20.
Betriebsjahres der Anlage, ohne dass es einer gesonderten Auflosung bedarf.

(6) Die fiir Férderungen nach dieser Bestimmung aufzubringenden finanziellen Mittel haben auf die
jéhrlichen Ausschreibungs- bzw. Vergabevolumen keinen Einfluss.

2. Hauptstiick
Investitionszuschiisse fiir die Neuerrichtung und Erweiterung von Anlagen

Allgemeine Bestimmungen

§ 55. (1) Auf Antrag konnen Anlagen gemal3 den §§ 56 und 57, die an das 6ffentliche Elektrizititsnetz
oder Bahnstromnetz angeschlossen und mit einem Lastprofilzihler oder unterhalb der Grenze des § 17
Abs. 2 EIWOG 2010 mit einem intelligenten Messgerét gemal § 7 Abs. 1 Z 31 EIWOG 2010 ausgestattet
sind, in Form eines Investitionszuschusses gefordert werden. Von dem Erfordernis des Netzanschlusses
kann fiir bestimmte Arten von Anlagen mit Verordnung gemif § 58 abgesehen werden.

(2) Antrage auf Gewidhrung von Investitionszuschiissen sind vor dem Beginn der Arbeiten fiir die zu
fordernde MafBinahme nach Aufforderung zur Einreichung innerhalb eines befristeten Zeitfensters
(Fordercall) bei der EAG-Forderabwicklungsstelle iiber die von der EAG-Forderabwicklungsstelle
bereitzustellende elektronische Anwendung einzubringen.

(3) Dem Antrag sind die in der Verordnung gemal} § 58 vorgesehenen Unterlagen anzuschlieflen.

(4) Nach Ablauf der jeweiligen Einreichfrist hat die EAG-Forderabwicklungsstelle die eingelangten
Antrige zu priifen und nach den in den §§ 56 Abs. 6 und 57 Abs. 5 vorgesehenen Kriterien zu reihen.

(5) Investitionszuschiisse werden nach Maligabe der jeweiligen Reihung und unter Voraussetzung der
vorhandenen Fordermittel gewdhrt und ausbezahlt. Jener Antrag, der die maximalen Fordermittel eines
Fordercalls, sofern die Fordermittel in Kategorien vergeben werden, einer Kategorie, erstmals
iiberschreitet, ist in diesem Fordercall noch zu beriicksichtigen, sofern noch zumindest 50% der zur
Bedeckung des Antrags erforderlichen Mittel vorhanden sind. In diesem Fall sind die Fordermittel des
nachfolgenden Fordercalls entsprechend zu reduzieren. Antrége, die im Rahmen eines Fordercalls nicht
bedeckt werden konnen, gelten als zuriickgezogen.

(6) Uber die Gewihrung des Investitionszuschusses entscheidet die Bundesministerin fiir
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie, sofern die Fdrderhéhe je
Forderempféinger insgesamt 100 000 Euro iiberschreitet, unter Bedachtnahme auf die Empfehlung des
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Energiebeirates (§ 20 des Energie-Control-Gesetzes). Der Abschluss eines Vertrages erfolgt durch die
EAG-Forderabwicklungsstelle im Namen der Bundesministerin. Ein Rechtsanspruch auf Férderung besteht
nicht.

(7) Der Investitionszuschuss ist mit der Inbetriebnahme der Anlage und der erfolgten Priifung der
entsprechenden  Endabrechnungsunterlagen iiber die Investitionshohe durch die EAG-
Forderabwicklungsstelle auszubezahlen. Vor Auszahlung sind der EAG-Forderabwicklungsstelle die
Inbetriebnahme und die Registrierung in der Herkunftsnachweisdatenbank gemifB3 § 81 nachzuweisen.
Akontierungszahlungen sind bei Vorliegen von Sicherstellungen (z. B. Bankgarantien) zuléssig.

(8) Wird die Anlage nicht innerhalb der in den §§ 56 Abs. 9 und 57 Abs. 8 jeweils vorgesehenen Frist
in Betrieb genommen, gilt der Antrag auf Investitionszuschuss als zuriickgezogen und der Fordervertrag
als aufgelost. Die dadurch freiwerdenden Fordermittel sind dem nachfolgenden Fordercall entsprechend
zuzuschlagen. Die Frist kann von der EAG-Forderabwicklungsstelle, sofern nicht anders bestimmt, einmal
um bis zu sechs Monate verldngert werden, wenn der Férdernehmer glaubhaft darlegt, dass die Ursachen
fiir die nicht-fristgerechte Inbetriebnahme nicht in seinem Einflussbereich liegen.

(9) Bei der Gewdhrung des Investitionszuschusses ist sicherzustellen, dass die unionsrechtlichen
Beihilfebestimmungen eingehalten werden. Wird fiir die zu féordernde MaBBnahme eine Betriebsforderung
nach dem 1. Hauptstiick gewiahrt, ist die Gewéhrung eines Investitionszuschusses ausgeschlossen. Ob und
welche sonstigen Forderungen aus offentlichen Mitteln einschlieSlich EU-Mitteln den Bezug eines
Investitionszuschusses ausschliefen, ist durch Verordnung gemiB § 58 zu bestimmen.

Investitionszuschiisse fiir Photovoltaikanlagen und Stromspeicher

§ 56. (1) Die Neuerrichtung und die Erweiterung einer Photovoltaikanlage konnen bis zu 1 000 kW peax
Engpassleistung einer Anlage durch Investitionszuschuss gefordert werden, wenn die Anlage
1. auf oder an einem Geb&ude oder einer baulichen Anlage, das oder die zu einem anderen Zweck als
der Nutzung von Solarenergie errichtet wurde, oder

2. auf einer befestigten Flache, Eisenbahnanlage, Deponie oder Abfallentsorgungsanlage oder
3. auf einer landwirtschaftlich genutzten Fliche oder einer Flache im Griinland mit einer speziell fiir
die Errichtung einer Photovoltaikanlage vorgesehenen Widmung
errichtet wird bzw. ist. Eine speziell fiir die Errichtung einer Photovoltaikanlage vorgesehene Widmung
(Z 3) ist nicht erforderlich, wenn die insgesamt installierte Engpassleistung auf der betreffenden Flache
100 kW ek nicht iiberschreitet.

(2) Verfuigt die Anlage gemdfB3 Abs. 1 {iber einen Stromspeicher von mindestens 0,5 kWh pro kWpeax
installierter Engpassleistung, kann bis zu einer Speicherkapazitit von 50 kWh pro Anlage zusétzlich ein
Investitionszuschuss gewéhrt werden.

(3) Die jahrlichen Fordermittel fiir Investitionszuschiisse geméfl Abs. 1 und 2 betragen mindestens 60
Millionen Euro, vorbehaltlich allfdlliger Kiirzungen gemal3 § 7 oder § 55 Abs. 5, und werden getrennt nach
folgenden Kategorien vergeben:

1. Kategorie A: Forderung bis 10 kW e, mit und ohne Stromspeicher,

2. Kategorie B: Forderung > 10 kW peak bis 20 kWeax mit und ohne Stromspeicher,

3. Kategorie C: Forderung > 20 kW eqi bis 100 kW pea mit und ohne Stromspeicher,

4. Kategorie D: Forderung > 100 kW peak bis 1 000 kWeak mit und ohne Stromspeicher.

(4) Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie
hat durch Verordnung gemaf § 58 fiir die Kategorien B, C und D hochstzuldssige Fordersitze pro kW peak
festzulegen. Fiir Speicher und die Kategorie A sind durch Verordnung gemif § 58 fixe Fordersétze pro
kWh bzw. kW ear zu bestimmen.

(5) Fordercalls haben zumindest zweimal jdhrlich zu erfolgen. Sie sind unter Angabe der je Kategorie
und Fordercall zur Verfiigung stehenden Mittel mit Verordnung gemall § 58 festzulegen und auf der
Internetseite der EAG-Forderabwicklungsstelle bekanntzumachen. Die Frist zur Einreichung der Antrige
darf zwei Wochen nicht unterschreiten.

(6) In der Kategorie A werden die Forderantrige, die innerhalb der Einreichfrist eines Fordercalls bei
der EAG-Forderabwicklungsstelle einlangen, nach dem Zeitpunkt ihres Einlangens bei der EAG-
Forderabwicklungsstelle gereiht. In den iibrigen Kategorien hat der Férderwerber im Forderantrag den
Forderbedarf in Euro pro kWpe anzugeben. Diese Forderantrige werden, sofern sie innerhalb der
Einreichfrist eines Fordercalls bei der EAG-Forderabwicklungsstelle einlangen, je Kategorie nach der Hohe
des bei der Antragstellung angegebenen Forderbedarfs, beginnend mit dem niedrigsten Forderbedarf pro
kW eak, gereiht. Bei gleichem Forderbedarf pro kWea wird jener Antrag vorgereiht, der zuerst bei der EAG-
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Foérderabwicklungsstelle eingelangt ist. Ubersteigt der im Antrag angegebene Forderbedarf pro kW pea den
hochstzuldssigen Fordersatz, ist der Antrag auszuscheiden.

(7) Die Hohe des Investitionszuschusses bestimmt sich fiir Photovoltaikanlagen der Kategorien B, C
und D aus dem angegebenen Forderbedarf pro kWi und fiir Stromspeicher und Photovoltaikanlagen der
Kategorie A aus dem durch Verordnung festgelegten fixen Fordersatz und ist mit maximal 30% des
unmittelbar fiir die Errichtung oder Erweiterung erforderlichen Investitionsvolumens (exklusive
Grundstiickskosten) begrenzt, wobei bei der Auszahlung fiir Freiflichenanlagen geméfl Abs. 1 Z 3 ein
Abschlag von 25% gilt und fiir gebdudeintegrierte Anlagen und besonders innovative Projekte mit
Verordnung gemif § 58 ein Zuschlag von bis zu 30% vorgesehen werden kann. Die Hohe des Abschlags
fiir Freiflachen gemaB Abs. 1 Z 3 kann in der Verordnung gemaB § 58 geéndert werden. In allen Féllen darf
die Hohe des Investitionszuschusses nicht mehr als 45% der umweltrelevanten Mehrkosten betragen.
Davon unbertiihrt bleiben allfallige Zuschlidge gemél der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 zur Feststellung
der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107
und 108 des Vertrages iiber die Arbeitsweise der Europédischen Union, ABI. Nr. L 187 vom 26.06.2014
S. 1, zuletzt gedndert durch die Verordnung (EU) 2020/972, ABI. Nr. L 215 vom 07.07.2020 S. 3.

(8) Werden die fiir einen Fordercall zur Verfiigung stehenden Fordermittel in einer Kategorie nicht
ausgeschopft, sind die verbleibenden Mittel zur Bedeckung der Forderantrége in den iibrigen Kategorien,
beginnend mit dem niedrigsten Forderbedarf pro kWpea, zu verwenden. Bei gleichem Foérderbedarf pro
kW eak entscheidet der Zeitpunkt des Einlangens im Sinne des Abs. 6 dritter Satz. Hiernach verbleibende
Mittel sind den Fordermitteln der jeweiligen Kategorie im nachfolgenden Fordercall desselben Jahres
zuzuschlagen. Nicht ausgeschopfte Mittel am Ende eines Kalenderjahres sind den Fordermitteln des
Folgejahres entsprechend zuzuschlagen, soweit keine Verschiebung der Fordermittel zugunsten des
Ausschreibungsvolumens fiir Betriebsforderungen oder eine Kiirzung der Fordermittel nach § 7 erfolgt.
Werden die Fordermittel in drei aufeinanderfolgenden Jahren nicht ausgeschopft, kann die
Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie die nicht
ausgeschopften Mittel unter Beriicksichtigung der Ergebnisse des EAG-Monitoringberichts gemall § 90
durch Verordnung anderen Technologien und Forderarten zuschlagen.

(9) Die Anlage, sofern eine Erweiterung erfolgt, die erweiterte Anlage, ist innerhalb von zwdlf
Monaten nach Abschluss des Fordervertrages in Betrieb zu nehmen.

Investitionszuschiisse filr Windkraftanlagen

§ 57. (1) Die Neuerrichtung einer Windkraftanlage mit einer Engpassleistung von 20 kW bis 1 MW
kann durch Investitionszuschuss gefordert werden.

(2) Die jahrlichen Fordermittel fiir Investitionszuschiisse geméf Abs. 1 betragen mindestens eine
Million Euro, vorbehaltlich allfalliger Kiirzungen gemaf3 § 7 oder § 55 Abs. 5.

(3) Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie
hat durch Verordnung gemif § 58 hochstzuldssige Fordersétze pro kW festzulegen.

(4) Fordercalls haben zumindest einmal jahrlich zu erfolgen. Sie sind unter Angabe der zur Verfiigung
stehenden Mittel mit Verordnung gemill § 58 festzulegen und auf der Internetseite der EAG-
Forderabwicklungsstelle bekanntzumachen. Die Frist zur Einreichung der Antrége darf zwei Wochen nicht
unterschreiten.

(5) Der Forderwerber hat im Forderantrag den Forderbedarf in Euro pro kW anzugeben. Forderantrige,
die innerhalb der Einreichfrist eines Fordercalls bei der EAG-Forderabwicklungsstelle einlangen, werden
nach der Hohe des bei der Antragstellung angegebenen Forderbedarfs gereiht, beginnend mit dem
niedrigsten Forderbedarf pro kW. Bei gleichem Forderbedarf pro kW wird jener Antrag vorgereiht, der
zuerst bei der EAG-Forderabwicklungsstelle eingelangt ist. Ubersteigt der im Antrag angegebene
Forderbedarf pro kW den hochstzuldssigen Fordersatz, ist der Antrag auszuscheiden.

(6) Die Hohe des Investitionszuschusses bestimmt sich aus dem angegebenen Forderbedarf pro kW
und ist mit maximal 30% des unmittelbar fiir die Errichtung oder Erweiterung erforderlichen
Investitionsvolumens (exklusive Grundstiickskosten) begrenzt. In allen Féllen darf die Hohe des
Investitionszuschusses nicht mehr als 45% der umweltrelevanten Mehrkosten betragen. Davon unberiihrt
bleiben allfdllige Zuschlage geméf der Verordnung (EU) Nr. 651/2014.

(7) Werden die fiir einen Fordercall zur Verfiigung stehenden Fordermittel nicht ausgeschopft, sind
die verbleibenden Mittel den Fordermitteln im nachfolgenden Fordercall desselben Jahres zuzuschlagen.
Nicht ausgeschopfte Mittel am Ende eines Kalenderjahres sind den Fordermitteln des Folgejahres
zuzuschlagen, soweit keine Verschiebung der Fordermittel zugunsten des Vergabe- oder
Ausschreibungsvolumens fiir Betriebsforderungen oder eine Kiirzung der Fordermittel nach § 7 erfolgt.
Werden die Fordermittel in drei aufeinanderfolgenden Jahren nicht ausgeschopft, kann die
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Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie die nicht
ausgeschopften Mittel unter Beriicksichtigung der Ergebnisse des EAG-Monitoringberichts gemal3 § 90
durch Verordnung anderen Technologien und Forderarten zuschlagen.

(8) Die Anlage ist innerhalb von zwolf Monaten nach Abschluss des Fordervertrages in Betrieb zu
nehmen.

Verordnung fiir die Gewihrung von Investitionszuschiissen

§ 58. (1) Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und
Technologie hat im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus
in Ubereinstimmung mit den Zielen und Grundsitzen dieses Bundesgesetzes mit Verordnung nihere
Bestimmungen zur Durchfithrung und Abwicklung der Investitionsférderung festzulegen, einschlieflich
Bestimmungen betreffend

1. Fordercalls und das Verfahren der Forderungsvergabe,
2. Fordersitze und Abschlige,

3. forderbare Investitionskosten und Ausschluss der Forderbarkeit durch den Bezug anderer
staatlicher Férderungen,

. Rechte und Pflichten der Fordernehmer,

. personliche und sachliche Voraussetzungen fiir das Erlangen von Investitionszuschiissen,
. Auszahlung, Kontrolle, Einstellung und Riickzahlung der Férderung und

7. den Inhalt der Fordervertrage.

N L b

(2) Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie
wird bei der Erstellung der Verordnung vom Energiebeirat (§ 20 des Energie-Control-Gesetzes) beraten.

3. Teil
Erneuerbares Gas

1. Hauptstiick
Investitionszuschiisse fiir die Errichtung oder Umriistung von Anlagen

Allgemeine Bestimmungen

§ 59. (1) Auf Antrag konnen Anlagen gemal § 60, die an das 6ffentliche Gasnetz angeschlossen sind,
und Anlagen gemiB § 61 und § 62 in Form eines Investitionszuschusses gefordert werden.

(2) Antrage auf Gewidhrung von Investitionszuschiissen sind vor dem Beginn der Arbeiten fiir die zu
fordernde Mafinahme nach Aufforderung zur Einreichung innerhalb eines befristeten Zeitfensters
(Fordercall) bei der EAG-Forderabwicklungsstelle iiber die von der EAG-Forderabwicklungsstelle
bereitzustellende elektronische Anwendung einzubringen.

(3) Dem Antrag sind die in der Verordnung gemif § 63 vorgesehenen Unterlagen anzuschlieen.

(4) Antrége auf Gewdhrung von Investitionszuschiissen sind, sofern nicht anders bestimmt, nach dem
Zeitpunkt ihres Einlangens bei der EAG-Forderabwicklungsstelle zu reihen und in der Reihenfolge ihres
Einlangens zu behandeln.

(5) Investitionszuschiisse sind nach Malligabe und unter der Voraussetzung der vorhandenen
Fordermittel zu gewidhren und auszubezahlen. Jener Antrag, der die maximalen Fordermittel eines
Fordercalls erstmals {iberschreitet, ist in diesem Fordercall noch zu beriicksichtigen, sofern noch zumindest
50% der zur Bedeckung des Antrags erforderlichen Mittel vorhanden sind. In diesem Fall sind die
Fordermittel des nachfolgenden Fordercalls entsprechend zu reduzieren. Antrdge, die im Rahmen eines
Fordercalls nicht bedeckt werden kdnnen, gelten als zuriickgezogen.

(6) Uber die Gewidhrung des Investitionszuschusses entscheidet die Bundesministerin fiir
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie, sofern die Forderhohe je
Forderempfanger insgesamt 100 000 Euro iiberschreitet unter Bedachtnahme auf die Empfehlung des
Energiebeirates (§ 20 des Energie-Control-Gesetzes). Der Abschluss eines Vertrages erfolgt durch die
EAG-Forderabwicklungsstelle im Namen der Bundesministerin. Ein Rechtsanspruch auf Férderung besteht
nicht.

(7) Der Investitionszuschuss ist mit der Inbetriebnahme der Anlage und der erfolgten Priifung der
entsprechenden  Endabrechnungsunterlagen  {iber die  Investitionshohe durch die EAG-
Forderabwicklungsstelle auszubezahlen. Vor Auszahlung ist der EAG-Foérderabwicklungsstelle die
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Inbetriebnahme und die Registrierung in der Herkunftsnachweisdatenbank gemdB § 81 nachzuweisen.
Akontierungszahlungen sind bei Vorliegen von Sicherheiten zuléssig.

(8) Wird die Anlage nicht innerhalb der in den §§ 60 Abs.7, 61 Abs. 8 und 62 Abs. 7 jeweils
vorgesehenen Frist in Betrieb genommen, gilt der Antrag auf Investitionszuschuss als zuriickgezogen und
der Fordervertrag als aufgelost. Die dadurch freiwerdenden Fordermittel sind dem nachfolgenden
Fordercall entsprechend zuzuschlagen. Die Frist kann von der EAG-Forderabwicklungsstelle, sofern in den
nachfolgenden Bestimmungen nicht anders bestimmt, einmal um bis zu sechs Monate verlidngert werden,
wenn der Fordernehmer glaubhaft darlegt, dass die Ursachen fiir die nicht-fristgerechte Inbetriebnahme
nicht in seinem Einflussbereich liegen.

(9) Bei der Gewdhrung des Investitionszuschusses ist sicherzustellen, dass die unionsrechtlichen
Beihilfebestimmungen eingehalten werden. Ob und welche staatlichen Forderungen den Bezug eines
Investitionszuschusses nach diesem Teil ausschlieBen, ist durch Verordnung gemaf § 63 zu bestimmen.

Investitionszuschiisse fiir die Umriistung bestehender Biogasanlagen

§ 60. (1) Die Umriistung einer bestehenden Biogasanlage zur Erzeugung und Aufbereitung von
erncuerbarem Gas auf Erdgasqualitdt kann durch Investitionszuschuss gefordert werden, wenn
1. die eingesetzten Brennstoffe hochstens zu 50% aus den Kulturarten Getreide und Mais bestehen
und
2. ein Konzept iiber die Rohstoffversorgung sowie zur Verwertung der anfallenden Biogasgiille
(Gérrest) zumindest fiir die ersten fiinf Betriebsjahre vorliegt.
Ein Investitionszuschuss ist ausschlieBlich fiir die Errichtung der Gasaufbereitungsanlage und fiir die
Umiriistung der Anlage im Zusammenhang mit gedndertem Rohstoffeinsatz zu gewéhren.

(2) Forderwerber, die nach dem 31.Dezember 2024 einen Forderantrag bei der EAG-
Forderabwicklungsstelle einbringen, haben abweichend von Abs.1 Z 1 nachzuweisen, dass die
eingesetzten Brennstoffe hochstens zu 30% aus der Kulturart Getreide und anderen Kulturpflanzen mit
hohem Stirkegehalt, Zuckerpflanzen und Olpflanzen bestehen. Forderwerber, die nach dem 31. Dezember
2026 einen Forderantrag bei der EAG-Forderabwicklungsstelle einbringen, haben abweichend von Abs. 1
Z 1 nachzuweisen, dass die eingesetzten Brennstoffe hochstens zu 15% aus der Kulturart Getreide und
anderen Kulturpflanzen mit hohem Stirkegehalt, Zuckerpflanzen und Olpflanzen bestehen.

(3) Die jéhrlichen Fordermittel fiir Investitionszuschiisse gemi3 Abs. 1 und 2 betragen mindestens
20 Millionen Euro, vorbehaltlich allfalliger Kiirzungen gemal3 § 59 Abs. 5.

(4) Die Hohe des Investitionszuschusses ist durch Verordnung geméf § 63 in Fordersitzen bis zu 45%
des unmittelbar fiir die Errichtung der Gasaufbereitungsanlage erforderlichen Investitionsvolumens
(exklusive Grundstiickskosten) festzulegen. In allen Fillen darf die Hohe des Investitionszuschusses nicht
mehr als 45% der umweltrelevanten Mehrkosten betragen. Davon unberiihrt bleiben allféllige Zuschldge
gemal der Verordnung (EU) Nr. 651/2014.

(5) Fordercalls haben zumindest zweimal jéhrlich zu erfolgen. Sie sind unter Angabe der fiir einen
Fordercall jeweils zur Verfiigung stehenden Mittel mit Verordnung gemal § 63 festzulegen und auf der
Internetseite der EAG-Forderabwicklungsstelle bekanntzumachen. Die Frist zur Einreichung der Antrige
darf acht Wochen nicht unterschreiten.

(6) Werden die fiir einen Fordercall zur Verfiigung stehenden Fordermittel nicht ausgeschopft, konnen
die tibrigbleibenden Mittel in den darauffolgenden Fordercall {ibertragen werden.

(7) Die umgeriistete Anlage ist innerhalb von 24 Monaten nach Abschluss des Fordervertrages in
Betrieb zu nehmen. Diese Frist kann von der EAG-Forderabwicklungsstelle einmal um bis zu 24 Monate
verlangert werden, wenn der Fordernehmer glaubhaft darlegt, dass die Ursachen fiir die nicht-fristgerechte
Inbetriebnahme nicht in seinem Einflussbereich liegen.

Investitionszuschiisse fiir zu errichtende Anlagen zur Erzeugung von erneuerbarem Gas

§ 61. (1) Die Neuerrichtung einer Anlage zur Erzeugung und Aufbereitung von erneuerbarem Gas
kann durch Investitionszuschuss gefordert werden, wenn die Anlage keine Anlage zur Umwandlung von
Strom in Wasserstoff oder synthetisches Gas ist und das erneuerbare Gas ins Gasnetz eingespeist oder direkt
im Endverbrauch angewendet wird und bei Einsatz von Biomasse

1. die eingesetzten Brennstoffe hochstens zu 25% aus den Kulturarten Getreide und Mais bestehen
und

2. ein Konzept iiber die Rohstoffversorgung sowie bei anfallender Biogasgiille ein zusétzliches
Konzept fiir deren Verwertung zumindest iiber die ersten fiinf Betriebsjahre vorliegt.
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(2) Forderwerber, die nach dem 31.Dezember 2024 einen Forderantrag bei der EAG-
Forderabwicklungsstelle einbringen, haben abweichend von Abs.1 Z 1 nachzuweisen, dass die
eingesetzten Brennstoffe ausschlieBlich aus Biomasse in Form von biologisch abbaubaren Abfillen
und/oder Reststoffen bestehen.

(3) Die jahrlichen Fordermittel fiir Investitionszuschiisse gemif3 Abs. 1 und 2 betragen mindestens
30 Millionen Euro, vorbehaltlich allfélliger Kiirzungen gemél § 59 Abs. 5.

(4) Die Hohe des Investitionszuschusses ist durch Verordnung gemaf § 63 in Férdersitzen bis zu 30%
des unmittelbar fiir die Errichtung der Anlage erforderlichen Investitionsvolumens (exklusive Grundstiick)
festzulegen.

(5) In allen Féllen darf die Hohe des Investitionszuschusses nicht mehr als 45% der umweltrelevanten
Mehrkosten betragen. Davon unberiihrt bleiben allféllige Zuschlige gemidBl der Verordnung (EU)
Nr. 651/2014.

(6) Fordercalls zur Einreichung der Forderantrage haben zumindest zweimal jahrlich zu erfolgen. Sie
sind unter Angabe der fiir einen Fordercall jeweils zur Verfiigung stehenden Mittel durch Verordnung
gemal § 63 festzulegen und auf der Internetseite der EAG-Forderabwicklungsstelle bekanntzumachen. Die
Frist zur Einreichung der Antrage darf acht Wochen nicht unterschreiten.

(7) Werden die fiir einen Fordercall zur Verfligung stehenden Fordermittel nicht ausgeschopft, konnen
die iibrigbleibenden Mittel in den darauffolgenden Fordercall libertragen werden

(8) Die Anlage ist innerhalb von 36 Monaten nach Abschluss des Fordervertrages in Betrieb zu
nehmen. Diese Frist kann von der EAG-Forderabwicklungsstelle einmal um bis zu 12 Monate verldngert
werden, wenn der Fordernehmer glaubhaft darlegt, dass die Ursachen fiir die nicht-fristgerechte
Inbetriebnahme nicht in seinem Einflussbereich liegen.

Investitionszuschiisse fiir Anlagen zur Umwandlung von Strom in Wasserstoff oder synthetisches
Gas

§ 62. (1) Die Errichtung einer Anlage zur Umwandlung von Strom in Wasserstoff oder synthetisches
Gas mit einer Mindestleistung von 1 MW kann durch einen Investitionszuschuss gefordert werden, wenn
die Anlage ausschlieBlich zur Produktion von erneuerbaren Gasen genutzt wird, die ausschlieBlich zu
betrieblichen Zwecken eingesetzt werden, und ausschlieBlich erneuerbare Elektrizitit bezieht. Eine
Forderung von Anlagen, die geméaf3 § 22a EIWOG 2010 von Netzbetreibern errichtet und betrieben werden
oder Wasserstoff zu Erdgas im 6ffentlichen Gasnetz beimengen, ist ausgeschlossen.

(2) Die jahrlichen Fordermittel fiir Investitionszuschiisse gemdfl Abs. 1 betragen mindestens
50 Millionen Euro, vorbehaltlich allfdlliger Kiirzungen geméf Abs. 6 oder § 59 Abs. 5.

(3) Abweichend von § 59 Abs. 4 kann mit Verordnung geméB § 63 eine Reihung der Antrdge anhand
von Kriterien in Bezug auf den Einsatzzweck des Gases oder die Hohe der Treibhausgaseinsparungen
festgelegt werden. Die Hohe des Investitionszuschusses ist durch Verordnung gemaf § 63 in Fordersétzen
bis zu 45% des unmittelbar fiir die Errichtung der Anlage erforderlichen Investitionsvolumens (exklusive
Grundstiick) festzulegen. Fiir Anlagen, die netzdienlich betrieben werden, kann in der Verordnung ein
besonderer Investitionszuschuss gewihrt werden.

(4) In allen Féllen darf die Hohe des Investitionszuschusses nicht mehr als 45% der umweltrelevanten
Mehrkosten betragen. Davon unberiihrt bleiben allféllige Zuschlige gemiB der Verordnung (EU)
Nr. 651/2014.

(5) Fordercalls zur Einreichung der Forderantrdge haben zumindest einmal jdhrlich zu erfolgen. Sie
sind unter Angabe der fiir einen Fordercall jeweils zur Verfiigung stehenden Mittel durch Verordnung
gemil § 63 festzulegen und auf der Internetseite der EAG-Forderabwicklungsstelle bekanntzumachen. Die
Frist zur Einreichung der Antrage darf acht Wochen nicht unterschreiten.

(6) Sind fiir die Forderung einer Anlage mehr als 30% der im jeweiligen Jahr zur Verfiigung stehenden
Foérdermittel erforderlich, konnen zur Bedeckung des Antrags bis zu 30% der jahrlichen Fordermittel der
Folgejahre herangezogen werden. In diesem Fall sind die jdhrlichen Fordermittel der Folgejahre
entsprechend zu reduzieren. Werden die fiir einen Fordercall zur Verfiigung stehenden Foérdermittel nicht
ausgeschopft, sind die iibrigbleibenden Mittel in den darauffolgenden Fordercall zu iibertragen.

(7) Die Anlage ist innerhalb von 36 Monaten nach Abschluss des Fordervertrages in Betrieb zu
nehmen. Diese Frist kann von der EAG-Forderabwicklungsstelle einmal um bis zu einem Jahr verldngert
werden, wenn der Fordernehmer glaubhaft darlegt, dass die Ursachen fiir die nicht-fristgerechte
Inbetriebnahme nicht in seinem Einflussbereich liegen.
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Verordnung fiir die Gewihrung von Investitionszuschiissen

§ 63. (1) Die Bundesministerin fir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und
Technologie hat im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus
in Ubereinstimmung mit den Zielen und Grundsitzen dieses Bundesgesetzes mit Verordnung nihere
Bestimmungen zur Durchfiihrung und Abwicklung der Investitionsforderung festzulegen, einschlieBlich
Bestimmungen betreffend

1. Fordercalls und das Verfahren der Forderungsvergabe
2. Fordersatze (gegebenenfalls unter Beriicksichtigung eines systemdienlichen Betriebs)

3. forderbare Investitionskosten und Ausschluss der Forderbarkeit durch den Bezug anderer
staatlicher Forderungen,

. Recht und Pflichten der Fordernehmer,

. personliche und sachliche Voraussetzungen fiir das Erlangen von Investitionszuschiissen,
. Auszahlung, Kontrolle, Einstellung und Riickzahlung der Forderung,

7. den Inhalt der Fordervertrige.

AN N A

(2) Die Bundesministerin wird bei der Erstellung der Verordnung vom Energiebeirat (§ 20 des
Energie-Control-Gesetzes) beraten.

2. Hauptstiick
Servicestelle fiir erneuerbare Gase

Betrauung

§ 64. (1) Um die Rahmenbedingungen fiir den Ausbau von erneuerbarem Gas zu schaffen, wird eine
Servicestelle fiir erneuerbare Gase eingerichtet. Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie,
Mobilitdt, Innovation und Technologie hat zur Besorgung der Aufgaben der Servicestelle (§ 65) mittels
Vertrag eine geeignete Stelle zu betrauen.

(2) Der Vertrag mit der Servicestelle fiir erneuerbare Gase hat insbesondere folgende Regelungen zu
enthalten:

1. die Verpflichtung der Servicestelle, die ihr {ibertragenen Aufgaben nach den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes und den auf Grundlage dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen und
Richtlinien durchzufiihren;

2. Detailregelungen zu den Einfluss-, Einsichts- und Aufsichtsrechten der Bundesministerin fiir
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie;

4. ein angemessenes Entgelt, wobei dieses unter Beriicksichtigung des tatsdchlichen Aufwandes
festzusetzen ist;

5. die Vertragsauflosungsgriinde;
6. den Gerichtsstand.

(3) Der Vertrag gemill Abs. 2 ist befristet auf eine Dauer von fiinf Jahren abzuschlieBen. Eine
einmalige Verldngerung des Vertrages durch die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie,
Mobilitdt, Innovation und Technologie um bis zu fiinf Jahre ist zuldssig. Die Verlangerung ist dem
Auftragnehmer spétestens sechs Monate vor Ablauf des Vertrages mitzuteilen.

Aufgaben und Kontrolle

§ 65. (1) Zu den Aufgaben der Servicestelle zahlen insbesondere:
1. das Anbieten von Informationen und das Beraten von Produzenten bzw. Erzeugern erncuerbarer
Gase;
2. das Einrichten einer elektronischen Plattform, die den Austausch von Angebot und Nachfrage nach
Finanzdienstleistungen zwischen Produzenten bzw. Erzeugern von erneuerbaren Gasen sowie
Anbietern von Finanzdienstleistungen fordert;

3. das Aufbereiten von Kriterien fiir Mustervertrdge, die den Produzenten bzw. Erzeugern von
erneuerbaren Gasen fiir ihre Vertrige iiber die Abnahme des erneuerbaren Gases mit den
Versorgern sowie mit den Anbietern von Finanzdienstleistungen zur Verfligung zu stellen oder
zuganglich zu machen sind;

4. die Beobachtung des Marktes fiir erneuerbare Gase und die Erarbeitung eines Marktberichtes samt
Vorschldgen zur weiteren Entwicklung, welcher einmal jahrlich der Bundesministerin fiir
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie vorzulegen ist;
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5. das Aufzeigen von Standorten, die fiir weitere Investitionen im Bereich erneuerbares Gas technisch
und 6konomisch geeignet sind;

6. Fiihrung, Aktualisierung und Verdffentlichung einer Liste von verpflichteten Versorgern bei
Einfiihrung einer Griin-Gas-Quote;

7. Fiihrung, Aktualisierung und Verdffentlichung einer Liste von den Produzenten bzw. Erzeugern
von erneuerbaren Gasen.

(2) Die Regulierungsbehorde und der Verteilergebietsmanager gemdfl § 17 GWG 2011 sind
verpflichtet, der Servicestelle die zur Erfiillung ihrer Aufgaben gemall Abs. 1 Z 5, 6 und 7 erforderlichen
Daten auf Anfrage zu tibermitteln.

(3) Das Entgelt fiir die Tatigkeit der Servicestelle wird aus den Mitteln gemaf3 § 71 Abs. 2 gedeckt.

(4) Fiir die Priifung der Tétigkeit der Servicestelle nach diesem Bundesgesetz hat die Bundesministerin
fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie einen Wirtschaftspriifer zu
bestellen, der nicht mit dem nach den unternehmensrechtlichen Bestimmungen zu bestellenden
Abschlusspriifer identisch ist. Der Wirtschaftspriifer hat auch die Angemessenheit des jéhrlich
festzustellenden Entgelts und die Kosten zu priifen. Der Wirtschaftspriifer hat das Ergebnis der Priifung der
Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie umgehend
vorzulegen.

(5) Der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie
obliegt die Aufsicht iiber die Servicestelle. Sie ist befugt, ihr Anordnungen zu erteilen. Der
Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie ist jederzeit
Einsicht in die Unterlagen zu gewéhren und von der Servicestelle Auskiinfte {iber ihre Tétigkeiten zu
erteilen sowie auf Verlangen entsprechende Berichte zu iibermitteln.

(6) Die Servicestelle unterliegt hinsichtlich ihrer Tétigkeit nach diesem Bundesgesetz der Kontrolle
durch den Rechnungshof.

4. Teil
EAG-Forderabwicklungsstelle

Abwicklungsvertrag

§ 66. (1) Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und
Technologie hat zur Besorgung der in § 67 Abs.1 genannten Aufgaben mittels Vertrag eine
Abwicklungsstelle (EAG-Forderabwicklungsstelle) zu betrauen.

(2) Der Vertrag mit der EAG-Forderabwicklungsstelle hat insbesondere folgende Regelungen zu
enthalten:

1. die Verpflichtung der Abwicklungsstelle, die ihr libertragenen Aufgaben nach den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes und den auf Grundlage dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen
und Richtlinien durchzufiihren;

2. die Verpflichtung der Abwicklungsstelle, fiir die Abwicklung der Férderungen einen gesonderten
Rechnungskreis zu fiihren;

3. Detailregelungen zu den FEinfluss-, Einsicht- und Aufsichtsrechten der Bundesministerin fiir
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie;

4. ein angemessenes Entgelt zur Abdeckung der Aufwendungen gemiB § 69 Abs. 1;
5. die Vertragsauflosungsgriinde;
6. den Gerichtsstand.

(3) Die EAG-Forderabwicklungsstelle hat die ihr iibertragenen Aufgaben mit der Sorgfalt eines
ordentlichen Kaufmannes sparsam, wirtschaftlich und zweckméBig zu erfiillen.

Aufgaben der EAG-Forderabwicklungsstelle

§ 67. (1) Die Aufgaben der EAG-Forderabwicklungsstelle sind jedenfalls:
1. die Vergabe, Abwicklung und Kontrolle von Férderungen nach diesem Bundesgesetz;

2. die Verdffentlichung der jéhrlichen Ausschreibungsvolumen, Vergabevolumen bzw. Férdermittel
fiir jede Technologie und Forderart auf ihrer Internetseite bis zum 22. Janner jeden Jahres;

3. die Fithrung der EAG-Forderdatenbank gemaf § 68.

(2) Die EAG-Forderabwicklungsstelle ist im Rahmen ihrer Moglichkeiten verpflichtet, alle
MaBnahmen zur Beschaffung der erforderlichen Finanzmittel zu ergreifen, einschlieBlich Fremdmittel
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aufzunechmen. Die Aufnahme von Fremdmitteln erfordert die ausdriickliche Zustimmung der
Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie.

(3) Die EAG-Forderabwicklungsstelle hat der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie,
Mobilitdt, Innovation und Technologie sowie der Regulierungsbehorde alle fiir die Erfiillung ihrer
Verpflichtungen nach diesem Bundesgesetz erforderlichen Daten zur Verfligung zu stellen.

EAG-Forderdatenbank

§ 68. (1) Die EAG-Forderabwicklungsstelle ist verpflichtet, fiir simtliche Anlagen, die mit der EAG-
Forderabwicklungsstelle iiber einen Fordervertrag nach diesem Bundesgesetz verfligen oder verfiigt haben,
mittels automationsunterstiitzter Datenverarbeitung eine Datenbank zu fiihren (EAG-Forderdatenbank). In
die EAG-Forderdatenbank sind pro Anlage mindestens folgende Daten aufzunehmen:

1. Anlagenbezeichnung und Anlagenbetreiber;
. Art der Anlage und Engpassleistung und gegebenenfalls Speicherkapazitit;
. Art und Umfang der nach diesem Bundesgesetz erhaltenen Foérderungen;

. bei Betriebsforderungen von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Quellen die in
das offentliche Elektrizitdtsnetz abgegebenen Mengen an elektrischer Energie in kWh;

. Art und Umfang etwaiger weiterer Forderungen;

. Datum der Inbetriebnahme der Anlage;

. Datum der AuB3erbetriebnahme der Anlage;

8. bei Rohstoffeinsatz der Anlage: Art der eingesetzten Rohstoffe.
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(2) Die Anlagenbetreiber sind verpflichtet, der EAG-Forderabwicklungsstelle jede Anderung der
Daten gemdB3 Abs.1 Z 1 bis Z 8 unaufgefordert binnen 14 Tagen nach Anderung schriftlich oder in
elektronischer Form mitzuteilen.

Abgeltung der Aufwendungen der EAG-Forderabwicklungsstelle

§ 69. (1) Der EAG-Forderabwicklungsstelle sind folgende Aufwendungen abzugelten:

1. die Aufwendungen fiir die Gewdhrung von Marktpramien und Investitionszuschiissen nach dem 2.
Teil dieses Bundesgesetzes;

2. die Aufwendungen filir die Gewdhrung von Investitionszuschiissen nach dem 3. Teil dieses
Bundesgesetzes;

3. die Aufwendungen fiir die Technologiefordermittel der Lander geméal3 § 78;

4. die mit der Erfiillung der Aufgaben der EAG-Forderabwicklungsstelle geméll Z 1 verbundenen
administrativen und finanziellen Aufwendungen;

5. die mit der Erfiillung der Aufgaben der EAG-Forderabwicklungsstelle gemdfl Z 2 verbundenen
administrativen und finanziellen Aufwendungen;

6. das der Servicestelle fiir erneuerbare Gase zu liberweisende Entgelt;
7. die abzugeltenden Kosten fiir die Evaluierung geméf § 91.

(2) Die Aufwendungen gemiB3 Abs. 1 Z 1, 3, 4 und 7 sind aus den Fordermitteln gemal3 § 71 Abs. 1
zu decken. Die EAG-Forderabwicklungsstelle ist berechtigt, der Okostromabwicklungsstelle (§§ 31 ff
0OSG 2012) nach Vorlage entsprechender Unterlagen die Differenzbetriige zwischen den in der jeweiligen
Periode anfallenden Aufwendungen gemél Abs. 1 Z 1, 3, 4 und 7 und Eingéngen geméil § 71 Abs. 1 Z 3
bis 7 vierteljahrlich vorzuschreiben, erfolgswirksam abzugrenzen und als Forderung oder im Fall von
Uberdeckung als Verbindlichkeit in die Bilanz einzustellen. Die Okostromabwicklungsstelle hat diese
Differenzbetrige der EAG-Forderabwicklungsstelle nach Vorlage der entsprechenden Unterlagen
vierteljahrlich bis zum Ablauf des darauffolgenden Quartals zu bevorschussen. Innerhalb der ersten fiinf
Monate des Folgejahres ist eine Jahresendabrechnung fiir die vergangene Periode vorzunehmen und
ehestmoglich auszugleichen.

(3) Die Aufwendungen gemall Abs. 1 Z 2, 5 und 6 sind aus den Fordermitteln gemal § 71 Abs. 2 zu
decken. Allfillige Differenzbetrige, die sich in einem Kalenderjahr zwischen den Fordermitteln gemal3
§ 71 Abs.2 und den Aufwendungen gemiBl Abs.1 Z2, 5 und 6 ergeben, sind bilanztechnisch
erfolgswirksam abzugrenzen und im néchsten Kalenderjahr durch eine Anpassung des Griingas-
Forderbeitrags auszugleichen. Ein ausgeglichenes Ergebnis zwischen den im Folgejahr zu erwartenden
Aufwendungen sowie den in diesem Zeitraum prognostizierten Einnahmen ist anzustreben. Der
verbleibende, nicht durch Einnahmen gedeckte Teil der Aufwendungen eines Geschéftsjahres ist im
Jahresabschluss der EAG-Forderabwicklungsstelle als Aktivposten anzusetzen und mit den im kiinftigen
Griingas-Férderbeitrag abgegoltenen Mehreinnahmen zu verrechnen. Ubersteigen die Einnahmen die
Aufwendungen eines Kalenderjahres, so sind diese Uberschiisse als Verrechnungsverbindlichkeiten in die
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Bilanz der EAG-Forderabwicklungsstelle einzustellen und mit den im kiinftigen Griingas-Forderbeitrag in
Abzug gebrachten Mehreinnahmen zu verrechnen.

(4) Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie
hat im Rahmen ihrer Aufsichtsfunktion die Aufwendungen der EAG-Forderabwicklungsstelle zu priifen.

Aufsicht und Kontrolle

§70. (1) Der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und
Technologie obliegt die Aufsicht iiber die EAG-Forderabwicklungsstelle.

(2) Zur Ausiibung des Aufsichtsrechts ist die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie,
Mobilitdt, Innovation und Technologie zu den Sitzungen des Aufsichtsrats oder dem sonst nach Gesetz
oder Satzung einzurichtenden Aufsichtsorgan der EAG-Forderabwicklungsstelle einzuladen. Sie kann sich
durch Bedienstete ihres Bundesministeriums vertreten lassen. Die Bundesministerin oder die sie
vertretenden Bediensteten nehmen an den Sitzungen des Aufsichtsorgans mit beratender Stimme teil.

(3) Die EAG-Forderabwicklungsstelle unterliegt, unabhingig von ihren Eigentumsverhaltnissen, der
Kontrolle des Rechnungshofes.

(4) Die EAG-Forderabwicklungsstelle hat der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie,
Mobilitdt, Innovation und Technologie fiir jedes abgelaufene Kalenderjahr einen mit dem Priifbericht und
Bestatigungsvermerk eines Wirtschaftspriifers versehenen Jahresabschluss samt Lagebericht bis zum
30. Juni des Folgejahres vorzulegen.

5. Teil
Aufbringung und Verwaltung der Fordermittel

Aufbringung der Fordermittel
_ §71. (1) Die Fordermittel fiir Forderungen nach dem 2. Teil dieses Bundesgesetzes und dem
OSG 2012 werden aufgebracht:
1. aus der Erneuerbaren-Forderpauschale gemaf3 § 73;
. aus dem gemalB § 75 festgelegten Erneuerbaren-Forderbeitrag;
. aus den vereinnahmten Betrdgen der gemal § 28 zu leistenden Ponalen;

.aus den vereinnahmten Betrigen der gemiB §98 und §550SG 2012 verhingten
Verwaltungsstrafen;

5. aus verfallenen Anzahlungen gemif § 20 EIWOG 2010;
6. aus Zinsen der veranlagten Mittel nach diesem Absatz;
7. durch sonstige Zuwendungen.

F NIV I )

(2) Die Fordermittel fiir Forderungen nach dem 3. Teil dieses Bundesgesetzes werden aufgebracht:
1. aus dem geméB § 76 festgelegten Griingas-Forderbeitrag;
2. aus Zinsen der veranlagten Mittel nach diesem Absatz.

Kostenbefreiung fiir einkommensschwache Haushalte

§72. (1) Personen, die gemidl §3 des Fernsprechentgeltzuschussgesetzes (FeZG), BGBI. I
Nr. 142/2000, zum anspruchsberechtigten Personenkreis gehoren, sind jeweils fiir ihren Hauptwohnsitz von
der Pflicht zur Entrichtung der Erneuerbaren-Forderpauschale, des Erneuerbaren-Forderbeitrags und des
Griingas-Forderbeitrags befreit.

(2) Fiir das Verfahren, die Befristung der Befreiung, die Auskunfts-, Vorlage- und Meldepflicht und
das Ende der Befreiung gelten § 4, § 5,§ 7, § 8 und § 12 Abs. 1 FeZG sinngemél, wobei die GIS Gebiihren
Info Service GmbH der Regulierungsbehorde sowie dem jeweiligen Netzbetreiber auf Verlangen jederzeit
Auskiinfte zu den Umsténden der Anspruchsberechtigung sowie den Antragstellern zu geben hat.

(3) Die Regulierungsbehorde kann durch Verordnung ndhere Regelungen erlassen, insbesondere iiber

1.das zur Feststellung des Befreiungstatbestandes einzuhaltende Verfahren sowie die
Geltendmachung der Befreiung durch den Begiinstigten;

2. die Frist, innerhalb der die Erneuerbaren-Forderpauschale, der Erneuerbaren-Forderbeitrag und der
Griingas-Forderbeitrag gegeniiber den Begilinstigten nicht mehr in Rechnung gestellt werden darf
und innerhalb derer der nach FEintritt des Befreiungstatbestandes bezahlte Erneuerbaren-
Forderbeitrag, die nach Eintritt des Befreiungstatbestandes bezahlte Erneuerbaren-
Forderpauschale bzw. der nach Eintritt des Befreiungstatbestandes bezahlte Griingas-
Forderbeitrag von den Netzbetreibern an die Begiinstigten riickzuerstatten bzw. gutzuschreiben ist;
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3. die Verpflichtung der Begiinstigten, eine Anderung der Einkommensverhiltnisse unverziiglich
bekannt zu geben sowie einen ausdriicklichen Hinweis auf diese Verpflichtung der Begiinstigten;

4. Information und Weitergabe von Daten im erforderlichen Ausmaf;

5. eine angemessene Abgeltung der Leistungen der GIS Gebiihren Info Service GmbH durch die
Okostromabwicklungsstelle.

Die Verordnung hat eine rasche, einfache und verwaltungsékonomische Abwicklung der Aufgaben der GIS
Gebiihren Info Service GmbH zu gewihrleisten.

(4) Die Dateniibermittlung der GIS Gebiihren Info Service GmbH an die Regulierungsbehdrde und
die Netzbetreiber sowie die Dateniibermittlung der Netzbetreiber an die GIS Gebiihren Info Service GmbH
zum Zweck dieser Bestimmung ist zuléssig.

(5) Der Anspruch auf eine Befreiung gemiB3 Abs. 1 erlischt bei Wegfall von zumindest einer der
Voraussetzungen sowie bei Verletzung der Auskunfts-, Vorlage- bzw. Meldepflichten gemél § 7 FeZG.
Die GIS Gebiihren Info Service GmbH hat diesen Zeitpunkt den betroffenen Personen sowie dem
Netzbetreiber mitzuteilen. Zu Unrecht erlangte Vermdgensvorteile sind von der GIS Gebiihren Info Service
GmbH zuriickzufordern und, sofern es Vermogensvorteile aus dem Erneuerbaren-Forderbeitrag und der
Erneuerbaren-Férderpauschale sind, an die Okostromabwicklungsstelle abzufiihren. Zu Unrecht erlange
Vermogensvorteile aus dem Griingas-Forderbeitrag sind von der GIS Gebiihren Info Service GmbH an die
EAG-Forderabwicklungsstelle abzufiihren.

(6) In Streitigkeiten zwischen der GIS Gebiihren Info Service GmbH und den betroffenen Personen
entscheiden die ordentlichen Gerichte.

Erneuerbaren-Forderpauschale

§ 73. (1) Von allen an das offentliche Elektrizititsnetz angeschlossenen Endverbrauchern ist eine
Erneuerbaren-Forderpauschale in Euro pro Zahlpunkt zu leisten, die von den Netzbetreibern in Rechnung
zu stellen und gemeinsam mit dem jeweiligen Netznutzungsentgelt von den an ihren Netzen
angeschlossenen Endverbrauchern einzuheben ist. Die ausschlieBliche Entnahme von elektrischer Energie
zur Aufrechterhaltung der Funktionsféhigkeit von Stromerzeugungsanlagen gilt nicht als Endverbrauch im
Sinne dieser Bestimmung. Von der Pflicht zur Leistung der Erneuerbaren-Forderpauschale ausgenommen
sind Endverbraucher, die gemidB den §§23b bis 23d EIWOG 2010 Netzreserve erbringen, sowie
Pumpspeicherkraftwerke und Betreiber von Anlagen zur Umwandlung von Strom in Wasserstoff oder
synthetisches Gas, sofern die Anlage eine Mindestleistung von 1 MW aufweist, ausschlieflich zu
betrieblichen Zwecken eingesetzt wird, ausschlieBlich erneuerbare Elektrizitdt bezieht und nicht in das
Gasnetz einspeist.

(2) Die Erneuerbaren-Forderpauschale betrégt bis einschlieBlich 2023 pro Kalenderjahr:
1. fiir die an den Netzebenen 1 bis 3 angeschlossenen Netznutzer ....114 438,65 Euro;

2. fiir die an den Netzebenen 4 angeschlossenen Netznutzer ............. 114 438,65 Euro;
3. fiir die an die Netzebene 5 angeschlossenen Netznutzer .................. 17 002,31 Euro;
4. fiir die an der Netzebene 6 angeschlossenen Netznutzer ................... 1 046,30 Euro;
5. fiir die an der Netzebene 7 angeschlossenen Netznutzer ........................ 35,97 Euro.

(3) Divergieren Einspeise- und Bezugsleistung an einem Zahlpunkt in dem Malfle, dass bei alleiniger
Betrachtung der Bezugsleistung der Anschluss an eine andere Netzebene als an die tatséchlich
angeschlossene Netzebene erfolgen wiirde, ist fiir die Hohe der Erneuerbaren-Forderpauschale die fiktive
Netzebene der Bezugsleistung ausschlaggebend.

(4) Bei einer Nutzung des Netzes von weniger als einem Kalenderjahr ist pro angefangenem
Kalendermonat ein Zwolftel der jeweiligen Erneuerbaren-Forderpauschale gemédfl Abs.2 und 3 zu
entrichten.

(5) Reduziert sich bei Endverbrauchern, die auf der Netzebene 5 oder 6 angeschlossen sind, die
bezogene Strommenge fiir zumindest drei aufeinanderfolgende Monate eines Kalenderjahres um mehr als
80% der in den vergangenen sechs Monaten vor Beginn des reduzierten Bezugszeitraums durchschnittlich
bezogenen Strommenge, ist der die Monate des reduzierten Strombezugs, maximal jedoch neun Monate
betreffende Anteil der Erneuerbaren-Forderpauschale auf Antrag in einem Ausmall von 80%
riickzuvergiiten. Der Anspruch auf Riickvergiitung besteht nur, wenn die Anlage ferngesteuert regelbar ist
und mit einem Lastprofilzdhler oder unterhalb der Grenze des § 17 Abs.2 EIWOG 2010 mit einem
intelligenten Messgerdt gemdl §7 Abs.1 Z 31 EIWOG 2010 ausgestattet ist. Der Antrag auf
Riickvergiitung ist nach Ablauf des betreffenden Kalenderjahres bis zum 31. Mérz des Folgejahres beim
Netzbetreiber einzubringen, der hiefiir auf ein Antragsformular auf seiner Internetseite bereitzustellen hat.
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Der Netzbetreiber hat den Antrag zu priifen und bei Vorliegen der Voraussetzungen die Riickvergiitung
durch die Okostromabwicklungsstelle zu veranlassen.

(6) Bei SchlieBungen von Betriebsstitten gemédll § 20 des Epidemiegesetzes 1950, BGBI.
Nr. 186/1950, oder gemél einer auf Grundlage des §3 COVID-19-MaBnahmengesetzes, BGBI. I
Nr. 12/2020, erlassenen Verordnung, ist flir den Zeitraum der SchlieBung keine Erneuerbaren-
Forderpauschale zu entrichten. Der Beginn und das Ende der BetriebsschlieBung sind dem Netzbetreiber
anzuzeigen.

(7) Fir die dem Kalenderjahr 2023 folgenden Jahre hat die Bundesministerin fiir Klimaschutz,
Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort die fiir die einzelnen Netzebenen geltenden Erneuerbaren-
Forderpauschalen alle drei Jahre mit Verordnung neu festzusetzen. Dabei sind die in Abs. 2 ausgewiesenen
Erneuerbaren-Forderpauschalen im gleichen Verhéltnis derart anzupassen, dass 38% der fiir Férderungen
nach diesem Bundesgesetz und dem OSG 2012 erforderlichen Mittel durch die aus der Verrechnung der
Erneuerbaren-Forderpauschale vereinnahmten Mittel abgedeckt werden.

Einhebung der Erneuerbaren-Forderpauschale

§ 74. (1) Die Erneuerbaren-Forderpauschale ist von den Netzbetreibern den Endverbrauchern in
Rechnung zu stellen und vierteljahrlich an die Okostromabwicklungsstelle abzufiihren. Die
Okostromabwicklungsstelle ist berechtigt, die Erneuerbaren-Férderpauschale vorab zu pauschalieren und
vierteljahrlich gegen nachtrdgliche Abrechnung einzuheben. Die Netzbetreiber und die mit der
Verrechnung betraute Stelle haben der Okostromabwicklungsstelle simtliche fiir die Bemessung und
Pauschalierung der Erneuerbaren-Forderpauschale erforderlichen Daten und sonstigen Informationen zur
Verfligung zu stellen.

(2) Die Erneuerbaren-Forderpauschale ist auf den Rechnungen fiir die Netznutzung gesondert
auszuweisen bzw. gesondert zu verrechnen.

(3) Bei Nichtbezahlung der Erneuerbaren-Forderpauschale durch Endverbraucher sind die
Netzbetreiber verpflichtet, die erforderlichen Maflnahmen zur auflergerichtlichen oder gerichtlichen
Einbringung der Erneuerbaren-Foérderpauschale zu ergreifen. In Streitigkeiten zwischen Netzbetreibern und
Endverbrauchern sowie der Okostromabwicklungsstelle und Netzbetreibern, insbesondere auf Leistung der
Erneuerbaren-Forderpauschale, entscheiden die ordentlichen Gerichte.

Erneuerbaren-Forderbeitrag

§ 75. (1) Zur Abdeckung der fiir Férderungen nach dem 2. Teil dieses Bundesgesetzes und dem
OSG 2012 erforderlichen Mittel, abziiglich der durch die Erneuerbaren-Férderpauschale vereinnahmten
Mittel, ist von allen an das offentliche Elektrizitdtsnetz angeschlossenen Endverbrauchern ein
Erneuerbaren-Forderbeitrag im Verhiltnis zu den jeweilig zu entrichtenden Netznutzungs- und
Netzverlustentgelten zu leisten. Die ausschlieBliche Entnahme von elektrischer Energie zur
Aufrechterhaltung der Funktionsfahigkeit von Stromerzeugungsanlagen gilt nicht als Endverbrauch im
Sinne dieser Bestimmung. Von der Pflicht zur Leistung des Erneuerbaren-Forderbeitrags ausgenommen
sind Pumpspeicherkraftwerke und Betreiber von Anlagen zur Umwandlung von Strom in Wasserstoff oder
synthetisches Gas, sofern die Anlage eine Mindestleistung von 1 MW aufweist, ausschlieflich zu
betrieblichen Zwecken eingesetzt wird, ausschlieBlich erneuerbare Elektrizitit bezieht und nicht in das
Gasnetz einspeist.

(2) Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie
hat im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Digitalisierung und Wirtschaftsstandort jahrlich im
Vorhinein durch Verordnung einen Erneuerbaren-Forderbeitrag festzulegen. Auf eine bundesweit
gleichformige Belastung der Endkunden je Netzebene ist bei der Berechnung der Zuschldge Bedacht zu
nehmen. Unterjahrige Anpassungen sind zuléssig.

(3) Der Erneuerbaren-Forderbeitrag ist von den Netzbetreibern in Rechnung zu stellen und gemeinsam
mit dem jeweiligen Systemnutzungsentgelt von den an ihre Netze angeschlossenen Endverbrauchern
einzuheben. Die Mittel sind in der von der Verordnung gemil3 Abs.2 festgesetzten Hohe von den
Netzbetreibern monatlich an die Okostromabwicklungsstelle abzufiihren. Die Okostromabwicklungsstelle
ist berechtigt, den Erneuerbaren-Forderbeitrag vorab zu pauschalieren und monatlich gegen nachtréagliche
Abrechnung einzuheben. Die Netzbetreiber und die mit der Verrechnung betraute Stelle haben der
Okostromabwicklungsstelle simtliche fiir die Bemessung des Erneuerbaren-Forderbeitrags erforderlichen
Daten und sonstigen Informationen zur Verfiigung zu stellen.

(4) Der Erneuerbaren-Forderbeitrag ist auf den Rechnungen fiir die Netznutzung gesondert
auszuweisen bzw. gesondert zu verrechnen.
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(5) Bei der Ermittlung des vom Endverbraucher zu zahlenden Erneuerbaren-Forderbeitrags bleiben
innerhalb einer Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft erzeugte und verbrauchte Mengen auf3er Betracht.

(6) Bei Nichtbezahlung des Erneuerbaren-Forderbeitrags durch Endverbraucher sind die Netzbetreiber
verpflichtet, die erforderlichen MaBinahmen zur auflergerichtlichen oder gerichtlichen Einbringung des
Erneuerbaren-Forderbeitrags zu ergreifen. In Streitigkeiten zwischen Netzbetreibern und Endverbrauchern
sowie der Okostromabwicklungsstelle und Netzbetreibern, insbesondere auf Leistung des Erneuerbaren-
Forderbeitrags, entscheiden die ordentlichen Gerichte.

Griingas-Forderbeitrag

§ 76. (1) Zur Abdeckung der Aufwendungen der Servicestelle fiir erneuerbare Gase und der fiir
Forderungen nach dem 3. Teil dieses Bundesgesetzes erforderlichen Mittel ist von allen an das 6ffentliche
Gas-Verteilernetz angeschlossenen Endverbrauchern ein Griingas-Forderbeitrag im Verhéltnis zum
jeweilig zu entrichtenden Netznutzungsentgelt zu leisten.

(2) Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie
hat im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Digitalisierung und Wirtschaftsstandort jahrlich im
Vorhinein durch Verordnung einen Griingas-Forderbeitrag festzulegen. Auf eine bundesweit gleichformige
Belastung der Endverbraucher je Netzebene ist bei der Berechnung der Zuschldge Bedacht zu nehmen.
Unterjéhrige Anpassungen sind zuldssig.

(3) Der Griingas-Forderbeitrag ist von den Netzbetreibern in Rechnung zu stellen und gemeinsam mit
dem jeweiligen Systemnutzungsentgelt von den an ihren Netzen angeschlossenen Endverbrauchern
einzuheben. Die Mittel sind in der von der Verordnung gemil3 Abs.2 festgesetzten Hohe von den
Netzbetreibern monatlich an die EAG-Forderabwicklungsstelle abzufiihren. Die EAG-
Forderabwicklungsstelle ist berechtigt, den Griingas-Forderbeitrag vorab zu pauschalieren und monatlich
gegen nachtrigliche Abrechnung einzuheben. Die Netzbetreiber und die mit der Verrechnung betraute
Stelle haben der EAG-Forderabwicklungsstelle samtliche fiir die Bemessung des Griingas-Forderbeitrags
erforderlichen Daten und sonstigen Informationen zur Verfiigung zu stellen.

(4) Der Griingas-Forderbeitrag ist auf den Rechnungen fiir die Netznutzung gesondert auszuweisen
bzw. gesondert zu verrechnen.

(5) Bei der Ermittlung des vom Endverbraucher zu zahlenden Griingas-Forderbeitrags bleiben
innerhalb einer Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft erzeugte und verbrauchte Mengen auf3er Betracht.

(6) Bei Nichtbezahlung des Griingas-Forderbeitrags durch Endverbraucher sind die Netzbetreiber
verpflichtet, die erforderlichen MaBinahmen zur auBlergerichtlichen oder gerichtlichen Einbringung des
Griingas-Forderbeitrags zu ergreifen. In Streitigkeiten zwischen Netzbetreibern und Endverbrauchern
sowie der EAG-Forderabwicklungsstelle und Netzbetreibern, insbesondere auf Leistung des Griingas-
Forderbeitrags, entscheiden die ordentlichen Gerichte.

Fordermittelkonto

§ 77. (1) Zur Verwaltung der Fordermittel fiir Forderungen nach diesem Bundesgesetz hat die EAG-
Forderabwicklungsstelle ein Konto einzurichten. Dabei sind fiir Fordermittel nach dem 2. Teil und nach
dem 3. Teil dieses Bundesgesetzes jeweils getrennte Rechnungskreise zu fiihren.

(2) Die EAG-Forderabwicklungsstelle hat die Mittel =zinsbringend zu veranlagen. Der
Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie, der
Regulierungsbehérde sowie den herangezogenen Sachverstindigen ist jederzeit Einsicht in sdmtliche
Unterlagen zu gewéhren.

(3) Die EAG-Forderabwicklungsstelle hat die Mittel fiir Tatigkeiten geméal § 65 vierteljahrlich an die
Servicestelle fiir erneuerbare Gase zu liberweisen.

Zuweisung von Technologieférdermitteln an die Lander

§ 78. (1) Den Léndern ist zur Férderung der Erzeugung von Energie aus erncuerbaren Quellen ein
Betrag von sieben Millionen Euro jéhrlich zur Verfiigung zu stellen. Diese sind im Verhiltnis des jahrlichen
Zubaus an Erzeugungsleistung von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Quellen gegeniiber
dem jahrlichen Gesamtzubau zu vergeben.

(2) Die Mittel gemédfl Abs. | sind zusdtzlich zu den Forderungen nach diesem Bundesgesetz so
einzusetzen, dass sie zur Erreichung der Ziele gemil § 4 beitragen. Eine weitere Eingrenzung des
Verwendungszwecks kann bei mangelhafter Erreichung der Ziele gemiB3 § 4 durch Verordnung der
Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie im
Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Digitalisierung und Wirtschaftsstandort erfolgen.
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(3) Uber den Einsatz dieser Mittel ist von jedem Land getrennt an die Bundesministerin fiir
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie sowie an die Regulierungsbehorde
bis spitestens 30. Juni des Folgejahres ein schriftlicher Bericht vorzulegen und zu verdffentlichen. In
diesem Bericht sind jedenfalls die unterstiitzten Projekte mit ihrer Leistung, Technologie und jdhrlichen
Erzeugungsmenge jeweils mit Angabe des Unterstiitzungsausmaf3es anzugeben. Bei unvollstdndiger oder
mangelhafter Berichterstattung hat die Auszahlung weiterer Technologieférdermittel bis zur Vorlage eines
ordnungsgemafen Berichts zu unterbleiben.

6. Teil
Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften

Allgemeine Bestimmungen

§ 79. (1) Eine Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft darf Energie aus erneuerbaren Quellen erzeugen,
die eigenerzeugte Energie verbrauchen, speichern oder verkaufen. Weiters darf sie im Bereich der
Aggregierung tétig sein und andere Energiedienstleistungen erbringen. Die fiir die jeweilige Tatigkeit
geltenden Bestimmungen sind zu beachten. Die Rechte und Pflichten der teilnehmenden Netzbenutzer,
insbesondere die freie Lieferantenwahl, bleiben dadurch unberiihrt.

(2) Mitglieder oder Gesellschafter einer Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft diirfen natiirliche
Personen, Gemeinden, Rechtstrager von Behorden in Bezug auf lokale Dienststellen und sonstige
juristische Personen des 6ffentlichen Rechts oder kleine und mittlere Unternehmen sein. Eine Erneuerbare-
Energie-Gemeinschaft hat aus zwei oder mehreren Mitgliedern oder Gesellschaftern zu bestehen und ist als
Verein, Genossenschaft, Personen- oder Kapitalgesellschaft oder &hnliche Vereinigung mit
Rechtspersonlichkeit zu organisieren. Thr Hauptzweck darf nicht im finanziellen Gewinn liegen; sie hat
ihren Mitgliedern oder den Gebieten, in denen sie titig ist, vorrangig 6kologische, wirtschaftliche oder
sozialgemeinschaftliche Vorteile zu bringen. Die Teilnahme an einer Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft
ist freiwillig und offen, im Fall von Privatunternehmen darf die Teilnahme nicht deren gewerbliche oder
berufliche Haupttitigkeit sein.

(3) Die Regulierungsbehorde hat bis zum Ende des ersten Quartals 2024 eine Kosten-Nutzen-Analyse
zu verdffentlichen, die auf Basis einer nachvollzichbaren Datenbasis und unter Beriicksichtigung der
Evaluierung gemal § 91 Abs. 3 Aufschluss dariiber zu geben hat, ob eine angemessene und ausgewogene
Beteiligung der Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften an den Systemkosten sichergestellt ist. Dies schlieft
insbesondere die Kosten fiir Ausgleichsenergie ein, fiir welche die Regulierungsbehorde gegebenenfalls
Vorschlige zur verursachergerechten Aufteilung zu unterbreiten hat. Die Kosten-Nutzen-Analyse hat auch
Biirgerenergiegemeinschaften gemil § 16b EIWOG 2010 zu umfassen. Netzbetreiber, Erneuerbare-
Energie-Gemeinschaften und Biirgerenergiegemeinschaften gemi § 16b EIWOG 2010 haben der
Regulierungsbehorde die zu diesem Zweck notwendigen Daten zu iibermitteln.

Forderungen fiir Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften

§ 80. Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften konnen unter Beachtung der geltenden Voraussetzungen
nach den Bestimmungen des 2. Hauptstiicks des 2. Teils und dem 3. Teil geférdert werden. Die
Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft hat fiir jede von ihr betriebene Anlage, gegebenenfalls samt
Stromspeicher, jeweils einen Antrag gemal § 55 in Verbindung mit § 56 oder § 57 bzw. gemilB § 59 in
Verbindung mit § 60, § 61 oder § 62 einzubringen.

7. Teil
Herkunftsnachweise fiir erneuerbare Energie

1. Hauptstiick
Allgemeine Bestimmungen

Herkunftsnachweisdatenbank

§81. (1) Fir die Ausstellung, die Uberwachung der Ubertragung und Entwertung der
Herkunftsnachweise wird die Regulierungsbehdrde als zustindige Stelle benannt. Die
Regulierungsbehorde hat fiir die Zwecke dieser Bestimmung eine automationsunterstiitzte Datenbank
(Herkunftsnachweisdatenbank) einzurichten.

(2) Ans offentliche Netz angeschlossene Anlagen zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren
Quellen sind vom Anlagenbetreiber, einem Anlagenbevollmichtigten oder durch einen vom
Anlagenbetreiber  beauftragten Dritten bis zur Inbetriecbnahme der Anlage in der
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Herkunftsnachweisdatenbank der Regulierungsbehorde gemdB Abs. 1 zu registrieren. Bei bestehenden
Anlagen ist die Registrierung binnen drei Monaten ab Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes vorzunehmen.
Bei der Registrierung sind folgende Mindestangaben erforderlich:

1. Anlagenbetreiber und Anlagenbezeichnung;
. Standort der Anlage;
. die Art und Engpassleistung der Anlage;
. die Zahlpunktnummer;
. Bezeichnung des Netzbetreibers, an dessen Netz die Anlage angeschlossen ist;
. die Menge der erzeugten Energie;
. die eingesetzten Energietréger;
. Art und Umfang von Investitionsbeihilfen;
9. Art und Umfang etwaiger weiterer Forderungen;
10. Datum der Inbetriebnahme der Anlage;
11. Datum der AufBlerbetriebnahme der Anlage.
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Die Angaben sind durch den abgeschlossenen Netzzugangsvertrag sowie weitere geeignete Nachweise
zu belegen. Die Regulierungsbehérde ist berechtigt, zur Uberpriifung der {ibermittelten Informationen
entsprechende  Unterlagen nachzufordern; hierzu zéhlen insbesondere Anlagenaudits und
Anlagenbescheide. Eine indirekte Ubermittlung von Daten und Informationen fiir Anlagen, die
erncuerbares Gas produzieren, durch den Bilanzgruppenkoordinator oder durch sonstige vom
Anlagenbetreiber beauftragte Dritte, ist zuldssig.

(3) Der Bilanzgruppenkoordinator oder die Netzbetreiber, an deren Netze Anlagen zur Erzeugung von
Energie aus erneuerbaren Quellen angeschlossen sind, haben auf Verlangen des Anlagenbetreibers durch
monatliche Eingabe der in das oOffentliche Netz eingespeisten Nettoerzeugungsmengen in der
Herkunftsnachweisdatenbank die Ausstellung von Herkunftsnachweisen durch die Regulierungsbehorde
anzufordern.

(4) Der Bilanzgruppenkoordinator oder die Netzbetreiber haben Anlagenbetreiber beim Netzzutritt
iiber deren Registrierungspflicht in der Herkunftsnachweisdatenbank zu informieren. Fehlende oder
mangelhafte Eintragungen sind vom Netzbetreiber an die Regulierungsbehdrde zu melden.

(5) Vorgaben fiir technische Spezifikationen konnen von der Bundesministerin fiir Klimaschutz,
Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort mit Verordnung festgelegt werden.

(6) Die Anlagenbetreiber haften fiir die Richtigkeit ihrer Angaben iiber die eingesetzten Energietréger.

(7) Die EAG-Forderabwicklungsstelle, die Lénder, die Netzbetreiber, der Bilanzgruppenkoordinator,
die Erzeuger und die Héndler sind verpflichtet, der Regulierungsbehorde die fiir die Administration und
Abwicklung der Ausstellung, Ubertragung und Entwertung von Herkunftsnachweisen notwendigen Daten,
wie insbesondere Anlagen- und Betreiberdaten sowie Einspeisemengen, auf Verlangen zur Verfiigung zu
stellen. Diese Datenbekanntgaben konnen mittels automationsunterstiitzter Datenverarbeitung und -
iibermittlung erfolgen.

(8) Die Regulierungsbehdrde stellt eine ordnungsgemiBle Abwicklung der Datentransfers zwischen
der Herkunftsnachweisdatenbank sowie der von der Umweltbundesamt GmbH betriebenen elektronischen
Datenerfassung samtlicher nachhaltiger Biokraftstoffe gemif3 der Kraftstoffverordnung 2012, BGBI. II
Nr. 398/2012, in der Fassung BGBI. II Nr. 630/2020, und des Bilanzgruppenkoordinators gemif3 § 85
GWG 2011 sicher, um Doppelzdhlungen auszuschliefen.

(9) Die in der Herkunftsnachweisdatenbank der Regulierungsbehorde registrierten Betreiber einer
Erzeugungsanlage werden von der Regulierungsbehdrde in einem Anlagenregister verdffentlicht. Dabei
werden folgende Daten 6ffentlich zugénglich gemacht:

1. zum Einsatz kommende Energiequellen;
. installierte Leistung der Anlage;

. Jahreserzeugung;

. technische Eigenschaften der Anlage und

. Postleitzahl des Standortes der Anlage, sofern durch die Angabe der Postleitzahl die Identifizierung
des Anlagenbetreibers nicht méglich ist; andernfalls ist das Bundesland anzugeben.

wn AW
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Eigenversorgung und die Erzeugung von Energie auflerhalb des éffentlichen Netzes

§ 82. (1) Betreiber von Anlagen zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen, die Energie fiir
die Eigenversorgung erzeugen oder die erzeugte Energie nicht oder nur teilweise in das 6ffentliche Netz
einspeisen, haben ihre Anlagen in der Herkunftsnachweisdatenbank der Regulierungsbehorde gemaf § 81
Abs. 1 zu registrieren. Hinsichtlich der Registrierung gelten die Bestimmungen des § 81 Abs. 2.

(2) Der Eigenversorgungsanteil ist bei Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Quellen
mit einer Engpassleistung von mehr als 100 kW mit einem intelligenten Messgerédt gemal3 § 7 Abs. 1 Z 31
EIWOG 2010 zu messen. Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Quellen, deren
Engpassleistung in Summe weniger als 0,8kW pro Anlage eines Netzbenutzers betrigt
(Kleinsterzeugungsanlagen), und Notstromaggregate sind von der Registrierungspflicht nach Abs. 1 nicht
erfasst.

(3) Bei Anlagen zur Erzeugung von Gas aus erneuerbaren Quellen, das nicht in das 6ffentliche Netz
eingespeist wird (Inselanlagen), erfolgt die Messung mittels intelligenter Messgeréte gemal3 § 7 Abs. 1 Z 26
GWG 2011, Lastprofilzdhler geméf § 7 Abs. 1 Z 35 GWG 2011 oder Verbrauchsaufzeichnungsmessgerite
gemiB § 2 Z 10 Lastprofilverordnung 2018, BGBL. II Nr. 338/2018.

(4) Sind bestehende Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Quellen nicht mit einem
intelligenten Messgerit oder Anlagen zur Erzeugung von Gas aus erneuerbaren Quellen nicht mit einem
intelligenten Messgerét, Lastprofilzdhler oder Verbrauchsaufzeichnungsmessgerdt (Abs. 3) ausgestattet,
sind diese binnen sechs Monaten ab Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes zu installieren. Der Zéhlerstand
der in einem Kalenderjahr erzeugten und verbrauchten Energiemenge ist vom Anlagenbetreiber oder von
einem vom Anlagenbetreiber beauftragten Dienstleister einmal jahrlich an die Regulierungsbehdrde zu
melden.

Herkunftsnachweise

§ 83. (1) Fiir jede Einheit erzeugte Energie darf nur ein Herkunftsnachweis ausgestellt werden. Ein
Herkunftsnachweis gilt standardméBig fiir 1 MWh, wobei eine Untergliederung bis zur dritten
Nachkommastelle zuldssig ist.

(2) Herkunftsnachweise gelten zwolf Monate ab der Erzeugung der betreffenden Energieeinheit. Ein
Herkunftsnachweis ist nach seiner Verwendung zu entwerten. Herkunftsnachweise, die nicht entwertet
wurden, werden spétestens 18 Monate nach der Erzeugung der entsprechenden Energieeinheit in der
Nachweisdatenbank mit dem Status ,,verfallen* versehen.

(3) Der Herkunftsnachweis gemaf3 Abs. 1 hat folgende Angaben zu umfassen:

1. die Menge der erzeugten Energie;
. Angaben, ob ein Herkunftsnachweis Elektrizitidt oder Gas, einschlieBlich Wasserstoff, betriftt;
. die Art und die Engpassleistung der Anlage;
. den Zeitraum und den Ort der Erzeugung;
. die eingesetzten Energietrager;
. Art von Investitionsbeihilfen;
. Art etwaiger weiterer Forderungen;
. Datum der Inbetriebnahme der Anlage;
9. Ausstellungsdatum, ausstellendes Land und eindeutige Kennnummer.
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(4) Die Betreiber einer Anlage zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen sowie Héndler,
die erneuerbare Energie einem anderen Handler verduflern, sind iiber Verlangen des Kaufers verpflichtet,
die der verkauften Menge entsprechenden Herkunftsnachweise (mittels automationsunterstiitzter
Datenverarbeitung) nachweislich diesem Kéufer zu iiberlassen.

(5) Bei automationsunterstiitzter Ausstellung der Herkunftsnachweise ist monatlich eine
Bescheinigung auf Basis des ersten Clearings auszustellen und an die Anlagenbetreiber zu iibermitteln.

(6) Bei Anlagen, die erneuerbares Gas auf Basis von erneuerbarem Strom erzeugen, sind durch den
Anlagenbetreiber Herkunftsnachweise und Umweltauswirkungen der Stromerzeugung auf die
Gaserzeugung zu tlibertragen. Dazu sind die der Stromerzeugung zugrundeliegenden Herkunftsnachweise
und Umweltauswirkungen reduziert um die bei der Gaserzeugung entstechenden Umwandlungsverluste
anzufiihren und im Strom-Nachweissystem als Energieeinsatz fiir die Gaskennzeichnung zu klassifizieren.
Die Umwandlungsverluste gelten als Verbrauch des Sektors Energie. Diese Bestimmung gilt sinngemaf
fiir Anlagen, die erneuerbaren Strom auf Basis von erneuerbarem Gas erzeugen.

(7) Die Betreiber von Anlagen zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen, die eine
Forderung nach dem 2. oder 3. Teil dieses Bundesgesetzes in Anspruch nehmen, haben die fiir die
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erncuerbare Energie generierten Herkunftsnachweise ausschliefSlich fiir die Belieferung von Kunden im
Inland zu verwenden.

Anerkennung von Herkunftsnachweisen aus anderen Staaten

§ 84. (1) Herkunftsnachweise fiir Energie aus erneuerbaren Quellen aus Anlagen mit Standort in einem
anderen EU-Mitgliedstaat oder einem EWR-Vertragsstaat gelten als Herkunftsnachweise im Sinne dieses
Bundesgesetzes, wenn sie zumindest den Anforderungen des § 83 Abs. 3 entsprechen. Herkunftsnachweise
fiir Energie aus ernecuerbaren Quellen aus Anlagen mit Standort in einem Drittstaat gelten als
Herkunftsnachweise im Sinne dieses Bundesgesetzes, wenn die Europdische Union mit diesem Drittstaat
ein Abkommen iiber die gegenseitige Anerkennung von in der Union ausgestellten Herkunftsnachweisen
und in diesem Drittstaat eingerichteten kompatiblen Herkunftsnachweissystemen geschlossen hat und
Energie direkt ein- oder ausgefiihrt wird.

(2) Im Zweifelsfall hat die Regulierungsbehdrde iiber Antrag oder von Amts wegen mit Bescheid
festzustellen, ob die Voraussetzungen fiir die Anerkennung gemif3 Abs. 1 vorliegen.

(3) Die Regulierungsbehorde kann durch Verordnung Staaten benennen, in denen Herkunftsnachweise
fiir Energie aus erneuerbaren Quellen die Voraussetzungen gemif3 Abs. 1 erfiillen.

(4) Betreffend die Anerkennbarkeit von Herkunftsnachweisen fir die Zwecke der
Stromkennzeichnung sind die Bedingungen in der Verordnung gemiBl § 79 Abs. 11 EIWOG 2010
festzulegen. Fiir die Zwecke der Gaskennzeichnung sind die Bedingungen in der Verordnung gemal § 130
Abs. 8 GWG 2011 festzulegen.

2. Hauptstiick
Besondere Bestimmungen fiir erneuerbares Gas

Griingassiegel
§ 85. (1) Griingassiegel dienen dem Nachweis der Erreichung der Griin-Gas-Quote gemél § 87.

(2) Herkunftsnachweise fiir erneuerbares Gas und Griinzertifikate fiir Gas gemall § 86 konnen mit
einem Griingassiegel versehen werden. Die Ausstellung der Griingassiegel erfolgt durch die
Regulierungsbehorde.

(3) Ein Griingassiegel ist auszustellen, wenn erneuerbares Gas aus erneuerbarer Energie hergestellt
wird, die auf das nationale Erneuerbare-Referenzziel der Republik Osterreich gemiB Art. 3 Abs. 2 der
Richtlinie (EU) 2018/2001 angerechnet werden kann. Wird Gas aus Energie in Form von Biomasse-
Brennstoffen hergestellt, so hat sie auBerdem den Nachhaltigkeitsanforderungen und den Kriterien fiir
Treibhausgaseinsparungen gemél § 6 Abs. 2 und 3 zu entsprechen.

Griinzertifikate fiir Gas, das nicht in das 6ffentliche Netz eingespeist wird

§ 86. (1) Griinzertifikate fiir Gas dienen dem Nachweis der Produktion von nicht in das 6ffentliche
Netz eingespeistem erneuerbarem Gas, welches im Endverbrauch eingesetzt oder stofflich genutzt wird.

(2) Griinzertifikate fir Gas werden in der Herkunftsnachweisdatenbank der Regulierungsbehorde
generiert und gelistet. Die Ausstellung eines Griinzertifikates fiir Gas schlieft die Ausstellung eines
Herkunftsnachweises nach dem 1. Hauptstiick dieses Teils aus.

(3) Griinzertifikate fiir Gas mit Griingassiegel konnen auf die Griin-Gas-Quote geméill § 87
angerechnet werden. Sie sind ausschlieBlich fiir den Zweck der Anrechnung auf die Griin-Gas-Quote unter
den Verpflichteten handelbar.

(4) Fiir jede erzeugte Einheit erneuerbares Gas, die nicht in das &ffentliche Netz eingespeist wurde,
darf nur ein Griinzertifikat fiir Gas ausgestellt werden. Ein Griinzertifikat fiir Gas gilt standardméBig fiir
1 MWh, wobei eine Untergliederung bis zur dritten Nachkommastelle zuldssig ist.

(5) Griinzertifikate gelten zwolf Monate ab der Erzeugung der betreffenden Energieeinheit. Ein
Griinzertifikat ist nach seiner Verwendung zu entwerten. Griinzertifikate fiir Gas, die nicht entwertet
wurden, werden spatestens 18 Monate nach Erzeugung der entsprechenden Energieeinheit mit dem Status
,,verfallen* versehen.

(6) Das Griinzertifikat fiir Gas hat folgende Angaben zu umfassen:

1. die erzeugte Menge in MWh;

2. die Art und die Engpassleistung der Anlage;
3. den Zeitraum und den Ort der Erzeugung;
4. die eingesetzten Energietréiger;
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. Art von Investitionsbeihilfen;

. Art etwaiger weiterer Forderungen;

. Datum der Inbetriebnahme der Anlage;

. Ausstellungsdatum und eindeutige Kennnummer;
. ausstellende Stelle und Land der Ausstellung;

10. etwaiges Griingassiegel.
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(7) Zusatzlich kann das Griinzertifikat fiir Gas noch weitere Angaben enthalten, um den
Anforderungen fiir weitere Verwendungszwecke zu entsprechen.

(8) Bei automationsunterstiitzter Ausstellung der Griinzertifikate fiir Gas ist monatlich eine
Bescheinigung auf Basis der abgelesenen Zihlerstinde auszustellen und an die Anlagenbetreiber zu
iibermitteln.

Anrechnung und Nachweis der Griin-Gas-Quote

§ 87. (1) Sofern Versorger verpflichtet werden, einen bestimmten Anteil an verkauften Gasmengen
durch erneuerbares Gas zu substituieren (Griin-Gas-Quote), ist die von den Versorgern zur Erreichung der
Griin-Gas-Quote beschaffte Energiemenge an erneuerbarem Gas durch Herkunftsnachweise mit
Griingassiegel oder durch Griinzertifikate fiir Gas mit Griingassiegel nachzuweisen.

(2) Griinzertifikate fiir Gas mit Griingassiegel konnen von jenen Versorgern auf die Griin-Gas-Quote
gemdl Abs. 1 angerechnet werden, die
1. selbst eine Produktionsstitte fiir erneuerbares Gas betreiben oder
2. die Kontrolle im Sinne des §7 Abs. 1 Z30 GWG 2011 iiber den Betreiber einer Anlage fiir
erneuerbares Gas haben oder

3. ein Griinzertifikat fiir Gas mit Griingassiegel von einem Versorger nach Z 1 oder Z 2 erworben
haben.

(3) Auf die Griin-Gas-Quote sind nicht anzurechnen:
1. Griinzertifikate fiir Gas aus Anlagen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits
in Betrieb sind;
2. Griinzertifikate fir Gas aus Anlagen, die Biomasse in Form von biologisch abbaubaren Abfillen
und/oder Reststoffen einsetzen, diec am selben Standort bei anderen industriellen
Produktionsprozessen angefallen sind.

(4) Unbeschadet des Abs. 2 Z 3 sind Griinzertifikate fiir Gas nicht auf Dritte {ibertragbar.

3. Hauptstiick
Besondere Bestimmungen fiir erneuerbare Fernwirme und Fernkilte

Nachweis iiber den Anteil erneuerbarer Energie

§ 88. (1) Betreiber von Fernwiarme- oder Fernkilteanlagen mit mehr als 250 Kunden oder 3 GWh
Wirmeabsatz pro Jahr je zusammenhidngendem Fernwirme- oder Fernkéltenetz sind verpflichtet, am Ende
jedes Geschiftsjahres eine Aufschliisselung tiber die Art der von ihnen in Heizwerken und KWK-Anlagen
eingesetzten Brennstoffe sowie den Anteil der in das Netz eingespeisten Abwirme oder -kélte der
Regulierungsbehorde zu melden. Die Aufschliisselung hat zumindest in Form einer prozentmifigen
Aufschliisselung der Primérenergietriger in erneuerbare Energie, Abwirme und -kilte, fossile Energie oder
sonstige Energietrager zu erfolgen.

(2) Die Informationen gemil Abs. 1 miissen auf der Internetseite des jeweiligen Unternehmens
verdffentlicht und den Kunden einmal jahrlich auf oder als Anhang zur Jahresabrechnung zur Verfiigung
gestellt werden.

(3) Die Meldung ist vorab von der nach dem Akkreditierungsgesetz 2012 (AkkG 2012), BGBI. 1
Nr. 28/2012, fur relevante Fachgebiete zugelassenen Uberwachungs-, Priif- oder Zertifizierungsstelle zu
bestitigen.

(4) Die Uberwachung der Richtigkeit der Angaben der Unternehmen hat durch die
Regulierungsbehorde zu erfolgen. Bei unrichtigen Angaben ist der Anlagenbetreiber mit Bescheid
aufzufordern, die Angaben richtig zu stellen.

(5) Betreiber von Fernwirme- oder Fernkilteanlagen haben sich in der Herkunftsnachweisdatenbank
gemiB § 81 zu registrieren. Die Registrierung kann auch durch einen Anlagenbevollméchtigten oder durch
einen vom Anlagenbetreiber beauftragten Dritten erfolgen und ist bis zur Inbetriebnahme der Anlage, bei
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bestehenden Anlagen binnen drei Monaten ab Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes, vorzunehmen. Bei der
Registrierung sind folgende Mindestangaben erforderlich:

1. Anlagenbetreiber und Anlagenbezeichnung;

. Standort der Anlage;

. die Art und elektrische und thermische Engpassleistung der Anlage;
. die Zahlpunktnummer;

. die Menge der erzeugten elektrischen und thermischen Energie;

. die eingesetzten Energietréger;

. Art und Umfang von Investitionsbeihilfen;

. Art und Umfang etwaiger weiterer Forderungen;

. Datum der Inbetriebnahme der Anlage;

10. Datum der AufBerbetriebnahme der Anlage.

Die Regulierungsbehorde ist berechtigt, zur Uberpriifung der {ibermittelten Informationen entsprechende
Unterlagen nachzufordern; hierzu zéhlen insbesondere Anlagenaudits und Anlagenbescheide. Die
Informationen sind nach MaBigabe des § 81 Abs. 9 im Anlagenregister zu verdffentlichen.

O 00 3 O v K LN

Preistransparenz

§ 89. (1) Betreiber von Fernwarme- oder Fernkilteanlagen und Warmeanbieter sind verpflichtet, die
gegeniiber Verbrauchern im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 2 des Konsumentenschutzgesetzes (KSchG), BGBI.
Nr. 140/1979, und Kleinunternehmen zur Anwendung kommenden Tarife einmal jahrlich an die
Regulierungsbehdrde zu melden. Dabei sind die in den Tarifen enthaltenen Preiskomponenten
(Arbeitspreis, Grundpreis und Messpreis), einmalige Gebiihren fiir den Anschluss oder die Montage, fiir
die Abschaltung und Wiederinbetriebnahme sowie Mahnspesen getrennt darzustellen. Zur Anwendung
kommende Preisgleitklauseln und darin bezogene Indizes sind ebenso getrennt auszuweisen.

(2) Die Datenerhebung und Dateniibertragung hat in einem von der Regulierungsbehdrde
vorgegebenen Format zu erfolgen. Die Regulierungsbehérde ist berechtigt, zur Uberpriifung der
iibermittelten Informationen entsprechende Unterlagen nachzufordern. Bei unrichtigen Angaben ist der
Anlagenbetreiber mit Bescheid aufzufordern, die Angaben richtig zu stellen.

(3) Die Regulierungsbehorde hat die Informationen geméf Abs. 1 getrennt fiir jede Fernwirme- oder
Fernkilteanlage auf ihrer Internetseite zu verdffentlichen und zumindest einmal jahrlich zu aktualisieren.

8. Teil
Monitoring, Berichte und Transparenz

EAG-Monitoringbericht

§ 90. (1) Die Regulierungsbehorde hat die Erreichung der Ziele geméB § 4 laufend zu iiberwachen und
Entwicklungen aufzuzeigen, welche der Erreichung der Ziele hinderlich sind.

(2) Die Regulierungsbehorde hat der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitt,
Innovation und Technologie, dem Nationalrat sowie dem Energiebeirat jéhrlich bis zum 30. Juni einen
Bericht iiber die Erreichung der Ziele dieses Gesetzes und damit zusammenhéngende wesentliche Aspekte
vorzulegen. Der Bericht hat insbesondere zu enthalten:

1. detaillierte Informationen iiber die Entwicklung und den Stand des Ausbaus der erneuerbaren
Energien unter Angabe des jéhrlichen Brutto- und Netto-Zubaus, der in das dffentliche Netz
eingespeisten Strom- und Gasmenge sowie der nicht in das 6ffentliche Netz eingespeisten Strom-
und Gasmenge, jeweils gesamt und getrennt nach Technologie und Bundesland;

2. eine Darstellung und Analyse der Strom- und Gasverbrauchsentwicklung;

3. detaillierte Angaben zu den Aufwendungen fiir Férderungen nach diesem Bundesgesetz und dem
OSG 2012 getrennt nach Technologie und Forderart sowie Angaben zu den Kosten fiir
Endverbraucher;

4. Angaben zum Grad der Zielerreichung gemaf § 4 Abs. 2;

. Angaben zum Grad der Zielerreichung geméal § 4 Abs. 1 Z 7,

6. Informationen zum physikalischen Strom- und Gasaustausch mit dem benachbarten Ausland
(Importe und Exporte) getrennt nach Nachbarstaaten und sonstiger wesentlicher Daten aus der
Betriebs- und Bestandsstatistik sowie der Statistik liber erneuerbare Energietrager.

Der Bericht ist im Anschluss von der Regulierungsbehorde in geeigneter Weise zu verdffentlichen.

9]
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(3) Die Lander, die EAG-Forderabwicklungsstelle und die Servicestelle fiir erneuerbare Gase sind
verpflichtet, der Regulierungsbehdrde die fiir die Erstellung des Berichts erforderlichen Daten auf
Verlangen zu libermitteln.

Evaluierung

§ 91. (1) Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und
Technologie hat das mit diesem Bundesgesetz geschaffene Fordersystem fiir den Ausbau erneuerbarer
Energien unter Heranziehung externer Fachexperten zwei Jahre nach dessen Inkrafttreten zu evaluieren und
dem Nationalrat spétestens im Dezember 2023 einen Bericht {iber das Ergebnis der Evaluierung vorzulegen.
Nach der erstmaligen Evaluierung hat eine Evaluierung und Berichterstattung iiber die Ergebnisse alle fiinf
Jahre zu erfolgen. Der Bericht iiber die Ergebnisse der Evaluierung ist von der Bundesministerin fiir
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie in geeigneter Weise zu
veroffentlichen.

(2) Ausgehend von einer umfassenden Analyse der bisherigen Erfahrungen mit dem neuen
Fordersystem hat die Evaluierung jedenfalls Aufschluss iiber folgende Aspekte zu geben:

1. Stand und Entwicklung der Zielerreichung;

2. Analyse der Wettbewerbsintensitdt, Akteursvielfalt, regionalen Verteilung der geforderten
Anlagen sowie Grad der Potenzialerschlieung;

3. Angemessenheit der Ausschreibungsvolumen und Mittelverteilung, Hochstpreise, Fordersdtze
sowie Anzahl der Ausschreibungen und Fordercalls;

4. Bieterverhalten;
5. Auswirkungen der Befreiungsregelung gemal3 § 73 Abs. 5;
6. Verbesserungspotential und Anpassungsbedarf.

(3) Die Evaluierung hat auch Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften, Biirgerenergiegemeinschaften
nach § 16b EIWOG 2010 sowie gemeinschaftliche Erzeugungsanlagen nach § 16a EIWOG 2010
abzudecken. Aus der Evaluierung hat fiir jede der genannten Gemeinschaftsformen insbesondere
hervorzugehen:

1. Stand und Entwicklung;
2. Identifizierung ungerechtfertigter Hindernisse oder Einschrankungen bei der Weiterentwicklung;
3. Verbesserungsvorschldge und Anpassungsbedarf.

Die Netzbetreiber, die Regulierungsbehdrde, Betreiber oder teilnehmende Berechtigte -einer
gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage gemifl § 16a EIWOG 2010, Biirgerenergiegemeinschaften gemal
§ 16b EIWOG 2010 und Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften haben den von der Bundesministerin fiir
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie beauftragten Fachexperten die zu
diesem Zweck notwendigen Daten zu iibermitteln.

(4) In der Evaluierung sind auch rechtliche und administrative Hindernisse fiir langfristige Vertrdge
iiber den Bezug von erneuerbarem Strom zu bewerten.

(5) Die Kosten fiir die Evaluierung werden aus den Mitteln gemal} § 71 Abs. 1 gedeckt und sind von
der EAG-Forderabwicklungsstelle nach Rechnungslegung auf das vom Bundesministerium fiir
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologiec bekanntgegebene Konto zu
iiberweisen.

Bericht iiber Ausschreibung, Antragstellung und Fordercall

§ 92. (1) Die EAG-Forderabwicklungsstelle hat der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt,
Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie zeitnah nach Durchfiihrung einer jeden Ausschreibung und
eines jeden Fordercalls schriftlich dariiber zu berichten. Ebenso hat die EAG-Forderabwicklungsstelle am
Ende eines Kalenderjahres iiber Antriage auf Forderung durch Marktprdmie nach dem 2. Teil, 1. Hauptstiick,
3. Abschnitt zu berichten.

(2) Im Bericht zu einer Ausschreibung sind jedenfalls der Gebotstermin, die jeweilige Technologie,
das Ausschreibungsvolumen, der zuldssige Hochstwert, die Anzahl der eingereichten Gebote, die insgesamt
eingereichte Gebotsmenge, die Anzahl der Zuschlige, die insgesamt bezuschlagte Menge, die
Gebotsausschliisse und die Griinde dafiir, der niedrigste und der hochste eingereichte Gebotswert, der
niedrigste und der hochste Zuschlagswert, der durchschnittliche mengengewichtete Gebotswert und
Zuschlagswert sowie die bezuschlagten Gebote im Einzelnen anzufiihren.

(3) Im Bericht zu einem Fordercall sind jedenfalls die Einreichfrist, die jeweilige Technologie, die
ausgeschriebenen Fordermittel, die Anzahl der eingereichten Forderantrige je Kategorie, die Fordersétze
und falls zutreffend die hochstzuldssigen Fordersdtze sowie der hochste und niedrigste angegebene
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Forderbedarf, der durchschnittliche mengengewichtete Forderbedarf, der hdchste und niedrigste gewahrte
Fordersatz, der durchschnittliche mengengewichtete gewéhrte Fordersatz, die Ausschliisse von Antridgen
und Griinde dafiir, die Anzahl der bedeckten Forderantrige insgesamt und je Kategorie, die insgesamt
bedeckte Engpassleistung bzw. Speicherkapazitit sowie die bedeckten Forderantrige im Einzelnen
anzufiihren.

(4) Im Bericht zu Antrigen auf Forderung durch Marktpramie sind jedenfalls die jeweilige
Technologie, das jahrliche Vergabevolumen, der anzulegende Wert, die Anzahl der eingereichten Antrége,
die insgesamt bedeckte Leistung sowie die bedeckten Antrage im Einzelnen anzufiihren.

Transparenz und Veroéffentlichung gewéhrter Forderungen

§ 93. Die EAG-Forderabwicklungsstelle hat dieses Bundesgesetz, alle auf Grundlage dieses
Bundesgesetzes erlassenen, die Gewahrung von Forderungen betreffenden Verordnungen, sowie alle
gemil diesem Bundesgesetz gewdhrten Forderungen, die in ihrer Gesamtheit pro Férderempfanger iiber
100 000 Euro liegen, unter Anfiihrung folgender Informationen auf ihrer Internetseite zu verdffentlichen:

1. den Namen des Anlagenbetreibers,

. das Land, in dem sich die Anlage befindet,

. die Form der Forderung,

. die Hohe der Forderung in ihrer Gesamtheit,
. das Datum des Vertragsabschlusses,

. das Ziel der Forderung,

. die Bewilligungsbehorde,

. soweit es sich bei dem Anlagenbetreiber um ein Unternehmen handelt, die Art des Unternechmens
und dessen Hauptwirtschaftszweig sowie
9. die Rechtsgrundlage, aufgrund derer die Forderung gewéahrt wurde.
Die EAG-Forderabwicklungsstelle hat die genannten Informationen in einem Tabellenkalkulationsformat
zu verdffentlichen, das es ermoglicht, Daten zu suchen, zu extrahieren und problemlos im Internet zu
verdffentlichen. Sie hat die verdffentlichten Informationen mindestens zehn Jahre ohne Einschridnkungen
offentlich zugénglich und einsehbar zu halten.
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9. Teil
Integrierter osterreichischer Netzinfrastrukturplan

Integrierter Netzinfrastrukturplan (NIP)

§ 94. (1) Zur Verwirklichung der Zieldimensionen der Energieunion hat die Bundesministerin fiir
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie einen integrierten
Netzinfrastrukturplan zu erstellen, der als begleitende Maflnahme nach der Verordnung (EU) 2018/1999
auszurichten und einer strategischen Umweltpriifung gemaf §§ 95 und 96 zu unterziehen ist.

(2) Der integrierte Netzinfrastrukturplan soll — unbeschadet der Kompetenzen der Lander — vor allem
nach Mallgabe folgender Grundsétze ausgestaltet werden:

1. Fiir den langfristigen und kontinuierlichen Erhalt der Versorgungssicherheit ist eine frithzeitige
und laufende Modernisierung der Energieinfrastruktur, vornehmlich durch eine verbesserte
Koordinierung des Netzausbaus mit dem Ausbau von Anlagen zur Erzeugung und Speicherung
von Strom und Gas aus erneuerbaren Quellen, anzustreben.

2. Durch zusammenschauende Betrachtung sollen bei der Planung, Errichtung und dem Betrieb von
Infrastruktur spezifische Wechselwirkungen und Synergien zwischen Energietrdgern, Erzeugungs-
und Verbrauchssektoren genutzt werden.

3. Im Zuge der Planung der erforderlichen Energieinfrastruktur sollen die Umweltpriifung gemif
§ 95 durchgefiihrt und insbesondere Aspekte des Boden-, Gewisser- und Naturschutzes, der
Raumordnung und des Verkehrs verstérkt beriicksichtigt werden.

4. Im Sinne der Leistbarkeit und Wettbewerbsfahigkeit fiir Haushalte und Unternehmen sollen die
Kosten der Energieinfrastruktur in einem angemessenen Verhéltnis zu ihrem Nutzen stehen.

5. Um die Akzeptanz von MaBnahmen zur Errichtung der erforderlichen Energieinfrastruktur zu
erhohen, sollen alle interessierten Personen frithzeitig in die Planung eingebunden werden und
entsprechende Informationen erhalten.

(3) Der integrierte Netzinfrastrukturplan hat — unbeschadet der den Léndern zustehenden
Planungsbefugnisse — mindestens folgende Inhalte und MaBinahmen zu umfassen:
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1. eine Bestandsaufnahme der Energieinfrastruktur unter Aufschliisselung der Beitrdge erneuerbarer
Energietrager und —technologien;

2. eine auf Z 1 aufbauende Abschétzung zukiinftiger Entwicklungen der Energieinfrastruktur sowie
der Energienachfrage, einschlieBlich erforderlicher MaBBnahmen im Lichte der weitergehenden
Dekarbonisierung des Energiesystems sowie der saisonalen Flexibilisierung und Speicherung von
Strom aus erneuerbaren Energietrigern; die Bereitstellung der bendtigten erneuerbaren Energie fiir
die gesamte Volkswirtschaft in der entsprechenden Qualitdt und Form ist ein wesentliches Element
der Planung;

3. eine Abschitzung der zukiinftigen Netzentwicklung elektrischer Leitungsanlagen, wobei die
Maoglichkeit unterschiedlicher Ausfithrungsvarianten einschlieBlich Erdverkabelungen zur
Verringerung von Nutzungskonflikten in Siedlungsndhe sowie 0Okologisch bedeutsamen
Landschaftraumen, in Betracht zu ziehen ist und fiir Leitungsanlagen mit einer Spannung von
mindestens 380 000 Volt der Einsatz von Erdverkabelungen insbesondere in sensiblen Abstéinden
von fliir Wohnzwecken gewidmetem Bauland oder dauerhaft der Wohnnutzung dienenden
Einzelgebiuden vertieft zu priifen ist;

4. Informationen in Bezug auf Wechselwirkungen und Synergien zwischen den relevanten
Energietragern, Erzeugungs- und Verbrauchssektoren;

5. eine Identifizierung von Regionen, die aus energiewirtschaftlicher Sicht ein hohes Potenzial fiir
die Errichtung von Anlageninfrastruktur zur Erzeugung, Speicherung und Konversion sowie zum
Transport von Energietrdgern aufweisen einschlieflich der Festlegung regional gebotener
technologischer ~Anforderungen entsprechend dem Stand der Technik an diese
Anlageninfrastruktur.

(4) Inhalte und MaBnahmen, die in den Zustindigkeitsbereich der Lander oder Gemeinden fallen,
kénnen nach entsprechender Akkordierung in den integrierten Netzinfrastrukturplan aufgenommen
werden. Inhalte von sonstigen Planen und Programmen, welche gemiaR der Richtlinie 2001/42/EG iiber die
Priifung der Umweltauswirkungen bestimmter Pldne und Programme, ABIL. Nr. L 197 vom 21.07.2001
S.30, einer Umweltpriifung unterzogen werden miissen, diirfen nur dann in den integrierten
Netzinfrastrukturplan aufgenommen werden, wenn die Umweltpriifung bereits auf Gemeinde-, Landes-
oder Bundesebene von der zustindigen Behoérde durchgefiihrt wurde. Diese Inhalte sind keiner
Umweltpriifung nach § 95 zu unterzichen.

(5) Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie
hat bei Erstellung des integrierten Netzinfrastrukturplans den gemiBl § 37 EIWOG 2010 erstellten
Netzentwicklungsplan, den gemif3 § 63 GWG 2011 erstellten koordinierten Netzentwicklungsplan und die
gemil § 22 GWG 2011 erstellte langfristige und integrierte Planung sowie die Daten {iber potenticlle
Einspeisepunkte bzw. Eignungszonen fiir erneuerbare Gase gemill § 18 Abs. 1 Z 12a GWG 2011 zu
beriicksichtigen.

(6) Soweit dies zur Erstellung des integrierten Netzinfrastrukturplans erforderlich ist, sind der
Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie gemal} § 8
Einsicht in alle relevanten Unterlagen und Aufzeichnungen zu gewidhren sowie Auskiinfte iiber alle
einschldgigen Sachverhalte zu erteilen. Die Bundesministerin kann auBlerdem auf alle bei den
Landesregierungen vorhandenen Daten zuriickgreifen, soweit diese zur Erstellung des integrierten
Netzinfrastrukturplans erforderlich sind. Dies gilt auch fiir Daten, die bei mit behordlichen Aufgaben
beliehenen Unternehmen und Institutionen auf Grund gesetzlich vorgesehener Erhebungen vorhanden sind.
Personenbezogene Daten konnen im integrierten Netzinfrastrukturplan und zum Zweck der
durchzufithrenden Umweltpriifung, Offentlichkeitsbeteiligung und Konsultation nach §§ 95 und 96 im
Einklang mit den datenschutzrechtlichen Bestimmungen verarbeitet und verdftentlicht werden.

(7) Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie
kann nach den Grundsdtzen der ZweckmaiBigkeit und Sparsamkeit zur Erfiillung der Aufgaben gemil §§ 94
bis 96 Sachverstindige beizichen und sich sonstiger Experten, belichener Unternehmen und Institutionen
bedienen.

(8) Der integrierte Netzinfrastrukturplan ist auf einen Planungszeitraum von zehn Jahren auszulegen,
bis zum 31. Dezember 2022 zu verdffentlichen, danach alle fiinf Jahre zu aktualisieren und auf der
Internetseite des Bundesministeriums fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und
Technologie zu ver6ffentlichen.

(9) Inhalte und Maflnahmen des integrierten Netzinfrastrukturplans geméfl Abs. 1 bis 8 gelten nicht
fiir Vorhaben, fiir die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits ein Vorverfahren
gemal § 4 UVP-G 2000 oder ein Genehmigungsverfahren gemaf § 5 ff UVP-G 2000 - unter unmittelbarer
Anwendung der Richtlinie 2001/42/EG iiber die Priifung der Umweltauswirkungen bestimmter Plane und
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Programme, ABIL. Nr. L 197 vom 21.7.2001 S. 30 hinsichtlich der anzuwendenden Planungsinhalte -
eingeleitet wurde.

Strategische Umweltpriifung und Offentlichkeitsbeteiligung

§ 95. (1) Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und
Technologie hat eine Priifung der erheblichen Umweltauswirkungen des integrierten Netzinfrastrukturplans
durchzufiihren und nach Konsultation der Umweltstellen geméf Abs. 3 einen Umweltbericht nach Anlage
1, Teil 2 zu erstellen. In diesem Bericht werden die voraussichtlichen erheblichen Auswirkungen der
Umsetzung des integrierten Netzinfrastrukturplans auf die Umwelt und mogliche Alternativen, welche die
Ziele und den geografischen Anwendungsbereich des integrierten Netzinfrastrukturplans beriicksichtigen,
ermittelt, beschrieben und bewertet.

(2) Der Umweltbericht enthdlt Angaben gemdB Anlage 1, Teil 2, die verniinftigerweise verlangt
werden kdnnen, und beriicksichtigt den gegenwiartigen Wissensstand und aktuelle Priifmethoden, den Inhalt
und den Detaillierungsgrad des integrierten Netzinfrastrukturplans, dessen Stellung im
Entscheidungsprozess sowie das Ausmaf}, in dem bestimmte Aspekte zur Vermeidung von
Mehrfachpriifungen auf den unterschiedlichen Ebenen dieses Prozesses am besten gepriift werden kdnnen.
Vor Erstellung des Umweltberichts ist zu priifen, welche Behdrden und Stellen auf Bundes- und
Landesebene in ihrem umweltbezogenen Aufgabenbereich von den durch die Durchfiihrung des
integrierten Netzinfrastrukturplans verursachten Umweltauswirkungen betroffen sind. Dazu gehdren
jedenfalls die gemidB Abs.3 genannten Umweltstellen. Zur Festlegung des Umfangs und des
Detaillierungsgrades des Umweltberichts zum integrierten Netzinfrastrukturplan sowie zur Identifizierung
der zu berticksichtigenden Pline fiir die Priifung kumulativer Effekte wird den betroffenen Behorden und
Stellen die Moglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme eingerdumt, wobei eine Frist von vier Wochen
vorzusehen ist.

(3) Umweltstellen kommen im Zuge der Priifung der erheblichen Umweltauswirkungen besondere
Beteiligungsrechte zu und umfassen die Behorden, die in ihrem umweltbezogenen Aufgabenbereich von
den durch die Durchfiihrung des integrierten Netzinfrastrukturplans verursachten Umweltauswirkungen
betroffen sind, die Umweltanwilte der betroffenen Lander gemall § 2 Abs. 4 UVP-G 2000, anerkannte
Umweltorganisationen geméf § 19 Abs. 1 Z 7 UVP-G 2000 sowie die Standortanwilte gemal § 2 Abs. 6
UVP-G 2000

(4) Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie
hat den Entwurf des integrierten Netzinfrastrukturplans und den Umweltbericht auf der Internetseite des
Bundesministeriums fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologic zu
veroffentlichen; dies ist in geeigneter Form und auf der Internetseite des Bundesministeriums fiir
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie bekannt zu machen. In der
Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, dass jede Behorde, die in ihrem umweltbezogenen
Aufgabenbereich von den durch die Durchfithrung des integrierten Netzinfrastrukturplans verursachten
Umweltauswirkungen betroffen ist, jede sonstige Umweltstelle gemdl3 Abs. 3 sowie jede interessierte
Person innerhalb von acht Wochen ab dem Zeitpunkt der Bekanntmachung beim Bundesministerium fiir
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie eine schriftliche Stellungnahme
abgeben kann. Dem Energiebeirat (§ 20 des Energie-Control-Gesetzes) sind der Entwurf des integrierten
Netzinfrastrukturplans und der Umweltbericht zur Stellungnahme zu iibermitteln. Der Umweltbericht und
die eingelangten Stellungnahmen sind bei der Erarbeitung des integrierten Netzinfrastrukturplans zu
beriicksichtigen.

(5) Nach der durchgefiihrten strategischen Umweltpriifung hat die Bundesministerin fiir Klimaschutz,
Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie eine zusammenfassende Erkldrung iiber die
Priifung der erheblichen Umweltauswirkungen sowie den Umweltbericht gemeinsam mit dem integrierten
Netzinfrastrukturplan auf der Internetseite des Bundesministeriums fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie,
Mobilitdt, Innovation und Technologie zu verdffentlichen. In der zusammenfassenden Erklarung ist
darzulegen,

1. wie die Umwelterwdgungen in den Plan einbezogen wurden,

2. wie der Umweltbericht, die eingelangten Stellungnahmen und gegebenenfalls die Ergebnisse
grenziiberschreitender Konsultationen geméal § 96 berticksichtigt wurden,

3. aus welchen Griinden und nach Abwigung welcher gepriiften Alternativen die Erstellung des Plans
erfolgt ist und

4. welche MaBnahmen zur Uberwachung der erheblichen Auswirkungen der Umsetzung des
integrierten Netzinfrastrukturplans auf die Umwelt vorgesehen sind.
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(6) Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie
hat auf Grundlage der Angaben im Umweltbericht erforderliche UberwachungsmaBnahmen im Hinblick
auf die erheblichen Auswirkungen der Umsetzung des integrierten Netzinfrastrukturplans festzulegen,, um
unter anderem friithzeitig unvorhergesehene negative Auswirkungen ermitteln zu kénnen und
erforderlichenfalls geeignete AbhilfemaBnahmen zu ergreifen. Die Ergebnisse der Uberwachung sind bei
der Aktualisierung des integrierten Netzinfrastrukturplans zu beriicksichtigen.

(7) Werden nur geringfiigige Anderungen des integrierten Netzinfrastrukturplans vorgenommen, hat
unter Berticksichtigung der Kriterien der Anlage 1, Teil 1 eine Priifung zu erfolgen, ob die Umsetzung
dieser Anderungen voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen haben wird. Sofern die Umsetzung
der Anderungen voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen hat, ist neuerlich eine strategische
Umweltpriifung durchzufiihren.

(8) Wenn keine Umweltpriifung durchgefiihrt wird, hat die Bundesministerin fiir Klimaschutz,
Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie die Ergebnisse der Priifung gemill Abs. 7
einschlieBlich der Griinde fiir die Entscheidung, keine Umweltpriifung durchzufiihren, auf der Internetseite
des Bundesministeriums fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie zu
veroffentlichen.

(9) Fiir nach Abs. 1 bis 8 erbrachte Aufwendungen gebiihrt kein Kostenersatz.
Grenziiberschreitende Konsultationen bei einer strategischen Umweltpriifung
§ 96. (1) Wenn

1. die Umsetzung eines integrierten Netzinfrastrukturplans voraussichtlich erhebliche Auswirkungen
(nach Anlage 1, Teil 1) auf die Umwelt eines anderen Staates haben wird oder

2.ein von den Auswirkungen der Durchfilhrung eines integrierten Netzinfrastrukturplans
voraussichtlich erheblich betroffener Staat ein diesbeziigliches Ersuchen stellt,

hat die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie diesem
Staat spétestens zum jeweiligen Zeitpunkt der Bekanntmachung den Umweltbericht und den Entwurf des
integrierten Netzinfrastrukturplans zu iibermitteln. Dem anderen Staat ist bei der Ubermittlung des
Umweltberichts eine angemessene Frist fiir die Mitteilung, ob er an der Umweltpriifung teilnehmen will,
einzurdumen.

(2) Dem anderen Staat ist eine angemessene Frist einzurdumen, damit er den in ihrem
umweltbezogenen Aufgabenbereich betroffenen Behdrden und der Offentlichkeit Gelegenheit zur
Stellungnahme einrdumen kann. Erforderlichenfalls sind Konsultationen iiber die voraussichtlichen
grenziiberschreitenden Auswirkungen auf die Umwelt, welche die Durchfiihrung des integrierten
Netzinfrastrukturplans hat, und iiber die geplanten MafBlnahmen zur Verminderung oder Vermeidung
solcher Auswirkungen durchzufiihren. Fiir die Konsultationen ist ein angemessener Zeitrahmen mit dem
anderen Staat zu vereinbaren. Dem anderen Staat sind der veroffentlichte integrierte Netzinfrastrukturplan
und die Erkldrung geméal § 95 Abs. 5 zu libermitteln.

(3) Wird im Rahmen der Erstellung eines Plans oder Programms im Bereich der Energiewirtschaft in
einem anderen Staat der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und
Technologie der Umweltbericht oder der Entwurf des Plans oder Programms iibermittelt, so sind die
Landeshauptménner jener Bundesldnder zu informieren, auf deren Umwelt die Durchfiihrung des Plans
bzw. Programms erhebliche Auswirkungen (nach Anlage 1, Teil 1) haben konnte. Die fiir die Vollziehung
zustindigen Behdrden haben die betroffene Offentlichkeit im Auflageverfahren im Sinne des § 95 Abs. 4
einzubeziehen. Die eingelangten Stellungnahmen sind dem anderen Staat zu iibermitteln;
erforderlichenfalls sind Konsultationen mit dem anderen Staat zu fithren.

(4) Unter Staat im Sinne der Abs. 1 bis 3 ist ein Mitgliedstaat der Europdischen Union oder eine
Vertragspartei des Abkommens iiber den Europdischen Wirtschaftsraum zu verstehen.

10. Teil
Sonstige Bestimmungen

Zuweisung im Bedarfsfall fiir Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Quellen

§ 97. (1) Betreiber von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Quellen, die

1. nachweisen konnen, dass drei Stromhindler, die diese Tétigkeit im Inland ausiiben diirfen, den
Abschluss eines Abnahmevertrags fiir Strom aus einer nach diesem Bundesgesetz geforderten
Anlage zu marktiiblichen Bedingungen abgelehnt haben, oder

2. eine Anlage mit einer Engpassleistung unter 500 kW betreiben,
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haben gegeniiber dem Bilanzgruppenkoordinator den Anspruch, dass ihnen fiir diese Anlage ein
Stromhéndler zugewiesen wird.

(2) Stromhiéndler, die den Abschluss eines Abnahmevertrags ablehnen, haben dariiber eine schriftliche
Bestdtigung auszustellen.

(3) Als Stromhédndler darf nur ein Unternehmen zugewiesen werden, das entsprechend den
einschldgigen bundes- und landesrechtlichen Bestimmungen zulédssigerweise im Inland betrieben wird.

(4) Der Bilanzgruppenkoordinator hat einen Stromhéndler binnen einer Woche nach sachlichen,
objektiven, nichtdiskriminierenden und transparenten Kriterien auszuwéhlen. Nihere Bestimmungen sind
in den Allgemeinen Bedingungen des Bilanzgruppenkoordinators festzulegen.

(5) Der Stromhédndler, der dem Anlagenbetreiber zugewiesen wurde, ist verpflichtet, fiir die
betreffende Anlage einen Abnahmevertrag zum Referenzmarktpreis geméf § 12 abzuschlie3en.

(6) Die Laufzeit des Abnahmevertrages gemall Abs. 5 ist auf ein Jahr beschriankt und darf pro Anlage
nur einmal abgeschlossen werden.

Strafbestimmungen

§ 98. (1) Wer seiner Verpflichtung zur Auskunft und Gewahrung der Einsichtnahme geméaf § 8 nicht
nachkommt, begeht eine Verwaltungsiibertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 20 000 Euro zu bestrafen,
sofern die Tat nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen nicht mit strengerer Strafe bedroht ist.

(2) Wer seinen Verpflichtungen gemif § 74 Abs. 1 und 3, § 75 Abs. 3 und 6 sowie § 76 Abs. 3 und 6
nicht nachkommt, begeht eine Verwaltungsiibertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 75 000 Euro zu
bestrafen, sofern die Tat nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen nicht mit strengerer Strafe bedroht
ist.

(3) Wer

1. seiner Verpflichtung gemif § 11 Abs. 8 nicht nachkommt;

2.nach vorangegangener Mahnung durch die Regulierungsbehdrde der Verpflichtung zur
Registrierung in der Herkunftsnachweisdatenbank gemaf3 § 81 und § 82 nicht nachkommt;

3. der Verpflichtung zur Anforderung der Ausstellung von Herkunftsnachweisen gemél3 § 81 Abs. 3
nicht nachkommt;

4. der Meldepflicht nach § 82 Abs. 4 nicht nachkommt;

5. seiner Verpflichtung gemal § 88 Abs. 5 und § 89 nicht nachkommt;
begeht eine Verwaltungsiibertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 10 000 Euro zu bestrafen, sofern die Tat
nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen nicht mit strengerer Strafe bedroht ist.

(4) Geldstrafen, die auf Grund dieses Bundesgesetzes verhidngt werden, flieBen dem im Rahmen der
EAG-Forderabwicklungsstelle eingerichteten Konto gemaf § 77 zu.

Austragung von Streitigkeiten

§ 99. In Streitigkeiten zwischen der EAG-Foérderabwicklungsstelle und Férdernehmern, Bietern und
Forderwerbern entscheiden die ordentlichen Gerichte.

10. Teil
Ubergangsbestimmungen und Inkrafttreten

Allgemeine Ubergangsbestimmungen

§100. (1) Antrige auf Kontrahierung zu festgelegten Einspeisetarifen fiir Windkraftanlagen,
Wasserkraftanlagen, Anlagen auf Basis von Biomasse mit einer Engpassleistung unter 0,5 MW, sowie
Anlagen auf Basis von Biogas, die auf Grundlage des OSG 2012 gestellt wurden und zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bei der Okostromabwicklungsstelle gereiht sind, gelten als Antrige
nach dem 2. Teil, 1. Hauptstiick, 3. Abschnitt dieses Bundesgesetzes.

(2) Antragsteller von Antrigen gemdl Abs.1 haben nach Aufforderung der EAG-
Forderabwicklungsstelle die nach diesem Bundesgesetz erforderlichen Unterlagen innerhalb von zwei
Monaten nachzureichen, widrigenfalls der Antrag als zuriickgezogen gilt.

(3 Antrige, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bei der
Okostromabwicklungsstelle gereiht sind und nicht unter Abs. 1 fallen, gelten als zuriickgezogen.

(4) Bis zum Ablauf des 31.Dezember 2021 gilt die Verordnung der Bundesministerin fiir
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie {iber die Bestimmung des
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Okostromforderbeitrags fiir das Kalenderjahr 2021, BGBI. II Nr. 623/2020, als Verordnung auf Grund des
§ 75 Abs. 2 weiter. Fiir eine Anpassung der Verordnung sind die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
maBgeblich.

(5) Im Jahr des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes reduzieren sich die jdhrlichen
Ausschreibungsvolumen, Vergabevolumen und Fordermittel je abgelaufenem Kalendermonat um ein
Zwolftel; Ausschreibungen flir Photovoltaikanlagen sowie Fordercalls fiir Photovoltaikanlagen, die
Umriistung bestehender Biogasanlagen und die Errichtung von Anlagen zur Erzeugung und Aufbringung
von erneuerbarem Gas auf Erdgasqualitét sind abweichend von den §§ 31 Abs. 2, 56 Abs. 2, 60 Abs. 2 und
61 Abs. 6 zumindest einmal jahrlich durchzufiihren.

Besondere Ubergangsbestimmungen

§ 101. (1) Der Konzessionsinhaber gemiB §§ 31 ff OSG 2012, BGBI. I Nr. 75/2011, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 12/2021, hat bis zur Aufnahme der Tatigkeit durch die gemaf3 § 66 Abs. 1
betraute Abwicklungsstelle sdmtliche Aufgaben der EAG-Forderabwicklungsstelle nach diesem
Bundesgesetz auszuiiben.

(2) Sobald eine Abwicklungsstelle zur Besorgung der in § 67 Abs. 1 genannten Aufgaben gemal § 66
Abs. 1 betraut wurde, gehen mit dem dem Vertragsabschluss zweitfolgenden Monatsersten samtliche
Rechte, Pflichten und Bewilligungen, die sich aus der voriibergehend ausgeiibten Tétigkeit als EAG-
Foérderabwicklungsstelle ergeben, vom Konzessionsinhaber gemiB §§ 31 ff OSG 2012, BGBI. I
Nr. 75/2011, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 12/2021, auf die gemél § 66 Abs. 1 betraute
Abwicklungsstelle im Wege einer teilweisen Gesamtrechtsnachfolge iiber. Dieser Zeitpunkt ist von der
Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie umgehend
kundzumachen.

(3) Die gemdll § 66 Abs. 1 betraute Abwicklungsstelle hat mit dem Konzessionsinhaber gemél
§§ 31 ff OSG 2012, BGBI. I Nr. 75/2011, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 12/2021, einen
Vertrag iiber die wirtschaftliche Uberfiihrung der zur Besorgung der Aufgaben erforderlichen
Betriebsmittel, wie insbesondere der IT-Ausstattung, der Unterlagen und Informationen, insbesondere der
Daten und Datenbanken, und erforderlichenfalls auch des Personals, abzuschlieBen. Dem
Konzessionsinhaber gemiB §§ 31 ff OSG 2012, BGBI. I Nr. 75/2011, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 12/2021, sind hierbei von der gemi3 § 66 Abs. 1 betrauten Abwicklungsstelle samtliche
Mehraufwendungen und Kosten fiir die voriibergehende Wahrnehmung der Aufgaben zur Génze
abzugelten. Diese Abgeltungen sind ebenfalls Aufwendungen der gemidl § 66 Abs. 1 betrauten
Abwicklungsstelle. Die diesbeziiglich notwendigen Vermdogensiibertragungen, Vertragsabschliisse und
gesellschaftsrechtlichen Vorginge sind von allen bundesgesetzlich geregelten Steuern, Abgaben und
Gebiihren befreit.

Vollziehung

§ 102. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut:

1. (Verfassungsbestimmung) Hinsichtlich § 1 und § 103 die Bundesregierung;

2. hinsichtlich § 6 Abs. 3, § 18 Abs. 1, § 33, § 36 Abs. 2 und 3, § 38, § 43, § 46 Abs. 4, § 47 Abs. 1,
§ 54 Abs. 4, § 58 Abs. 1 und § 63 Abs. 1 die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie,
Mobilitdt, Innovation und Technologie im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir
Landwirtschaft, Regionen und Tourismus;

3. hinsichtlich § 7 Abs. 4 und 6, § 31 Abs. 2und 3, § 41 Abs. 2und 3, § 73 Abs. 7, § 75 Abs. 2, § 76
Abs. 2, § 78 Abs. 2 und § 81 Abs. 5 die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie,
Mobilitdt, Innovation und Technologie im Einvernechmen mit der Bundesministerin fiir
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort;

4. im Ubrigen die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und
Technologie.

Inkrafttreten

§ 103. (Verfassungsbestimmung) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes treten, soweit nicht
anderes bestimmt wird, mit dem der Genehmigung oder Nichtuntersagung durch die Europidische
Kommission gemdfl Art. 108 Abs. 3 AEUV folgenden Monatsersten in Kraft. Die Bundesministerin fiir
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie hat diesen Zeitpunkt im
Bundesgesetzblatt kundzumachen.

Anlage 1
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Strategische Umweltpriifung
Teil 1, Erheblichkeit von Umweltauswirkungen

Kriterien fiir die Bestimmung der voraussichtlichen Erheblichkeit von Umweltauswirkungen sind:

1.

Merkmale der Pldne und Programme, insbesondere in Bezug auf

a) das Ausmal, in dem der Plan oder das Programm fiir Projekte und andere Tatigkeiten in Bezug
auf Standort, Art, Grofe und Betriebsbedingungen oder durch die Inanspruchnahme von
Ressourcen einen Rahmen setzt;

b) das AusmaB, in dem der Plan oder das Programm andere Pline und Programme —
einschlieBlich solcher in einer Planungs- oder Programmhierarchie — beeinflusst;

c) die Bedeutung des Plans oder des Programms fiir die Einbeziehung der Umwelterwégungen,
insbesondere im Hinblick auf die Férderung der nachhaltigen Entwicklung;

d) die fiir den Plan oder das Programm relevanten Umweltprobleme;

e) die Bedeutung des Plans oder Programms fiir die Durchfiihrung der Umweltvorschriften der
Gemeinschaft (z. B. Pline und Programme betreffend die Abfallwirtschaft oder den
Gewisserschutz);

. Merkmale der Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen Gebiete,

insbesondere in Bezug auf

a) die Wahrscheinlichkeit, Dauer, Haufigkeit und Umkehrbarkeit der Auswirkungen;
b) den kumulativen Charakter der Auswirkungen;

¢) den grenziiberschreitenden Charakter der Auswirkungen;

d) die Risiken fiir die menschliche Gesundheit oder die Umwelt (z. B. bei Unfillen);

e) den Umfang und die rdumliche Ausdehnung der Auswirkungen (geographisches Gebiet und
Anzahl der voraussichtlich betroffenen Personen) unter Beriicksichtigung der Mindestabstiande
zu Wohnbebauung fiir Leitungsanlagen mit einer Spannung von mindestens 380 000 Volt
gemil § 94 Abs. 3 Z. 3;

f) die Bedeutung und die Sensibilitit des voraussichtlich betroffenen Gebiets aufgrund folgender
Faktoren:

aa) besondere natiirliche Merkmale oder kulturelles Erbe,
bb) Uberschreitung der Umweltqualitéitsnormen oder der Grenzwerte,
cc) intensive Bodennutzung;

g) die Auswirkungen auf Gebiete oder Landschaften, deren Status als national, unionsrechtlich
oder international geschiitzt anerkannt ist.

Teil 2, Umweltbericht

In den Umweltbericht nach § 95 sind folgende Informationen aufzunehmen:

1.

2.

eine Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des integrierten Netzinfrastrukturplans
sowie der Beziehung zu anderen relevanten Planen und Programmen;

die relevanten Aspekte des derzeitigen Umweltzustands und dessen voraussichtliche Entwicklung
bei Nichtdurchfiihrung des Plans;

. die Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich erheblich beeinflusst werden;
. simtliche derzeitigen fiir den Plan relevanten Umweltprobleme unter besonderer Beriicksichtigung

der Probleme, die sich auf Gebiete mit einer speziellen Umweltrelevanz beziehen, wie etwa die
gemil der Richtlinie 2009/147/EG oder der Richtlinie 92/43/EWG ausgewiesenen Gebiete;

.die auf internationaler Ebene oder Unionsebene oder auf der Ebene der Mitgliedstaaten

festgelegten Ziele des Umweltschutzes, die fiir den Plan von Bedeutung sind, und die Art, wie
diese Ziele und alle Umwelterwadgungen bei der Ausarbeitung des Plans beriicksichtigt wurden;

. die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen, einschlielich der Auswirkungen auf

Aspekte wie die biologische Vielfalt, die Bevolkerung, die Siedlungsentwicklung, die Gesundheit
des Menschen, Fauna, Flora, Boden, Wasser, Luft, klimatische Faktoren, Sachwerte, das kulturelle
Erbe einschlieflich der architektonisch wertvollen Bauten und der archéologischen Schétze, die
Landschaft und die Wechselbeziechung zwischen den genannten Faktoren;

. die Maflnahmen, die geplant sind, um erhebliche negative Umweltauswirkungen auf Grund der

Durchfithrung des Plans zu verhindern, zu verringern und soweit wie mdglich auszugleichen,
wobei dies insbesondere durch Darstellung von Teilabschnitten als Erdverkabelung und
Berlicksichtigung der Mindestabstinde zu Wohnbebauung gemél3 § 94 Abs. 3 Z 3 zu erfolgen hat;
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8. eine Kurzdarstellung der Griinde fiir die Wahl der gepriiften Alternativen und eine Beschreibung,
wie die Umweltpriifung vorgenommen wurde, einschlieBlich etwaiger Schwierigkeiten bei der
Zusammenstellung der erforderlichen Informationen (zum Beispiel technische Liicken oder
fehlende Kenntnisse);

9. eine Beschreibung der geplanten MaBnahmen zur Uberwachung der Durchfiihrung des Plans;
10. eine nichttechnische Zusammenfassung der oben beschriebenen Informationen;

11. eine Beschreibung und Bewertung der verniinftigen Alternativen und ihrer Umweltauswirkungen,
insbesondere ein Trendszenario und mindestens zwei ebenso plausible Kontrastszenarien fiir die
kiinftige Energieerzeugung, auf deren Grundlage alternative Planelemente entwickelt und gepriift
werden konnen.

Artikel 2
Anderung des Okostromgesetzes 2012

_ Das Bundesgesetz tiber die Forderung der Elektrizitéitserzeugung aus erneuerbaren Energietrigern
(Okostromgesetz 2012 — OSG 2012), BGBI. I Nr. 75/2012, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 12/2021, wird wie folgt gedndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis entfallen die Eintrdge zu den §§ 2, 3, 4, 6, 11 und 43.

2. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zur Uberschrift des 6. Teils:
,,0. Teil
Verwaltung der Fordermittel

3. Im Inhaltsverzeichnis entfallen die Eintrdge zum 1. und 2. Abschnitt des 6. Teils mit Ausnahme des
Eintrags zu § 50.

4. Im Inhaltsverzeichnis werden nach dem Eintrag zu § 57e folgende Eintrdge eingefiigt:
»§ S7f. Ubergangsbestimmungen betreffend das Inkrafttreten des Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes
§ 57g. Inkrafttretensbestimmung der OSG 2012-Novelle BGBI. I Nr. x/y*
5. (Verfassungsbestimmung) § 1 samt Uberschrift lautet:
»Kompetenzgrundlage und Vollziehung

§ 1. (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung, Aufhebung und Vollziehung von Vorschriften, wie
sie in diesem Bundesgesetz enthalten sind, sind auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich deren das
B-VG etwas anderes bestimmt. Die in diesen Vorschriften geregelten Angelegenheiten konnen unmittelbar
von den in diesem Bundesgesetz vorgesehenen Einrichtungen versehen werden.*

6. Die §§ 2 bis 4 samt Uberschriften werden aufgehoben.

7.In § 5 Abs. 1 entfallen die Z 15, 24 und 25; in Z 29 wird die Wortfolge ,, , dem Okostrompauschale gemil
Z 25 sowie den Okostromforderbeitrigen gemdBl Z 24 durch die Wortfolge ,,und der Bedeckung der
Mehraufwendungen gemil § 42 ersetzt.

8. § 6 samt Uberschrift wird aufgehoben.

9.5 10 Abs. 1 lautet:

»(1) Sofern in den nachfolgenden Absétzen nicht anderes bestimmt ist, gelten fiir Herkunftsnachweise
die Bestimmungen des Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes (EAG), BGBI. I Nr. x/y.*

10. § 10 Abs. 2 bis 6, 9, 10, 11 und 15 werden aufgehoben.
11. In § 10 Abs. 7 entfillt die Wortfolge ,,einem anderen Stromhéndler oder®.
12. § 11 samt Uberschrift und § 16 Abs. 2 werden aufgehoben.

13.In § 29 Abs. 8 wird die Wendung ,,§ 45 dieses Bundesgesetzes* durch den Ausdruck ,,§ 71 Abs. 1 EAG*
ersetzt.
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14. § 41 Abs. 2 erster Satz wird durch folgende Scitze ersetzt:

»Die zugewiesenen Strommengen sind entsprechend dem Stundenpreis der einheitlichen Day-Ahead-
Marktkopplung fiir die fiir Osterreich relevante Gebotszone zu verrechnen. Bei Nichtverfiigbarkeit der
einheitlichen Day-Ahead Marktkopplung ist der ersatzweise verdffentlichte Day-Ahead-Stundenpreis
desjenigen nominierten Strommarktbetreibers heranzuziehen, der fiir den betroffenen Tag den hochsten
Handelsumsatz in der fiir Osterreich relevanten Gebotszone ausweist.

15. In § 42 Abs. 1 Z 5 wird nach dem Ausdruck ,,§ 43 die Wortfolge ,,in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBIL. I Nr. 12/2021 angefiigt; in Z 5 wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 6
angefiigt:
,,6. die der EAG-Forderabwicklungsstelle abzugeltenden Aufwendungen gemiB § 69 Abs. 1721, 3,4
und 7 EAG.“

16. § 42 Abs. 2 lautet:

»(2) Allfallige Differenzbetrége, die sich in einem Kalenderjahr zwischen den gemiB § 72 bis § 75
EAG vereinnahmten Mitteln, einschlieflich Eingdngen aus Verwaltungsstrafen gemaB § 55, Zinsen und
sonstigen Zuwendungen, und den Mehraufwendungen gemif3 Abs. 1 sowie den mit der Abwicklung der
Investitionszuschiisse geméf den §§ 25 bis 27a verbundenen Kosten ergeben, sind bilanztechnisch
erfolgswirksam abzugrenzen und im néichsten Kalenderjahr durch eine Anpassung des Erneuerbaren-
Forderbeitrags auszugleichen. Ein ausgeglichenes Ergebnis zwischen den im Folgejahr zu erwartenden
Mehraufwendungen, sowie den in diesem Zeitraum prognostizierten Erlsen, ist anzustreben. Der
verbleibende, nicht durch Erlose gedeckte Teil der Mehraufwendungen eines Geschéftsjahres ist im
Jahresabschluss der Okostromabwicklungsstelle als Aktivposten anzusetzen und mit den im kiinftigen
Erneuerbaren-Férderbeitrag abgegoltenen Mehreinnahmen zu verrechnen. Ubersteigen die Erlose die
Mehraufwendungen eines Kalenderjahres, so sind diese Uberschiisse als Verrechnungsverbindlichkeiten in
die Bilanz der Okostromabwicklungsstelle einzustellen und mit den im kiinftigen Erneuerbaren-
Forderbeitrag in Abzug gebrachten Mehreinnahmen zu verrechnen..”

17. (Verfassungsbestimmung) § 43 samt Uberschrift wird aufgehoben.
18. In der Uberschrift zum 6. Teil entfillt die Wortfolge ,,Aufbringung und*.

19. Die Uberschrifien zum 1. und 2. Abschnitt des 6. Teils sowie die §§ 44 bis 49 samt Uberschriften werden
aufgehoben.

20. In § 50 Abs. 1 wird nach dem Wort ,Fordermittel die Wortfolge ,fir Forderungen nach diesem
Bundesgesetz™ eingefiigt; § 50 Abs. 3 lautet:

,(3) Die Okostromabwicklungsstelle hat die Mittel fiir die Forderungen gemiB § 25 bis § 27a
(Investitionszuschiisse fiir Ablauge, Kleinwasserkraft, mittlere Wasserkraft, Photovoltaikanlagen und
Stromspeicher) vierteljahrlich an die Abwicklungsstelle fiir Investitionszuschiisse zu iiberweisen.

21. §51 Abs. 1 und § 52 Abs. 1 bis 3 werden aufgehoben.

22. (Verfassungsbestimmung) In § 54 wird die Wortfolge ,,betreffenden Sachverhalte* durch die Wortfolge
,betreffende Sachverhalte zur Erfiillung der Aufgaben nach diesem Bundesgesetz* ersetzz.

23.§55 Abs. 2 Z 1 und Abs. 3 werden aufgehoben.
24.In § 55 Abs. 4 wird die Wortfolge ,,Konto fiir Okostrom® durch das Wort ,,Fordermittelkonto® ersetzt.

25. Nach § 57e werden folgende §§ 57f und 57g samt Uberschriften eingefiigt:
,,Ubergangsbestimmungen betreffend das Inkrafttreten des Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes

§ 57f. (1) Ab Inkrafttreten des Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes, BGBI. I Nr. x/y,

1. sind die §§ 7 bis 9 mit der Maflgabe anzuwenden, dass Anerkennungsbescheide nach diesem
Bundesgesetz nicht mehr ausgestellt werden.

2. sind die §§ 12, 14 bis 27a und § 56 Abs. 4 bis 8 mit der MaB3gabe anzuwenden, dass Vertridge nach
diesem Bundesgesetz nicht mehr abgeschlossen werden, es sei denn, eine Forderzusage wurde
bereits erteilt. Fordermittel fiir neue Vertrdge werden nicht mehr zur Verfiigung gestellt. Eine
Verlangerung der Laufzeit gemdf3 § 17 Abs. 3 gilt nicht als Abschluss eines neuen Vertrages. Wird
eine Anlage erweitert, sind auf den erweiterten Teil die Bestimmungen des EAG anzuwenden. Im
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Fall der Erweiterung ist eine Uberschreitung der HochstgroBe fiir Photovoltaikanlagen gemif § 20
Abs. 3 Z 4 zuléssig.

3.ist § 13 mit der MaBgabe anzuwenden, dass die Okostromabwicklungsstelle neue Vertrige nach
dieser Bestimmung nur fiir Anlagen mit einer Engpassleistung unter 500 kW abzuschlieSen hat.
Die Okostromabwicklungsstelle hat die abgenommenen Okostrommengen zu den in § 13 Abs. 3
bestimmten Preisen zu vergiiten und samt den vom Anlagenbetreiber iiberlassenen und den
abgenommenen Okostrommengen entsprechenden Herkunftsnachweisen bestmoglich zu
vermarkten. Die Okostromabwicklungsstelle hat fiir die Vermarktung eine besondere
Bilanzgruppe unter Beachtung des § 38 Abs. 2 zu bilden. § 37 Abs. 1 Z 3 kommt nicht zur
Anwendung. Vertrage nach dieser Ziffer enden spitestens mit Ablauf des 31. Dezember 2030.

4. trittin § 6 Abs. 1 des Biomasseforderung-Grundsatzgesetzes an die Stelle der Verweisung auf § 48
OSG 2012 die Verweisung auf § 75 EAG; in § 6 Abs. 2 des Biomasseférderung-Grundsatzgesetzes
tritt an die Stelle der Verweisung auf § 48 Abs. 3, 4 und 5 die Verweisung auf § 75 Abs. 3, 4 und
6 EAG.

(2) Bestehende Vertrige gemif § 13 OSG 2012, in der fiir die Anlage jeweils maBgeblichen Fassung,
enden spétestens mit Ablauf des 31. Dezember 2030.

Inkrafttretensbestimmung der OSG 2012-Novelle BGBI. I Nr. x/y

§ 57g. (1) (Verfassungsbestimmung) § 1 samt Uberschrift tritt mit dem der Kundmachung folgenden
Tag in Kraft.

(2)§ 5Abs.1Z29,§ 10 Abs. 1 und 7, § 29 Abs. 8, § 42 Abs. 1 Z 5 und 6 sowie Abs. 2, die Uberschrift
des 6. Teils samt Eintrag im Inhaltsverzeichnis, § 50 Abs. 1, § 55 Abs. 4, jeweils in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. x/y, treten mit Inkrafttreten des Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes, BGBI. I
Nr. x/y, in Kraft; gleichzeitig treten die §§ 2 bis 4 samt Uberschriften und Eintréigen im Inhaltsverzeichnis,
§ 5 Abs. 1 Z 15, 24 und 25, § 6 samt Uberschrift und Eintrag im Inhaltsverzeichnis, § 10 Abs. 2 bis 6, 9,
10, 11 und 15, § 11 samt Uberschrift und Eintrag im Inhaltsverzeichnis, § 16 Abs. 2, §§ 44 bis 49 samt
Uberschriften und Eintriigen im Inhaltsverzeichnis, die Uberschriften zum 1. und 2. Abschnitt des 6. Teils
samt Eintrdgen im Inhaltsverzeichnis, § 51 Abs. 1, § 52 Abs. 1 bis 3, § 55 Abs. 2 Z 1 und Abs. 3,§ 58 Z 5,
jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL. I Nr. 12/2021, auller Kraft.

(3) (Verfassungsbestimmung) § 54 und § 58 Z 1, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I
Nr. x/y, treten mit Inkrafttreten des Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes, BGBI. I Nr. x/y, in Kraft; gleichzeitig
tritt § 43 samt Uberschrift und Eintrag im Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I
Nr. 12/2021 auBer Kraft.

(3) Alle librigen Bestimmungen treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.*
26. (Verfassungsbestimmung) In § 58 Z 1 entfdllt der Ausdruck ,,§ 43,
27. In § 58 entfillt die Z 5.

Artikel 3
Anderung des Elektrizititswirtschafts- und -organisationsgesetzes 2010

Das Bundesgesetz, mit dem die Organisation auf dem Gebiet der Elektrizitdtswirtschaft neu geregelt
wird (Elektrizitdtswirtschafts- und -organisationsgesetz 2010 — EIWOG 2010), BGBL. I Nr. 110/2010,
zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 17/2021, wird wie folgt gedndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis werden nach dem Eintrag zu § 16a folgende Eintrdge eingefiigt:
,»§ 16b. Biirgerenergiegemeinschaften
§ 16¢c. Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften
§ 16d. Gemeinsame Bestimmungen fiir Energiegemeinschaften
§ 16e. Messung und Verrechnung bei Energiegemeinschaften®

2. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 17 folgender Eintrag eingefiigt:
,»§ 17a.  Vereinfachter Netzzutritt und Netzzugang fiir kleine Anlagen auf Basis erneuerbarer
Energietriager*

3. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 19 folgender Eintrag eingefiigt:
8 19a. Datenaustausch durch Netzbetreiber*
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4. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 20:
,»§ 20. Transparenz bei nicht ausreichenden Kapazititen

5. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 22 folgender Eintrag eingefiigt:
,»§ 22a. Betrieb von Anlagen zur Umwandlung von Strom in Wasserstoff oder synthetisches Gas*

6. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 46.
»3 46. Allgemeine Anschlusspflicht*

7. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 58 folgender Eintrag eingefiigt:
,»§ 58a. Ausnahmen von Systemnutzungsentgelten fiir Forschungs- und Demonstrationsprojekte*

8. Im Inhaltsverzeichnis lautet die Uberschrift zum 8. Teil:

»Herkunftsnachweise fiir Strom aus fossilen Energiequellen*

9. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 71:
»$ 71. Besondere Bestimmungen tiber Herkunftsnachweise fiir Strom aus hocheffizienter KWK

10. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 72:
»$ 72.  Herkunftsnachweise fiir Strom aus fossilen Energiequellen*

11. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 73:
»$ 73.  Anerkennung von Herkunftsnachweisen aus anderen Staaten®

12. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 78:
»$ 78.  Verpflichtende Ausweisung der Herkunft (Labeling)“

13. Im Inhaltsverzeichnis entfillt der Eintrag zu § 79a.

14. (Verfassungsbestimmung) § 1 samt Uberschrift lautet:
»Kompetenzgrundlage und Vollziehung

§ 1. (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung, Aufhebung und Vollziechung von Vorschriften, wie
siein§2,§3,§8,§9,§10a,§ 11,§ 16 Abs. 2,§ 16abis § 16e, § 17a, § 18a, § 19, § 19a, § 20, § 22 Abs. 1,
§ 22a, § 23a bis § 23d, § 24 bis § 36, § 37 Abs. 7, § 38, § 39, § 48 bis § 65, § 69, § 72, § 73 Abs. 2 und 3,
§ 76, § 77abis § 79, § 81 bis § 84a, § 88 Abs. 2 bis 8, § 89, § 92 bis § 94, § 99 bis § 103, § 109 Abs. 2 bis
7, § 110 bis § 112, § 113 Abs. 1 und § 114 Abs. 1 und 3 enthalten sind, sind auch in den Belangen
Bundessache, hinsichtlich deren das B-VG etwas anderes bestimmt. Die in diesen Vorschriften geregelten
Angelegenheiten kdnnen in unmittelbarer Bundesverwaltung besorgt werden.*

15. (Grundsatzbestimmung) Nach § 7 Abs. 1 Z 6 wird folgende Z 6a eingefiigt:

,»0a. ,,Biirgerenergiegemeinschaft eine Rechtsperson, die elektrische Energie erzeugt, verbraucht,
speichert oder verkauft, im Bereich der Aggregierung titig ist oder Energiedienstleistungen fiir
ihre Mitglieder erbringt und von Mitgliedern bzw. Gesellschaftern gemif3 § 16b Abs. 3 kontrolliert
wird;*

16. (Grundsatzbestimmung) Nach § 7 Abs. 1 Z 7 wird folgende Z 7a eingefiigt:

»7a. ,Demonstrationsprojekt* ein Vorhaben, das eine in der Union vdllig neue Technologie (,,first of
its kind*) demonstriert, die eine wesentliche, weit {iber den Stand der Technik hinausgehende
Innovation darstellt;*

17. (Grundsatzbestimmung) Nach § 7 Abs. 1 Z 15 wird folgende Z 15a eingefiigt:

»15a. ,,Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft eine Rechtsperson, die es ermoglicht, die innerhalb der
Gemeinschaft erzeugte Energie gemeinsam zu nutzen; deren Mitglieder oder Gesellschafter
miissen im Nahebereich geméal § 16¢c Abs. 2 angesiedelt sein;*

18. (Grundsatzbestimmung) In § 7 Abs. 1 wird der Strichpunkt am Ende der Z 45 durch einen Punkt ersetzt
und die Wortfolge ,,Soweit Energie von einer gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage und innerhalb einer
Biirgerenergiegemeinschaft sowie einer Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft den Mitgliedern bzw. den
teilnehmenden Berechtigten zur Verfliigung gestellt wird, begriindet dieser Vorgang keine
Lieferanteneigenschaft;* eingefiigt.

19. (Grundsatzbestimmung) In § 7 Abs. 1 Z 47 wird nach dem Wort ,Endverbraucher,” die Wortfolge
,Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften, Biirgerenergiegemeinschaften, eingefiigt.
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20. (Grundsatzbestimmung) § 7 Abs. 1 Z 47a lautet:

»47a. ,,Herkunftsnachweis* eine Bestitigung, die den Primérenergietridger, aus dem eine bestimmte
Einheit elektrischer Energie erzeugt wurde, belegt. Hierunter fallen insbesondere
Herkunftsnachweise flir Strom aus fossilen Energiequellen, Herkunftsnachweise flir Strom aus
hocheffizienter KWK sowie Herkunftsnachweise gemiB § 10 OSG 2012 und § 83 Erneuerbaren-
Ausbau-Gesetz (EAG);*

21. Nach § 16a werden folgende § 16b bis § 16e samt Uberschrifien eingefiigt:
»HBiirgerenergiegemeinschaften

§ 16b. (1) Die Biirgerenergiegemeinschaft darf elektrische Energie erzeugen und die eigenerzeugte
Energie verbrauchen, speichern oder verkaufen. Weiters darf sie im Bereich der Aggregierung tétig sein
und fir ihre Mitglieder Energiedienstleistungen, wie etwa Energieeffizienzdienstleistungen oder
Ladedienstleistungen fiir Elektrofahrzeuge, erbringen. Die fiir die jeweilige Tétigkeit geltenden
Bestimmungen sind dabei zu beachten. Die Rechte und Pflichten der teilnehmenden Netzbenutzer,
insbesondere die freie Lieferantenwahl, bleiben dadurch unberiihrt.

(2) Mitglieder oder Gesellschafter einer Biirgerenergiegemeinschaft diirfen natiirliche sowie
juristische Personen und Gebietskorperschaften sein. Eine Biirgerenergiegemeinschaft hat aus zwei oder
mehreren Mitgliedern oder Gesellschaftern zu bestehen und ist als Verein, Genossenschaft, Personen- oder
Kapitalgesellschaft oder eine &#hnliche Vereinigung mit Rechtspersonlichkeit zu organisieren. Ihr
Hauptzweck darf nicht im finanziellen Gewinn liegen; sie hat ihren Mitgliedern oder den Gebieten, in denen
sie tatig ist, vorrangig 6kologische, wirtschaftliche oder sozialgemeinschaftliche Vorteile zu bringen. Die
Teilnahme an einer Biirgerenergiegemeinschaft ist freiwillig und offen.

(3) Die Kontrolle innerhalb einer Biirgerenergiegemeinschaft ist auf folgende Mitglieder bzw.
Gesellschafter beschrénkt:

1. natiirliche Personen,
2. Gebietskorperschaften und

3. kleine Unternehmen, sofern diese nicht die Funktion eines Elektrizitdtsunternehmens im Sinne des
§ 7 Abs. 1 Z 11 wahrnehmen.

Kontrolle im Sinne dieses Absatzes ist jedenfalls dann gegeben, wenn die fiir die gewéhlte
Gesellschaftsform vorgesehene satzungsédndernde Mehrheit bei den Mitgliedern bzw. Gesellschaftern nach
Z 1 bis 3 liegt.

Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften

§ 16c¢. (1) Fiir Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften gelten die Bestimmungen des § 79 Abs. 1 und 2
EAG. § 79 Abs. 2 letzter Satz EAG gilt mit der MaBgabe, dass Erzeuger, die elektrische Energie in ein Netz
im Lokal- oder Regionalbereich gemidfl Abs.2 abgeben, an einer Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft
teilnehmen diirfen, sofern sie nicht von einem Versorger, Lieferanten oder Stromhéindler im Sinne dieses
Bundesgesetzes kontrolliert werden.

(2) Innerhalb einer Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft miissen die Verbrauchsanlagen der Mitglieder
oder Gesellschafter mit den Erzeugungsanlagen {iiber ein Niederspannungs-Verteilernetz und den
Niederspannungsteil der Transformatorstation (Lokalbereich) oder iiber das Mittelspannungsnetz und die
Mittelspannungs-Sammelschiene im Umspannwerk (Regionalbereich) im Konzessionsgebiet eines
Netzbetreibers verbunden sein. Die Durchleitung von Energie aus Erzeugungsanlagen oder Speichern zu
Verbrauchsanlagen unter Inanspruchnahme der Netzebenen 1 bis 4, ausgenommen die Mittelspannungs-
Sammelschiene im Umspannwerk, oder durch Netze anderer Netzbetreiber ist unzuldssig.

(3) Netzbenutzer gemif3 Abs. 1 letzter Satz und § 79 Abs. 2 EAG haben binnen 14 Tagen Auskunft
dariiber zu bekommen, an welchen Teil des Verteilernetzes ihre Verbrauchs- bzw. Erzeugungsanlagen
angeschlossen sind.

Gemeinsame Bestimmungen fiir Energiegemeinschaften

§ 16d. (1) Netzbenutzer gemall § 16b Abs. 2, § 16¢ Abs. 1 letzter Satz sowie § 79 Abs. 2 EAG haben
einen Rechtsanspruch gegeniiber Netzbetreibern, an einer Energiegemeinschaft gemaf § 16b oder § 16¢
teilzunehmen.

(2) Die betroffenen Netzbetreiber sind tiber die Griindung einer Energiegemeinschaft sowie folgende
Inhalte und allfillige Anderungen dieser Inhalte zu informieren:

1. Beschreibung der Funktionsweise der Erzeugungsanlagen (allenfalls Speicheranlagen) unter
Angabe der Zahlpunktnummern;
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2. Verbrauchsanlagen der teilnehmenden Netzbenutzer unter Angabe der Zahlpunktnummern;

3. jeweiliger ideeller Anteil der teilnehmenden Netzbenutzer an der Erzeugungsanlage sowie die
Aufteilung der erzeugten Energie;

4. Zuordnung der nicht von den teilnehmenden Netzbenutzern verbrauchten Energieeinspeisung pro
Viertelstunde;

5. Aufnahme und Ausscheiden von teilnehmenden Netzbenutzern;

6. Beendigung oder Auflosung der Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft sowie die Demontage der
Erzeugungsanlagen.

(3) Die Energiegemeinschaft hat dariiber hinaus Vereinbarungen zu treffen, die zumindest folgende
Inhalte umfassen:

1. Datenverwaltung und Datenbearbeitung der Energiedaten der Erzeugungsanlagen und der
Verbrauchsanlagen der teilnehmenden Netzbenutzer durch den Netzbetreiber;

2. Betrieb, Erhaltung und Wartung der Erzeugungsanlagen sowie die Kostentragung;
3. Haftung;
4. allféllige Versicherungen.

(4) Eine Energiegemeinschaft kann sowohl Eigentiimerin als auch Betreiberin eines Verteilernetzes
sein. In diesem Fall gelten die auf Verteilernetzbetreiber anwendbaren Vorschriften des 4. und 5. Teils.

Messung und Verrechnung bei Energiegemeinschaften

§ 16e. (1) Der Netzbetreiber hat

1. den Bezug der Verbrauchsanlagen der teilnehmenden Netzbenutzer sowie die Einspeisung und den
Bezug der Erzeugungsanlagen mit einem Lastprofilzdhler oder unterhalb der Grenzen des § 17
Abs.2 mit einem intelligenten Messgerdt gemdBl §7 Abs.1 Z31 zu messen. Sind die
Verbrauchsanlagen nicht mit einem intelligenten Messgerét ausgestattet, so hat der Netzbetreiber
diese binnen zwei Monaten zu installieren. Bei Verwendung von intelligenten Messgeréten miissen
die Energiewerte pro Viertelstunde gemessen, ausgelesen und reduziert um die zugeordnete
erzeugte Energie fiir das Clearing gemal § 23 Abs. 5 verwendet werden.

2. die gemessenen Viertelstundenwerte der Erzeugungsanlagen und der Verbrauchsanlagen der
teilnehmenden Netzbenutzer nach MalBgabe der Marktregeln ehestmoglich, spitestens am
Folgetag, den Lieferanten sowie der Energiegemeinschaft zur Verfligung zu stellen. Bei
Biirgerenergiegemeinschaften hat dies unter Beriicksichtigung des Datenaustausches gemél
Abs. 2 zu erfolgen. Diese Werte sind der Energiegemeinschaft und ihren Teilnehmern auBerdem
iiber ein kundenfreundliches Web-Portal in einem maschinenlesbaren Format kostenlos zur
Verfiigung zu stellen. Dazu haben die Netzbetreiber Vorkehrungen fiir eine sichere Identifizierung
und Authentifizierung der Energiegemeinschaft auf dem Web-Portal sowie fiir eine verschliisselte
Ubermittlung der Daten nach dem Stand der Technik zu treffen. In den sonstigen Marktregeln
konnen Fristen zur Umsetzung dieser Bestimmung vorgesehen werden.

(2) Fir Biirgerenergiegemeinschaften gilt auBerdem, dass die Daten, Zdhl- und Messwerte der
Verbrauchsanlagen der teilnehmenden Netzbenutzer sowie der Erzeugungsanlagen allen anderen
Netzbetreibern zur Verfiigung zu stellen sind, in deren Konzessionsgebiet ebenfalls Erzeugungsanlagen der
jeweiligen Biirgerenergiegemeinschaft und/oder Verbrauchsanlagen teilnehmender Netzbenutzer
angeschlossen sind. Die Netzbetreiber sind — soweit dies technisch moglich ist — verpflichtet, sich zu diesem
Zweck bestehender automationsunterstiitzter Datenverarbeitungsprozesse (Plattformen) zu bedienen. Die
gemessenen sowie die gemil} diesem Absatz berechneten Zahl- und Messwerte sind dem Lieferanten nach
MaBgabe der Marktregeln ehestmoglich, spitestens am Folgetag, zu iibermitteln. In den sonstigen
Marktregeln konnen Fristen zur Umsetzung dieser Bestimmung vorgesehen werden.

(3) Der Netzbetreiber hat den zwischen den teilnehmenden Netzbenutzern vereinbarten statischen oder
dynamischen Anteil an der erzeugten Energie den jeweiligen Anlagen der teilnehmenden Netzbenutzer
zuzuordnen. Bei Biirgerenergiegemeinschaften hat dies unter Beriicksichtigung des Datenaustausches
gemidl Abs.2 zu erfolgen. Bei Verwendung dynamischer Anteile konnen diese zwischen den
teilnehmenden Netzbenutzern viertelstiindlich neu zugeordnet werden. Die Ermittlung der Werte erfolgt
nach Mafigabe folgender Regelungen:

1. die Zuordnung hat pro Viertelstunde zu erfolgen und ist mit dem Energieverbrauch der jeweiligen
Anlage des teilnehmenden Netzbenutzers in der jeweiligen Viertelstunde begrenzt;

2. der dem Zahlpunkt der Anlage des teilnehmenden Netzbenutzers zugeordnete statische oder
dynamische Anteil an der erzeugten Energie ist gesondert zu erfassen und auf der Rechnung
darzustellen.*
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22. Nach § 17 wird folgender § 17a samt Uberschrift eingefiigt:

»Vereinfachter Netzzutritt und Netzzugang fiir kleine Anlagen auf Basis erneuerbarer
Energietriiger

§ 17a. (1) Erzeugungsanlagen oder Erzeugungseinheiten auf Basis erneuerbarer Energietrdger und
Demonstrationsprojekte im Bereich erneuerbarer Energie mit einer Engpassleistung bis 20 kW sind auf
entsprechende Anzeige an den Verteilernetzbetreiber hin an das Verteilernetz anzuschlieBBen.

(2) Eine vollstindige Anzeige nach Abs. 1 hat zumindest folgende Angaben zu enthalten:
1. Name und Anschrift des Netzbenutzers und Anschrift der anzuschlieBenden Anlage;
2. bei neu zu errichtenden Anlagen: Lageplan;
3. gewiinschter Beginn der Einspeisung;
4. Hochstleistung der Anlage in kW, die den tatséchlichen Kapazitétsbediirfnissen des Netzbenutzers
entspricht;
5. Anzahl und Lage der Zihlerplitze;

6. Anlagen- und Betriebsart (wie zB Photovoltaikanlage, Kleinwasserkraftwerk, Voll- oder
Uberschusseinspeisung);

7. prognostizierte Jahresmenge in kWh;
8. bei gemeinschaftlichen Erzeugungsanlagen die in § 16a genannten Informationen.

(3) Eine Anlage gemal3 Abs. 1 ist anzuschlieBen, wenn der Verteilernetzbetreiber dem Netzbenutzer
den Anschluss im Sinne des Abs. 5 schriftlich bestdtigt oder nach Ablauf von 4 Wochen ab vollstandiger
Anzeige durch den Netzbenutzer keine Entscheidung des Verteilernetzbetreibers erfolgt ist. Sind die
Angaben des Antragstellers fiir die Bestéitigung durch den Verteilernetzbetreiber nicht ausreichend, hat
dieser die benétigten weiteren Angaben umgehend schriftlich vom Netzbenutzer anzufordern.

(4) Der Verteilernetzbetreiber kann binnen 4 Wochen nach vollstindiger Anzeige durch den
Netzbenutzer den Netzzutritt wegen begriindeter Sicherheitsbedenken oder technischer Inkompatibilitat der
Systemkomponenten verweigern und einen anderen Netzanschlusspunkt vorschlagen. Die
Verweigerungsgriinde sind in den Marktregeln ndher zu definieren. Die Verweigerung ist dem
Netzbenutzer gegeniiber nachvollziehbar zu begriinden.

(5) Sofern keine Verweigerungsgrinde gemdfl Abs.4 vorliegen, hat der Verteilernetzbetreiber
innerhalb einer Frist von 4 Wochen nach vollstindiger Anzeige durch den Netzbenutzer mit einer
Anschlussbestétigung zu reagieren. In dieser Bestdtigung hat der Verteilernetzbetreiber den jeweiligen
Netzbenutzer iiber die wesentlichen Inhalte der Allgemeinen Bedingungen fiir den Netzzugang zu
informieren sowie transparente Informationen {iber geltende Preise und Tarife zur Verfiigung zu stellen.

(6) Photovoltaikanlagen mit einer Engpassleistung bis 20 kW, die iiber einen bestehenden Anschluss
als Entnehmer an das Netz angeschlossen werden, sind zu 100% des vereinbarten Ausmafes der
Netznutzung an das Verteilernetz anzuschlieBen, ohne dass hiefilir ein zusétzliches Netzzutrittsentgelt
anfillt. Diese Anlagen haben — unbeschadet der geltenden Marktregeln — ein Recht auf Einspeisung der
eigenerzeugten Energie in das Netz im AusmaB von bis zu 100% des vereinbarten Ausmalies der
Netznutzung.*

23. Nach § 19 wird folgender § 19a samt Uberschrift eingefiigt:
sDatenaustausch durch Netzbetreiber

§ 19a. Die Netzbetreiber haben die Erfiillung der in den §§ 40 und 45 angefiihrten Pflichten auf der
Grundlage einer gemeinsamen Datenkommunikation derart sicherzustellen, dass ein effizienter und
sicherer Datenzugang und -austausch sowie Datenschutz und -sicherheit gewédhrleistet werden. Die zu
iibermittelnden Daten werden den Endkunden und berechtigten Parteien auf diskriminierungsfreie Weise
zur Verfligung gestellt. Zur Gewahrleistung der Interoperabilitdt und der Koordinierung der gemeinsamen
Datenkommunikation sind die Netzbetreiber berechtigt, gemeinsam eine dritte Person mit der
Datenverwaltung, insbesondere dem Aufbau, der Weiterentwicklung, der Prozesskoordination und der
Betreuung der Infrastruktur fiir den Datenaustausch sowie den niederschwelligen Zugang zu dieser, zu
beauftragen. Die von der Regulierungsbehorde verdffentlichten sonstigen Marktregeln in Bezug auf die
technischen Dokumentationen von Geschiftsprozessen, Datenformaten und der Dateniibertragung sind
einzuhalten. In den sonstigen Marktregeln konnen Fristen zur Umsetzung dieser Bestimmung vorgesehen
werden.*
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24. (Grundsatzbestimmung) § 20 samt Uberschrift lautet:
» I ransparenz bei nicht ausreichenden Kapazitiiten

§20. (1) Die Netzbetreiber haben verfiigbare und gebuchte Kapazititen je Umspannwerk
(Netzebene 4) zu verdffentlichen und mindestens quartalsweise zu aktualisieren. Auf die tatsdchliche
Verfiigbarkeit der verdffentlichten Kapazititen besteht kein Rechtsanspruch.

(2) Die begehrte Kapazitdt kann innerhalb eines Monats ab Beantwortung des Netzzutrittsantrags
durch den Netzbetreiber durch Leistung einer Anzahlung (Reugeld) auf das (voraussichtliche)
Netzzutrittsentgelt reserviert werden. Weitere Festlegungen zur Anzahlung kénnen in den Allgemeinen
Bedingungen gemall § 17 erfolgen. Die Reservierung erlischt und die Anzahlung verfallt, wenn die
begehrte Kapazitit nicht innerhalb von zwolf Monaten ab Reservierung in Anspruch genommen wird, es
sei denn, der Netzzugangsberechtigte kann glaubhaft machen, dass die Ursache fiir die
Nichtinanspruchnahme aulerhalb seines Einflussbereichs liegt und das Vorhaben innerhalb angemessener
Frist abgeschlossen werden kann. Anzahlungen, die auf Grund dieser Bestimmung verfallen, flieBen dem
im Rahmen der EAG-Forderabwicklungsstelle eingerichteten Fordermittelkonto gemél § 77 EAG zu.

(3) Die Methode fiir die Berechnung der verfiigbaren Kapazititen ist bundesweit einheitlich
auszugestalten. Die Netzbetreiber haben einen Vorschlag fiir die Methode zu erstellen und der
Regulierungsbehdrde vorzulegen. Die Regulierungsbehdrde kann eine Verordnung erlassen, in der die
Methode fiir die Berechnung der verfligbaren Kapazititen festgesetzt wird, wobei die Regulierungsbehorde
diesbeziiglich nicht an den Vorschlag der Netzbetreiber gebunden ist.*

25. (Grundsatzbestimmung) In § 21 Abs. 1 wird der Strichpunkt am Ende der Z I durch das Wort ,,sowie*
und der Strichpunkt am Ende der Z 2 durch einen Punkt ersetzt; die Z 3 und Z 4 entfallen.

26. Nach § 22 wird folgender § 22a samt Uberschrifi eingefiigt:
,»Betrieb von Anlagen zur Umwandlung von Strom in Wasserstoff oder synthetisches Gas

§22a. (1) Verteiler- und Ubertragungsnetzbetreiber konnen Eigentiimer von Anlagen zur
Umwandlung von Strom in Wasserstoff oder synthetisches Gas sein oder diese Anlagen errichten,
verwalten oder betreiben, wenn

1. die Anlage eine Leistung von hochstens 50 MW aufweist,

2. bei der Planung einer solchen Anlage sichergestellt wird, dass bei der Standortwahl der Aspekt der
Sektorkopplung und Sektorintegration beriicksichtigt wird und die Anlage in der Lage ist, den
produzierten Wasserstoff oder das produzierte synthetische Gas ebenso in Reinform abzugeben,
und

3. es sich um eine vollstindig integrierte Netzkomponente handelt und eine Genehmigung der
Regulierungsbehorde gemdB Abs. 2 vorliegt oder die Bedingungen des Abs. 3 erfiillt sind.

(2) Die Regulierungsbehorde hat eine Genehmigung geméf Abs. 1 Z 3 erster Fall zu erteilen, sofern
die Anlage zur Umwandlung von Strom in Wasserstoff oder synthetisches Gas

1. in das Ubertragungs- oder Verteilernetz integriert ist,
2. nicht dem Regelenergie- und/oder Engpassmanagement dient und

3. zur Aufrechterhaltung eines leistungsfahigen, zuverlassigen und sicheren Netzbetriebs beitrdgt und
insofern ein technischer Bedarf gegeben ist.

(3) Die Errichtung von Anlagen zur Umwandlung von Strom in Wasserstoff oder synthetisches Gas
und die Verwaltung sowie der Betrieb solcher Anlagen ist gemél Abs. 1 Z 3 zweiter Fall zuldssig, wenn
folgende Bedingungen erfiillt sind:

1. Nach Durchfiihrung eines Ausschreibungsverfahrens des Netzbetreibers ist keinem Teilnehmer
eines solchen Verfahrens das Recht eingerdumt worden, Eigentiimer solcher Anlagen zu sein oder
diese Anlagen zu errichten, zu verwalten oder zu betreiben. Dem ist gleichzuhalten, wenn die
ausgeschriebene Leistung durch keinen Teilnehmer zu angemessenen Kosten oder rechtzeitig
erbracht werden konnte. Das Ausschreibungsverfahren hat offen, transparent und
diskriminierungsfrei zu sein.

2. Solche Anlagen sind notwendig, damit die Netzbetreiber ihre Verpflichtungen zur
Aufrechterhaltung eines leistungsfahigen, zuverldssigen und sicheren Netzbetriebs erfiillen konnen
und werden nicht verwendet, um Energie auf Energiemérkten zu kaufen oder zu verkaufen.

3. Die Regulierungsbehdrde hat das Ausschreibungsverfahren einschlieBlich seiner Bedingungen zu
bewerten und zu iiberpriifen sowie ihre Genehmigung zu erteilen. Die Regulierungsbehérde kann
Leitlinien oder Auftragsvergabeklauseln fiir das Ausschreibungsverfahren ausarbeiten.
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In den Féllen des Abs. 1 Z 3 zweiter Fall fiihrt die Regulierungsbehdrde mindestens alle fiinf Jahre eine
offentliche Konsultation zu den vorhandenen Anlagen zur Umwandlung von Strom in Wasserstoff oder
synthetisches Gas durch, um zu priifen, ob ein Potential fiir und Interesse an Investitionen in solche Anlagen
besteht. Deutet die 6ffentliche Konsultation — gemif3 der Bewertung durch die Regulierungsbehdrde —
darauf hin, dass Dritte in kosteneffizienter Weise in der Lage sind, Eigentlimer solcher Anlagen zu sein
bzw. solche Anlagen zu errichten, zu betreiben oder zu verwalten, so stellt die Regulierungsbehorde sicher,
dass die darauf gerichteten Titigkeiten der Verteiler- und Ubertragungsnetzbetreiber binnen 18 Monaten
schrittweise eingestellt werden. Als Teil der Bedingungen dieses Verfahrens kann die Regulierungsbehorde
vorsehen, dass die Verteiler- und Ubertragungsnetzbetreiber einen angemessenen Ausgleich fiir den
Restwert ihrer Investitionen erhalten.

(4) Die mit dem Betrieb von Anlagen zur Umwandlung von Strom in Wasserstoff oder synthetisches
Gas verbundenen, angemessenen Kosten sind bei der Festsetzung der Systemnutzungsentgelte gemafl den
Bestimmungen des 5. Teils anzuerkennen. Allfillige Erlose der Netzbetreiber aus dem Betrieb solcher
Anlagen sind bei der Entgeltbestimmung zugrunde zu legen.*

27. (Grundsatzbestimmung) In § 37 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,jedes Jahr* durch die Wortfolge ,,alle zwei
Jahre* ersetzt.

28. (Grundsatzbestimmung) § 37 Abs. 5 lautet:

,(5) (Grundsatzbestimmung) Der Ubertragungsnetzbetreiber hat bei der Erstellung des
Netzentwicklungsplans die technischen und wirtschaftlichen ZweckméaBigkeiten, die Interessen aller
Marktteilnehmer sowie die Kohérenz mit dem integrierten Netzinfrastrukturplan gemé8 § 94 EAG und dem
gemeinschaftsweiten Netzentwicklungsplan zu beriicksichtigen. Uberdies hat er den koordinierten
Netzentwicklungsplan gemél § 63 GWG 2011 und die langfristige und integrierte Planung geméaf § 22
GWG 2011 zu beriicksichtigen. Vor Einbringung des Antrages auf Genehmigung des
Netzentwicklungsplans hat der Ubertragungsnetzbetreiber alle relevanten Marktteilnehmer zu
konsultieren.*

29. § 38 Abs. 3 lautet:

»(3) Die Regulierungsbehorde hat insbesondere zu priifen, ob der Netzentwicklungsplan den gesamten
im Zuge der Konsultationen ermittelten Investitionsbedarf erfasst und ob die Kohirenz mit dem integrierten
Netzinfrastrukturplan gemifl § 94 EAG, dem gemeinschaftsweiten Netzentwicklungsplan gemif3 Art. 8
Abs. 3 lit. b der Verordnung 2009/714/EG, dem koordinierten Netzentwicklungsplan gemill § 63
GWG 2011 sowie der langfristigen und integrierten Planung gemaf § 22 GWG 2011, gewahrt ist. Bestehen
Zweifel an der Kohirenz mit dem gemeinschaftsweiten Netzentwicklungsplan, so hat die
Regulierungsbehorde die Agentur zu konsultieren.*

30. In § 38 Abs. 4 wird die Wortfolge ,,Bestimmung der Systemnutzungsentgelte gemél §§ 51 ff durch die
Wortfolge ,,Festsetzung der Systemnutzungsentgelte gemifl den Bestimmungen des 5. Teils* ersetzt.

31. (Grundsatzbestimmung) In § 45 entfillt die Z 2; die Z 1 erhdlt die Ziffernbezeichnung ,,2..

32. (Grundsatzbestimmung) In § 45 wird folgende Z 1 eingefiigt:

,1. ihre Verteilernetze vorausschauend und im Sinne der nationalen und europdischen Klima- und
Energieziele weiterzuentwickeln;™

33. (Grundsatzbestimmung) In § 45 wird der Punkt am Ende der Z 22 durch einen Strichpunkt ersetzt.

34. (Grundsatzbestimmung) In § 45 wird der Punkt am Ende der Z 23 durch einen Strichpunkt ersetzt;
folgende Z 24 und Z 25 werden angefiigt:

,»24. Optionen zur Einbindung von ab- oder zuschaltbaren Lasten fiir den Netzbetrieb in ihrem
Netzgebiet zu priifen und bei Bedarf im Zuge des integrierten Netzinfrastrukturplans geméal3 § 94
EAG an die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und
Technologie und an die Regulierungsbehdrde zu melden;

25. der Regulierungsbehorde Auskunft {iber Netzzutrittsantrage und Netzzutrittsanzeigen zu geben.
Das betrifft insbesondere auch Informationen iber die Anschlussleistung sowie iiber
abgeschlossene Netzzutritts- und Netzzugangsvertrage samt allfélliger Fristen fiir bevorstehende
Anschliisse.*
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35. (Grundsatzbestimmung) § 46 samt Uberschrift lautet:
»Allgemeine Anschlusspflicht

§ 46. (Grundsatzbestimmung) (1) Die Ausfiihrungsgesetze haben Betreiber von Verteilernetzen zu
verpflichten, Allgemeine Bedingungen zu verdffentlichen und zu diesen Bedingungen mit
Endverbrauchern und Erzeugern privatrechtliche Vertrage tiber den Anschluss abzuschlieBen (Allgemeine
Anschlusspflicht).

(2) Die Ausfiihrungsgesetze haben vorzusehen, dass die Allgemeine Anschlusspflicht auch dann
besteht, wenn eine Einspeisung oder Abnahme von elektrischer Energie erst durch die Optimierung,
Verstirkung oder den Ausbau des Verteilernetzes moglich wird.

(3) Die Ausfiihrungsgesetze konnen wegen begriindeter Sicherheitsbedenken oder wegen technischer
Inkompatibilitit Ausnahmen von der Allgemeinen Anschlusspflicht vorsehen. Die Griinde fiir die
Ausnahme von der Allgemeinen Anschlusspflicht sind in den Marktregeln ndher zu definieren.*

36. Nach § 52 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefiigt:

»(2a) Das Netznutzungsentgelt ist fiir teilnehmende Netzbenutzer einer
Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft geméll § 16¢c, bezogen auf jenen Verbrauch, der durch zugeordnete
eingespeiste Energie einer Erzeugungsanlage gemil3 § 16¢c abgedeckt ist, gesondert festzulegen. Bei der
Festlegung des Entgelts sind die Kosten gemal § 52 Abs. 1 erster Satz der Netzebene 7 (Lokalbereich)
oder, wenn von der Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft auch die Netzebene 5 in Anspruch genommen wird,
die Kosten gemifl § 52 Abs. 1 erster Satz der Netzebenen 5, 6 und 7 (Regionalbereich) heranzuziehen,
wobei die gewélzten Kosten geméal § 62 der jeweils liberlagerten Netzebenen nicht zu beriicksichtigen sind.
Diese Entgelte sind als prozentuelle Abschlage auf die verordneten Netznutzungsentgelte nur fiir den
arbeitsbezogenen Anteil des jeweils anzuwendenden Netznutzungsentgeltes zu bestimmen. Die
Regulierungsbehorde hat dabei fiir den Lokal- und Regionalbereich jeweils einen bundesweit einheitlichen
Wert auf Basis einer Durchschnittsbetrachtung der gewilzten Kosten zu bestimmen. Nach erstmaliger
Festsetzung ist nur bei wesentlichen Anderungen der zu Grunde liegenden Basisdaten eine Aktualisierung
der Werte durchzufiihren. Fiir den leistungsbezogenen Anteil des Netznutzungsentgelts ist fiir die
Viertelstunden-Leistungswerte gemédB § 52 Abs. 1 die am Zahlpunkt aus dem 6ffentlichen Netz bezogene
Leistung verringert um die Leistung in der jeweiligen Viertelstunde, die aus der Erneuerbare-Energie-
Gemeinschaft bezogen wird, ma3geblich.*

37. Dem § 54 werden folgende Abs. 3 bis Abs. 6 angefiigt:

»(3) Fiir den Anschluss von Erzeugungsanlagen auf Basis erneuerbarer Energietrdger auf den
Netzebenen 3 bis 7 ist ein nach der Engpassleistung gestaffeltes, pauschales Netzzutrittsentgelt nach
MaBgabe des Abs. 4 zu verrechnen.

(4) Das pauschale Netzzutrittsentgelt fiir Erzeugungsanlagen gemaf Abs. 3 betrégt:

Anlagengrofie Entgelt
0 bis 20 kW 10 Euro pro kW
21 bis 250 kW 15 Euro pro kW

251 bis 1.000 kW 35 Euro pro kW

1.001 bis 20.000 kW | 50 Euro pro kW

mehr als 20.000 kW | 70 Euro pro kW

Sollten die tatsdchlichen Kosten fiir den Anschluss der Erzeugungsanlage mehr als 175 Euro pro kW
betragen, konnen die diesen Betrag iiberschreitenden Kosten dem Netzbenutzer gesondert in Rechnung
gestellt werden. Der Netzbetreiber hat in diesem Fall dem Netzbenutzer mit der Rechnung eine detaillierte
Kostenaufstellung vorzulegen und darin auch zu begriinden, warum ein Anschluss zu geringeren Kosten
nicht mdglich ist. Das pauschale Netzzutrittsentgelt nach diesem Absatz wird bis zum 31. Dezember 2025
durch die Regulierungsbehorde evaluiert.

(5) Fir Erzeugungsanlagen gemill Abs.3 mit einer Engpassleistung bis 250 kW kann im
Netzzugangsvertrag vorgesehen werden, dass die Einspeiseleistung am Zéhlpunkt der betreffenden Anlage
zeitweise oder generell auf einen vereinbarten Maximalwert eingeschrankt werden kann, sofern dies fiir
einen sicheren und effizienten Netzbetrieb notwendig ist. Die vereinbarte Einschrinkung darf ein Ausmal
von 1% der durchschnittlichen Jahreserzeugung, gemessen an der Vorjahreserzeugung, nicht iiberschreiten.
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(6) Fir Anlagen zur Umwandlung von Strom in Wasserstoff oder synthetisches Gas, die eine
Mindestleistung von 1 MW aufweisen und nur zu betrieblichen Zwecken eingesetzt werden, ist bis zu
einem Netzanschlussquotienten von 200 Ifm/MW, vereinbarter Leistung kein Netzzutrittsentgelt zu
entrichten, sofern diese ausschlielich erneuerbare elektrische Energie beziehen und nicht in das Gasnetz
einspeisen. Uberschreitet der Netzanschlussquotient 200 Ifm/MW, vereinbarter Leistung, sind fiir die
dartiber hinausgehenden Leitungslédngen 50% der Kosten vom Betreiber der Anlage zu tragen. Die beim
Netzbetreiber daraus anfallenden Kosten sind bei der Festsetzung der Systemnutzungsentgelte gemaf den
Bestimmungen des 5. Teils anzuerkennen.*

38. Dem § 55 wird folgender Abs. 10 angefiigt:

,»(10) Betreiber von Anlagen zur Umwandlung von Strom in Wasserstoff oder synthetisches Gas haben
fiir eine solche Anlage kein Netzbereitstellungsentgelt zu entrichten, sofern diese ausschlieBlich
erneuerbare elektrische Energie bezieht, nicht in das Gasnetz einspeist, eine Mindestleistung von 1 MW
aufweist und nur zu betrieblichen Zwecken eingesetzt wird.*

39. In § 58 wird nach dem ersten Satz die Wortfolge ,Hiervon ausgenommen sind die sonstigen Leistungen
der Netzbetreiber, die diese im Zusammenhang mit § 16a Abs.5 und 7, § 16¢c Abs. 3 sowie § 16¢
erbringen. eingefiigt.

40. Nach § 58 wird folgender § 58a samt Uberschrift eingefiigt:
»Ausnahmen von Systemnutzungsentgelten fiir Forschungs-und Demonstrationsprojekte

§ 58a. (1) Die Regulierungsbehorde kann fiir bestimmte Forschungs- und Demonstrationsprojekte, die
die Voraussetzungen der nachstehenden Absétze erfiillen, mit Bescheid Systemnutzungsentgelte festlegen,
die von den Bestimmungen des 5. Teils oder einer Verordnung gemif3 den §§ 49 und 51 abweichen
(Ausnahmebescheid).

(2) Forschungs- und Demonstrationsprojekte im Sinne dieser Bestimmung sind Projekte, die
mindestens zwei der folgenden Ziele verfolgen

1. Systemintegration von erncuerbaren Energietechnologien sowie von Speicher- und
Energieeffizienztechnologien, etwa durch den Einsatz neuer und innovativer Geschéftsmodelle;

2. Ausbau und verstérkte Nutzung von erneuerbaren Energietrdgern, insbesondere auch im Zuge von
dezentralen und regionalen Versorgungskonzepten;

3. Digitalisierung des Energiesystems und intelligente Nutzung von Energie;

4. Starkung der gesellschaftlichen Akzeptanz der Energiewende und der hiefiir notwendigen
Transformationsprozesse;

5. Verbesserung der Umwandlung oder Speicherung von elektrischer Energie sowie Umsetzung von
Sektorkopplung und Sektorintegration durch Realisierung der dafiir erforderlichen
Konversionsanlagen und -prozesse;

6. Anhebung von markt- oder netzseitigen Flexibilitdtspotenzialen;

7. Steigerung der Effizienz oder Sicherheit des Netzbetriebs oder der Versorgung mit elektrischer
Energie, insbesondere durch Erbringung von Flexibilitdtsdienstleistungen;

8. Vereinfachung bzw. Beschleunigung des kiinftigen Netzausbaus sowie Reduktion des
Netzausbaubedarfs auf Verteilernetzebene.

(3) Antrige auf Erteilung einer Ausnahme nach Abs.1 konnen nur Forschungs- und
Demonstrationsprojekte stellen, die iiber eine Forderentscheidung gemdf § 16 Forschungs- und
Technologieférderungsgesetz, BGBI. Nr. 434/1982, oder iiber eine Forderentscheidung im Rahmen eines
dquivalenten europdischen Forderprogramms verfiigen.

(4) Der Antrag auf Erteilung einer Ausnahme nach Abs. 1 muss zumindest folgende Angaben und
Unterlagen enthalten:

1. Name, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse des Projektwerbers bzw. Projektwerber-
Konsortiums; bei Personengesellschaften und juristischen Personen zusiétzlich den Sitz und die
Firmenbuchnummer sowie den Namen einer vertretungsbefugten natiirlichen Person;

2. Beschreibung des Projekts im Hinblick auf den Beitrag zur Zielerreichung nach Abs. 2;

3. Beschreibung der am Projekt beteiligten Erzeugungs- und Verbrauchsanlagen unter Angabe der
jeweiligen Zahlpunktnummern;

4. Art und Umfang der beantragten Ausnahme nach Abs. 1;

5. Nachweis 1iiber die erfolgte Forderentscheidung gemédl § 16 des Forschungs- und
Technologieforderungsgesetzes samt der hiefiir erforderlichen Unterlagen.
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Die Regulierungsbehorde hat spétestens binnen drei Monaten nach Einlangen eines vollstindigen und
formgiiltigen Antrags einen Ausnahmebescheid nach Abs. 1 zu erlassen.

(5) Die Regulierungsbehdrde kann einen Ausnahmebescheid nach Abs. 1 unter Vorschreibung von
Auflagen, Bedingungen oder Befristungen erlassen, sofern dies zur Erfiillung der Ziele nach dieser
Bestimmung erforderlich ist. Der Ausnahmebescheid ist den Netzbetreibern zu Kenntnis zu bringen, in
deren Konzessionsgebieten das von der Ausnahme erfasste Forschungs- oder Demonstrationsprojekt
durchgefiihrt ~ wird. Sofern von einem Forschungs- oder Demonstrationsprojekt
Systemdienstleistungsentgelte zu entrichten sind, ist der Ausnahmebescheid auch dem Regelzonenfiihrer
zu Kenntnis zu bringen.

(6) Die Regulierungsbehorde kann von den in Abs. 1 genannten Bestimmungen hinsichtlich der
Entgeltstruktur, der Bemessungsgrundlage oder des abrechnungsrelevanten Zeitraums abweichen oder
auch eine betragsméBige Reduktion bis hin zu einer vollstdndigen Befreiung von Systemnutzungsentgelten
vorsehen. Dabei hat die Regulierungsbehorde die Forderentscheidung gemal Abs. 3 und den Antrag gemél
Abs. 4 entsprechend zu berticksichtigen. Eine Ausnahme nach Abs. 1 gilt nur fiir die am Projekt beteiligten
Netzbenutzer im Rahmen der Durchfilhrung des Projekts und wird fiir hochstens drei Jahre sowie
ausschlieBlich fiir jene Zeitrdume gewéhrt, in denen die Voraussetzungen der Abs. 2 und 3 gegeben sind.

(7) Ausnahmen gemill Abs.1 werden unter den Voraussetzungen der Verordnung (EU)
Nr. 1407/2013 iiber die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Européischen Union auf De-minimis-Beihilfen, ABl. Nr. L 352 vom 24.12.2013 S. 1, als de-minimis-
Forderungen gewahrt.*

41. In der Uberschrift zum 8. Teil wird das Wort ,Nachweise* durch das Wort ,,Herkunftsnachweise*
ersetzt.

42. In der Uberschrift zu § 71 wird das Wort ,Nachweise” durch das Wort ,,Herkunftsnachweise ersetzt.

43. (Grundsatzbestimmung) In §71 Abs.3 wird das Wort ,Nachweise durch das Wort
,,Herkunftsnachweise® ersetzt.

44. § 72 samt Uberschrift lautet:
wHerkunftsnachweise fiir Strom aus fossilen Energiequellen

§72. (1) Fir die Ausstellung, die Uberwachung der Ubertragung und Entwertung der
Herkunftsnachweise wird die Regulierungsbehorde als zustindige Stelle benannt. Die
Regulierungsbehorde hat fiir die Zwecke dieser Bestimmung eine automationsunterstiitzte Datenbank
(Herkunftsnachweisdatenbank) einzurichten.

(2) An das offentliche Netz angeschlossene Einspeiser von Strom aus fossilen Energiequellen sind
vom Anlagenbetreiber, einem Anlagenbevollméichtigten oder durch einen vom Anlagenbetreiber
beauftragten Dritten bis zur Inbetriebnahme der Anlage in der Herkunftsnachweisdatenbank gemal3 Abs. 1
zu registrieren. Bei bestehenden Anlagen ist die Registrierung binnen drei Monaten ab Inkrafttreten dieser
Bestimmung vorzunehmen. Bei der Registrierung sind folgende Mindestangaben erforderlich:

1. Anlagenbetreiber und Anlagenbezeichnung;

. Standort der Anlage;

. die Art und Engpassleistung der Anlage;

. die Zahlpunktnummer;

. Bezeichnung des Netzbetreibers, an dessen Netz die Anlage angeschlossen ist;
. die Menge der erzeugten Energie;

. die eingesetzten Energietrager;

. Art und Umfang von Investitionsbeihilfen;

. Art und Umfang etwaiger weiterer Forderungen;
. Datum der Inbetriebnahme der Anlage;

11. Datum der AuBerbetriebnahme der Anlage.
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Die Angaben sind durch den abgeschlossenen Netzzugangsvertrag sowie weitere geeignete Nachweise zu
belegen. Die Regulierungsbehérde ist berechtigt, zur Uberpriifung der iibermittelten Informationen
entsprechende  Unterlagen nachzufordern; hierzu zdhlen insbesondere Anlagenaudits und
Anlagenbescheide.

(3) Betreiber von Anlagen zur Erzeugung von Energie aus fossilen Quellen, die Energie fiir die
Eigenversorgung erzeugen und die erzeugte Elektrizitit nicht oder nur teilweise in das offentliche Netz
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einspeisen, haben ihre Anlagen in der Herkunftsnachweisdatenbank der Regulierungsbehdrde gemél
Abs. 1 zu registrieren. Hinsichtlich der Registrierung gelten die Bestimmungen des Abs. 2 sinngeméif. Der
Eigenversorgungsanteil ist bei Erzeugungsanlagen mit einer Engpassleistung von mehr als 100 kW mit
einem intelligenten Messgerdt zu messen. Sind bestehende FErzeugungsanlagen nicht mit einem
intelligenten Messgerét ausgestattet, sind diese binnen sechs Monaten ab Inkrafttreten dieser Bestimmung
zu installieren. Der jeweilige Zahlerstand ist vom Anlagenbetreiber oder von einem vom Anlagenbetreiber
beauftragten Dienstleister einmal jéhrlich an die Regulierungsbehorde zu melden.

(4) Die Netzbetreiber haben Anlagenbetreiber beim Netzzutritt iiber deren Registrierungspflicht in der
Herkunftsnachweisdatenbank zu informieren. Fehlende oder mangelhafte Eintragungen sind vom
Netzbetreiber an die Regulierungsbehdrde zu melden.

(5) Von Einspeisern beauftragte, nach dem Akkreditierungsgesetz 2012, BGBL 1 Nr. 28/2012,
zugelassene Uberwachungs-, Priif- oder Zertifizierungsstellen oder die Netzbetreiber, an deren Netze
Einspeiser von Strom aus fossilen Energiequellen angeschlossen sind, haben iiber die aus diesen Anlagen
in ihr Netz eingespeisten Mengen an elektrischer Energie auf Verlangen des Anlagenbetreibers durch
Eingabe der in das oOffentliche Netz eingespeisten Nettostromerzeugungsmengen in der
Herkunftsnachweisdatenbank die Ausstellung von Herkunftsnachweisen bzw. Herkunftsnachweisen
gemil § 71 durch die Regulierungsbehorde anzufordern. Alle Einspeiser, fiir deren Anlage kein Bescheid
gemal § 71 Abs. 3 erlassen wurde, haben zu diesem Zweck eine Zertifizierung ihrer Anlage vorzunehmen.
Die Zertifizierung ist von einer nach dem Akkreditierungsgesetz 2012 zugelassenen Uberwachungs-, Priif-
oder Zertifizierungsstelle vorzunehmen.

(6) Der Herkunftsnachweis geméf Abs. 5 hat zu umfassen:

1. die Menge an erzeugter Energie;

. die Bezeichnung, Art und Engpassleistung der Erzeugungsanlage;

. den Zeitraum und den Ort der Erzeugung;

. die eingesetzten Primédrenergietriger;

. das Datum der Inbetriebnahme der Anlage;

. die Bezeichnung der ausstellenden Behdrde und des ausstellenden Staates;
7. das Ausstellungsdatum und eine eindeutige Kennnummer.

(7) Zusitzlich zu den Angaben des Abs.6 haben Nachweise gemidll § 71 Abs.3 folgende
Informationen zu enthalten:

1. den unteren Heizwert des Primédrenergietragers;
2. die Nutzung der zusammen mit dem Strom erzeugten Wirme;

3. die Primirenergieeinsparungen, diec gemil Anlage IV auf der Grundlage der in § 71 Abs. 2
genannten, von der Europdischen Kommission festgelegten harmonisierten Wirkungsgrad-
Referenzwerte berechnet worden sind;

4. genaue Angaben {iber allenfalls erhaltene Férderungen und die Art der Forderregelung.

AN KW

(8) Herkunftsnachweise gelten zwolf Monate ab der Erzeugung der betreffenden Energieeinheit. Ein
Herkunftsnachweis ist nach seiner Verwendung zu entwerten. Herkunftsnachweise, die nicht entwertet
wurden, werden spitestens 18 Monate nach der Erzeugung der entsprechenden Energieeinheit in der
Nachweisdatenbank mit dem Status ,,verfallen versehen.

(9) Fiir jede Einheit erzeugte Energie darf nur ein Herkunftsnachweis ausgestellt werden. Ein
Herkunftsnachweis gilt standardméBig fiir 1 MWh, wobei eine Untergliederung bis zur dritten
Nachkommastelle zulédssig ist. Mit der Ausstellung von Herkunftsnachweisen ist kein Recht auf
Inanspruchnahme von Foérdermechanismen verbunden.

(10) Bei der Riickverstromung von erneuerbaren Gasen sind die damit verbundenen
Herkunftsnachweise vorzuweisen, um fiir die erzeugte elektrische Energie Herkunftsnachweise mit der
entsprechenden Technologie und den Umweltauswirkungen ausstellen zu konnen. Die Abwicklung und
Vorgehensweise dazu erfolgt gemidl §78 Abs.7 in der Herkunftsnachweisdatenbank der
Regulierungsbehorde.

(11) Bei automationsunterstiitzter Ausstellung der Herkunftsnachweise ist monatlich eine
Bescheinigung auf Basis des ersten Clearings auszustellen und an die Einspeiser zu iibermitteln.

(12) Die Einspeiser haften fiir die Richtigkeit ihrer Angaben tiber die eingesetzten Energietriger.

(13) Die in der Herkunftsnachweisdatenbank der Regulierungsbehorde registrierten Betreiber einer
Erzeugungsanlage werden von der Regulierungsbehdrde in einem Anlagenregister verdffentlicht. Dabei
werden folgende Daten 6ffentlich zugénglich gemacht:
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. zum Einsatz kommende Energiequellen;
. installierte Leistung der Anlage;

. Jahreserzeugung;

. technische Eigenschaften der Anlage und

. Postleitzahl des Standortes der Anlage, sofern durch die Angabe der Postleitzahl die Identifizierung
eines Anlagenbetreibers nicht moglich ist; andernfalls ist das Bundesland anzugeben.*
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45. In der Uberschrift zu § 73 wird das Wort ,Nachweisen® durch das Wort ,,Herkunftsnachweisen‘ ersetzt.

46. (Grundsatzbestimmung) § 73 Abs. 1 lautet:

»(1) (Grundsatzbestimmung) Herkunftsnachweise fiir Strom aus hocheffizienter Kraft-Wérme-
Kopplung aus Anlagen mit Standort in einem anderen EU-Mitgliedstaat oder EWR-Vertragsstaat gelten als
Herkunftsnachweis im Sinne dieses Gesetzes, wenn sie zumindest den Anforderungen des Anhangs X der
Richtlinie 2012/27/EU entsprechen. Im Zweifelsfall hat die Regulierungsbehorde {iber Antrag oder von
Amts wegen mit Bescheid festzustellen, ob die Voraussetzungen fiir die Anerkennung vorliegen.*

47. § 73 Abs. 2 lautet:

,»(2) Herkunftsnachweise aus Anlagen mit Standort in einem anderen EU-Mitgliedstaat oder einem
EWR-Vertragsstaat gelten als Herkunftsnachweise im Sinne dieses Bundesgesetzes, wenn sie zumindest
den Anforderungen des § 72 Abs. 6 und 7 entsprechen. Herkunftsnachweise aus Anlagen mit Standort in
einem Dirittstaat gelten als Herkunftsnachweise im Sinne dieses Bundesgesetzes, wenn die Europdische
Union mit diesem Drittland ein Abkommen {iiber die gegenseitige Anerkennung von in der Union
ausgestellten  Herkunftsnachweisen und in diesem Drittland eingerichteten kompatiblen
Herkunftsnachweissystemen geschlossen hat und Energie direkt ein- oder ausgefithrt wird. Im Zweifelsfalle
hat die Regulierungsbehorde iiber Antrag oder von Amts wegen mit Bescheid festzustellen, ob die
Voraussetzungen fiir die Anerkennung vorliegen. Sie kann durch Verordnung Staaten benennen, in denen
Herkunftsnachweise fiir Strom aus fossilen Energiequellen die Voraussetzungen geméaf Satz 1 erfiillen.*

48. In § 73 Abs. 3 wird das Wort ,Nachweisen durch das Wort ,,Herkunftsnachweisen* und der Ausdruck
»3 79 Abs. 11 EIWOG 2010% durch den Ausdruck ,,§ 79 Abs. 8 EIWOG 2010 ersetzt.

49. § 78 samt Uberschrift lautet:
»verpflichtende Ausweisung der Herkunft (Labeling)

§ 78. (1) Stromhindler und sonstige Lieferanten, die in Osterreich Endverbraucher beliefern, sind
verpflichtet, einmal jahrlich auf ihrer Stromrechnung sowie auf relevantem Informationsmaterial und ihrer
Internetseite fiir Endverbraucher den Versorgermix auszuweisen, der die gesamte Stromaufbringung des
Stromhéndlers fiir Endverbraucher beriicksichtigt. Diese Verpflichtung besteht auch hinsichtlich des an
Endverbraucher gerichteten kennzeichnungspflichtigen Werbematerials. Die Ausweisung hat auf Basis der
gesamten, im vorangegangenen Kalenderjahr vom Versorger an Endverbraucher verkauften, elektrischen
Energie (Versorgermix) zu erfolgen.

(2) Die in Abs. 1 bestimmte Ausweisung des Versorgermixes hat auf Basis folgender Kategorien zu
erfolgen:

1. Technologie,
2. Ursprungsland der Herkunftsnachweise und
3. Ausmal} des gemeinsamen Handels von Strom und Herkunftsnachweisen.

Die Darstellung dieser Ausweisung wird einheitlich fiir alle Versorger aus der
Herkunftsnachweisdatenbank der Regulierungsbehorde generiert und in geeigneter und elektronisch
verwertbarer Form zur Verfligung gestellt.

(3) Stromhindler und sonstige Lieferanten, die in Osterreich Endverbraucher beliefern, sind dariiber
hinaus verpflichtet, auf ihrer Internetseite bzw. auf Wunsch per Zusendung einmal jdhrlich eine
vollumfassende Kennzeichnung auszuweisen. Die Kennzeichnung hat nach einer prozentméBigen
Aufschliisselung, auf Basis der an Endverbraucher gelieferten elektrischen Energie (kWh), der
Primérenergietrager in feste oder fliissige Biomasse, erneuerbare Gase, geothermische Energie, Wind- und
Sonnenenergie, Wasserkraft, Erdgas, Erdol und dessen Produkte zu erfolgen. Eine vollumfassende
Kennzeichnung umfasst auch die Ausweisung der Umweltauswirkungen, zumindest iiber CO2-Emissionen
und radioaktiven Abfall aus der durch den Versorgermix erzeugten Elektrizitit.
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(4) Sofern ein Versorger im Rahmen des Verkaufs an Endverbraucher ecine erginzende
Produktdifferenzierung mit unterschiedlichem Energiemix vornimmt, muss der Produktmix dem Kunden,
der ihn bezieht, dargestellt werden. Fiir die Produkte gelten die Abs. 1 bis 3.

(5) Die Uberwachung der Richtigkeit der Angaben der Unternchmen hat durch die
Regulierungsbehorde zu erfolgen. Bei unrichtigen Angaben ist der betroffene Stromhéndler mit Bescheid
aufzufordern, die Angaben richtig zu stellen.

(6) Lieferanten, mit weniger als 500 Zahlpunkten, die ausschlieBlich Strom aus eigenen Kraftwerken
liefern, miissen fiir ihre Stromkennzeichnung keine Herkunftsnachweise als Grundlage einsetzen.

(7) In Abweichung von Abs.1 bis 6 und §79 gilt, dass fiir jene Strommengen, die an
Pumpspeicherkraftwerke, Stromspeicher und Anlagen zur Umwandlung von Strom in Wasserstoff oder
synthetisches Gas, sofern diese Energietridger nicht ins Gasnetz eingespeist werden, geliefert werden,
Herkunftsnachweise durch den Stromhéndler bzw. sonstigen Lieferanten dem Betreiber dieser Kraftwerke
in der Herkunftsnachweisdatenbank zu {ibertragen sind. Dabei sind je nach Wirkungsgrad der Anlagen die
Herkunftsnachweise entsprechend zu l6schen. Hiefiir miissen auf Verlangen der Regulierungsbehorde
entsprechende Gutachten vorgelegt werden, die den Wirkungsgrad belegen. Die Pumpspeicherkraftwerke,
Stromspeicher und Betreiber von Anlagen zur Umwandlung von Strom in Wasserstoff oder synthetisches
Gas haben bei der Erzeugung der elektrischen Energie die abgenommenen Strommengen durch den
Stromhdndler bzw. sonstigen Lieferanten mit den {bertragenen Herkunftsnachweisen in der
Stromkennzeichnung zu belegen.

(8) Stromspeicher mit einer Speicherkapazitit von unter 250 kWh sind von den Bestimmungen geméf
Abs. 1 bis 7 und § 79 ausgenommen.*

50. § 79 lautet:

»§879. (1) Die Kennzeichnung gemif § 78 hat deutlich lesbar zu erfolgen. Andere Vermerke und
Hinweise diirfen nicht geeignet sein, zur Verwechslung mit der Kennzeichnung zu fiihren.

(2) Stromhéndler haben die Grundlagen zur Kennzeichnung zu dokumentieren. In der Dokumentation
muss die Aufbringung der von ihnen an Endverbraucher gelieferten Mengen, gegliedert nach den
Primérenergietragern, schliissig dargestellt werden.

(3) Die Dokumentation muss, sofern der Stromhéndler eine Gesamtabgabe an Endverbraucher von
100 GWh nicht unterschreitet, von einem Wirtschaftspriifer, einem Ingenieurkonsulenten oder
Zivilingenieur fiir Elektrotechnik, oder einem allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten
Sachverstidndigen aus dem Gebiet der Elektrotechnik gepriift sein. Das Ergebnis ist in iibersichtlicher Form
und vom Priiforgan bestitigt in einem Anhang zum Geschéftsbericht des Stromhéndlers zu verdffentlichen.

(4) Ab 1.Janner 2015 sind den an Endverbraucher in einem Kalenderjahr gelieferten Mengen
Herkunftsnachweise fiir Strom, der in diesem Kalenderjahr erzeugt wurde, zuzuordnen. Als
Herkunftsnachweise fiir die Dokumentation gemif3 Abs. 3 konnen ausschlieBlich Herkunftsnachweise, die
gemif § 83 EAG, § 10 Okostromgesetz 2012, § 71 oder gemif § 72 ausgestellt bzw. gemiB § 84 EAG,
§ 11 Okostromgesetz 2012 oder gemiB § 73 anerkannt wurden, verwendet werden.

(5) Das Ergebnis der Dokumentation, die spétestens drei Monate nach Ablauf des Kalenderjahres oder
des tatsdchlichen Lieferzeitraumes erstellt sein muss, ist auf die Dauer von drei Jahren zur Einsicht durch
Endverbraucher am Sitz bzw. Hauptwohnsitz des Stromhéndlers oder — liegt dieser im Ausland — am Sitz
des inldndischen Zustellungsbevollméchtigten bereitzuhalten.

(6) Stromhéndler haben auf Verlangen der Regulierungsbehdrde innerhalb einer angemessenen Frist
die Nachweise gemall Abs. 2 bis 4 und alle notwendigen Unterlagen vorzulegen, die erforderlich sind, um
die Richtigkeit der Angaben iiberpriifen zu konnen.

(7) Stromhéndler oder sonstige Lieferanten haben, sofern eine Pflicht zur Vertffentlichung von
Jahresabschliissen gemal3 § 8 Abs. 1 besteht, in diesen Jahresabschliissen den Versorgermix gemal} § 78
Abs. 1, unter Angabe der jeweilig verkauften oder abgegebenen Mengen an elektrischer Energie,
anzugeben.

(8) Die Regulierungsbehorde hat durch Verordnung ndhere Bestimmungen iiber die
Stromkennzeichnung zu erlassen. Dabei sind insbesondere der Umfang der gemidll § 78 Abs. 1 bis 3
bestehenden Verpflichtungen sowie die Vorgaben fiir die Ausgestaltung der Herkunftsnachweise zu den
verschiedenen Primérenergietrdgern und der Stromkennzeichnung gemaf dieser Rechtsvorschrift ndher zu
bestimmen.

(9) Die Regulierungsbehorde verdffentlicht jéhrlich einen Bericht zu den Ergebnissen der Priifung der
Stromkennzeichnungsdokumentationen.*
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51. § 79a samt Uberschrift entfiillt.

52.In § 99 Abs. 1 erhdlt die Z 1 die Ziffernbezeichnung ,,1a.”; folgende neue Z 1 wird eingefiigt:

,1. seinen Verpflichtungen als Netzbetreiber gemdBl § 16a Abs. 5 oder 7 oder § 16¢ Abs. 1, 2 oder 3
nicht nachkommt;*

53. In § 99 Abs. 5 wird der Punkt am Ende der Z 3 durch einen Strichpunkt ersetzt; folgende Z 4 bis Z 6
werden angefiigt:
4. nach vorangegangener Mahnung durch die Regulierungsbehdrde der Verpflichtung zur
Registrierung in der Herkunftsnachweisdatenbank gemaf § 72 nicht nachkommt;
5. der Verpflichtung zur Anforderung der Ausstellung von Herkunftsnachweisen gemal § 72 nicht
nachkommt;

6. der Meldepflicht gemal} § 72 Abs. 3 nicht nachkommt.*
54. § 109 Abs. 7 entfdllt.
55. § 111 Abs. 3 lautet:

»(3) Pumpspeicherkraftwerke und Anlagen zur Umwandlung von Strom in Wasserstoff oder
synthetisches Gas haben ab Inbetriebnahme fiir 15 Jahre keine der fiir den Bezug von erneuerbarer
elektrischer Energie verordneten Netznutzungsentgelte und Netzverlustentgelte zu entrichten, sofern die
jeweilige Anlage eine Mindestleistung von 1 MW aufweist und ausschlieBlich zu betrieblichen Zwecken
eingesetzt wird.*

56. Dem § 111 werden folgende Abs. 7 und Abs. 8 angefiigt:

»(7) Die Kennzeichnung auf Grundlage des Kalenderjahres gemdB § 78 Abs. 1 hat erstmals fiir das
Jahr 2022 zu erfolgen. Die Regulierungsbehdrde gibt auf ihrer Internetseite die Vorgehensweise zur
Umstellung vom Wirtschaftsjahr auf das Kalenderjahr geméaf3 § 79 Abs. 5 bekannt.

(8) Ab dem 1. Janner 2022 ist die Mitgliedschaft mit einer Verbrauchs- oder Erzeugungsanlage an
mehr als einer gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage, Biirgerenergiegemeinschaft oder Erneuerbare-
Energie-Gemeinschaft zuléssig.“

Artikel 4
Anderung des Gaswirtschaftsgesetzes 2011

Das Bundesgesetz, mit dem Neuregelungen auf dem Gebiet der Erdgaswirtschaft erlassen werden
(Gaswirtschaftsgesetz 2011 —GWG 2011), BGBI. I Nr. 107/2011, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 108/2017, wird wie folgt geédndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 1:
»$ 1. Unmittelbare Bundesvollziehung*

2. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 22:
»$ 22. Langfristige und integrierte Planung*

3. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 23:
»$ 23.  Uberwachung der langfristigen und integrierten Planung™

4. Im Inhaltsverzeichnis werden nach dem Eintrag zu § 66 folgende Eintrdge eingefiigt:
»§ 66a. Technische Vereinbarungen iiber den Betrieb von Fernleitungen
§ 66b. Ubereinkommen iiber den Betrieb von Fernleitungen mit Drittstaaten®

5. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 78 folgender Eintrag eingefiigt:
,»§ 78a. Ausnahmen von Systemnutzungsentgelten fiir Forschungs- und Demonstrationsprojekte*

6. Im Inhaltsverzeichnis werden nach dem Eintrag zu § 129 folgende Eintrdge eingefiigt:
,»3 129b.  Herkunftsnachweise fiir Gas
§ 129¢c. Anerkennung von Herkunftsnachweisen aus anderen Staaten®

7. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 133 folgender Eintrag eingefiigt:
,»§ 133a. Festsetzung eines Zielwertes fiir den technisch zuldssigen Anteil an Wasserstoff in den
Erdgasleitungsanlagen®
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8. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 153 folgender Eintrag eingefiigt:
,»§ 153a.  Sachverstindige und Verfahrenskosten

9. (Verfassungsbestimmung) § 1 samt Uberschrift lautet:
»Unmittelbare Bundesvollziehung

§ 1. (Verfassungsbestimmung) Die in diesem Bundesgesetz geregelten Angelegenheiten kénnen
unmittelbar von den in diesen Vorschriften vorgesehenen Einrichtungen besorgt werden.*

10. § 2 lautet:

»§ 2. (1) Dieses Gesetz dient der Umsetzung folgender Richtlinien:

1. Richtlinie 2009/73/EG iiber gemeinsame Vorschriften fiir den Erdgasbinnenmarkt und zur
Authebung der Richtlinie 2003/55/EG, ABL Nr.L 211 vom 14.08.2009 S. 94, zuletzt geéndert
durch die Richtlinie (EU) 2019/692, ABL Nr.L117 vom 03.052019 S.1
(Erdgasbinnenmarktrichtlinie);

2. Richtlinie 2012/27/EU zur Energieeffizienz, ABl. Nr. L 315 vom 14.11.2012 S. 1, zuletzt gedndert
durch die Richtlinie (EU) 2019/944, ABI. Nr. L 158 vom 14.06.2019 S. 125.

(2) Zudem werden mit diesem Gesetz folgende Verordnungen durchgefiihrt:
1. Verordnung (EU) 2019/942 zur Griindung einer Agentur der Europdischen Union fiir die
Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehdrden, ABI. Nr. L 158 vom 14.06.2019 S. 22;

2. Verordnung (EG) Nr.715/2009 iiber die Bedingungen fiir den Zugang zu den
Erdgasfernleitungsnetzen und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1775/2005, ABIL
Nr. L 211 vom 14.08.2009 S. 36;

3. Verordnung (EU) 2017/1938 {iber MaBlnahmen zur Gewéhrleistung der sicheren Gasversorgung
und zur Authebung der Verordnung (EU) Nr. 994/2010, ABI. Nr. L 280 vom 28.10.2017 S. 1;

4. Verordnung (EU)  Nr. 1227/2011  tber die Integritdit und Transparenz  des
EnergiegroBhandelsmarkts, ABI. Nr. L 326 vom 08.12.2011 S. 1;

5. Verordnung (EU) Nr. 2018/1999 {iber das Governance-System fiir die Energieunion und fiir den
Klimaschutz, ABI. Nr. L 328 vom 21.12.2018 S. 1;

6. Verordnung (EU) 2020/852 iiber die Einrichtung eines Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger
Investitionen und zur Anderung der Verordnung (EU) 2019/2088, ABI. Nr. L 198 vom 22.6.2020
S.13.«

11. § 4 Z 1 lautet:

,»1. die sichere Versorgung und den effizienten Einsatz von Gas sowie die ndtige Infrastruktur fiir die
sichere Gasversorgung zu gewihrleisten und in der Planung von Erdgasleitungen die Grundlagen
fiir die Dekarbonisierung, kostengiinstige Versorgung und den effizienten Einsatz gasformiger
Energietrager zu schaffen;™

12. Nach § 4 Z 1 wird folgende Z 1a eingefiigt:

»la. die zur sicheren Gasversorgung der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft erforderliche Infrastruktur
zu schaffen;*

13. In §4 726, §22 Abs. 1 Z3 und § 63 Abs. 4 Z 4 wird die Wortfolge ,,Art. 6 der Verordnung (EU)
Nr. 994/2010% jeweils durch die Wortfolge ,,Art. 5 der Verordnung (EU) 2017/1938% ersetzt.

14. In § 4 wird der Punkt am Ende der Z 6 durch einen Strichpunkt ersetzt, folgende Z 7 bis 10 werden
angefiigt:
7. zur Verwirklichung der Ziele des Pariser Klimaschutziibereinkommens 2015 beizutragen und
MaBnahmen zur Erreichung der Klimaneutralitit Osterreichs bis 2040 zu setzen, die sich
insbesondere auf die Planung von Erdgasleitungsanlagen bezichen;

8. den Anteil an erneuerbaren Gasen in den Osterreichischen Gasnetzen kontinuierlich anzuheben;

9.durch die bestechende Gasinfrastruktur nationale Potentiale zur Sektorkopplung und
Sektorintegration zu realisieren sowie

10. die Nutzung von erneuerbarem Gas in der Osterreichischen Gasversorgung stetig voranzutreiben.*
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15.§ 7 Abs. 1 Z I lautet:

»l. ,Agentur die Agentur fiir die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehérden gemél
Verordnung (EU) 2019/942 zur Griindung einer Agentur der Europdischen Union fiir die
Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehdrden, ABL Nr. L 158 vom 14.06.2019 S. 22;*

16. Nach § 7 Abs. 1 Z 8 wird folgende Z 8a eingefiigt:

»8a. ,,durch Solidaritdt geschiitzter Kunde* Haushaltskunden, die an ein Erdgasverteilernetz
angeschlossen sind, sowie grundlegende soziale Dienste, die nicht den Bereichen Bildung und
offentliche Verwaltung angehoren;™

17.In § 7 Abs. 1 Z 11 wird das Wort ,kauft” durch das Wort ,bezieht” ersetzt.

18. Nach § 7 Abs. 1 Z 16 werden folgende Z 16a und 16b eingefiigt:

,l6a. ,erneuerbarer Wasserstoff* Wasserstoff, der ausschlieBlich aus Energie aus erneuerbaren
Energietragern erzeugt wird;

16b. ,,erneuerbares Gas* erneuerbaren Wasserstoff oder Gas aus biologischer oder thermochemischer
Umwandlung, das ausschlieBlich aus Energie aus erneuerbaren Energietragern hergestellt wird,
oder synthetisches Gas, das auf Basis von erneuerbarem Wasserstoff hergestellt wird;"

19. Nach § 7 Abs. 1 Z 20 werden folgende Z 20a und 20b eingefiigt:

,»20a. ,,geschiitzter Kunde*“ Haushaltskunden, die an ein Erdgasverteilernetz angeschlossen sind, sowie
grundlegende soziale Dienste, welche nicht den Bereichen Bildung und &ffentliche Verwaltung
angehdren;

20b. ,,grundlegender sozialer Dienst einen Dienst in den Bereichen Gesundheitsversorgung,
grundlegende soziale Versorgung, Notfall, Sicherheit, Bildung oder 6ffentliche Verwaltung;*

20. Nach § 7 Abs. 1 Z 22 wird folgende Z 22a eingefiigt:
»22a. ,,Haushaltskunde einen Kunden, der Erdgas fiir den Eigenverbrauch im Haushalt kauft;*

21.In§ 7 Abs. 1 Z 33 sowie § 33 Abs. 2 Z 1 wird jeweils nach dem Wort ,langfristige* die Wortfolge ,;und
integrierte* eingeftigt.

22. Nach § 7 Abs. 1 Z 61 wird folgende Z 61a eingefiigt:
»01la. ,synthetisches Gas* Gas, das auf Basis von Wasserstoff hergestellt wird;"

23. In § 7 Abs. 1 Z 63 wird nach der Wortfolge ,,Mitgliedstaaten zu verbinden® ein Beistrich und die
Wortfolge ,,oder eine Fernleitung zwischen einem Mitgliedstaat der Europédischen Union und einem
Drittstaat bis zum Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten oder dem Kiistenmeer dieses Mitgliedstaates*

eingefiigt.

24. In § 7 Abs. 1 Z 64 wird in lit. a der Ausdruck ,,§ 228 Abs. 3 UGB* durch den Ausdruck ,,§ 189a Z 8
UGB, und in lit. b der Ausdruck ,,§ 163 Abs. 1 UGB* durch den Ausdruck ,,§ 189a Z 9 UGB ersetzt.

25.§ 7 Abs. 4 lautet:

,»(4) Soweit in diesem Bundesgesetz auf die Begriffe Erdgas, Gas oder biogene Gase Bezug genommen
wird, sind darunter auch erneuerbare Gase, sonstige Gase und Gasgemische, die den geltenden Regeln der
Technik fiir Gasqualitét entsprechen, zu verstehen.*

26.In § 12 Abs. 5 wird die Wortfolge ,,sind zu einem Marktgebiet zusammenzufassen® durch die Wortfolge
»konnen durch Verordnung der Regulierungsbehdrde zu einem Marktgebiet zusammengefasst werden*
ersetzt.

27. In § 14 Abs. 1 Z 2 wird der Beistrich nach dem Wort ,Bilanzgruppenkoordinator” durch das Wort
,,SOWie‘ ersetzt.

28.In § 19 Abs. 1, der Uberschrift zu § 23, § 23 Abs. 1 und 2, § 33 Abs. 2 zweiter Satz und Abs. 2 Z 2, § 58
Abs. 1 Z 15und Abs. 272, § 62 Abs. 1 Z 15, § 63 Abs. 1, § 105 Abs. 1 Z 6, § 121 Abs. 4, § 145 Abs. 1 und
$ 170 Abs. 17 wird jeweils nach dem Wort ,Jangfristigen die Wortfolge ,;und integrierten® eingefiigt.

29.§ 18 Abs. 1 Z 11 lautet:

,11. Erstellung einer langfristigen und integrierten Planung mit dem Ziel der Klimaneutralitit bis
2040;
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30. § 18 Abs. 1 Z 12 lautet:

,»12. Im Rahmen der langfristigen und integrierten Planung die jdhrliche Berichterstattung an die
Regulierungsbehdrde iiber das Verhéltnis zwischen Angebot und Nachfrage, die erwartete
Nachfrageentwicklung und das verfiigbare Angebot, in der Planung und im Bau befindliche
zusitzliche Kapazititen sowie tiber MaBinahmen zur Bedienung von Nachfragespitzen und zur
Bewiltigung von Ausfillen eines oder mehrerer Versorger. Die im Rahmen der langfristigen und
integrierten Planung ermittelten Daten konnen fiir Zwecke der Energielenkung sowie fiir die
Erstellung des Monitoringberichts (§ 28 Abs. 3 E-ControlG) verwendet werden;™

31. Nach § 18 Abs. 1 Z 12 wird folgende Z 12a eingefiigt:

»12a. in Kooperation mit den Netzbetreibern sowie dem Regelzonenfiihrer geméll § 7 Abs. 1 Z 60
EIWOG 2010 die Ermittlung und Veroffentlichung von potentiellen Einspeisepunkten bzw.
Eignungszonen fiir erneuerbare Gase in den Marktgebieten unter Beriicksichtigung des regionalen
Aufbringungs- und Absatzpotentials und sonstiger Standortfaktoren;*

32. In §18 Abs. 1 Z24 wird die Wortfolge ,der Verrechnungsstelle” durch die Wortfolge ,,dem
Bilanzgruppenkoordinator ersetzt.

33.In§ 18 Abs. 1 entfillt die Z 27; die Z 28 erhdlt die Ziffernbezeichnung ,27..
34. In § 18 Abs. 1 wird der Punkt am Ende der Z 27 durch den Ausdruck ,, , sowie® ersetzt.

35. Dem § 18 Abs. 1 wird folgende Z 28 angefiigt:

,,28. die operative Abwicklung von SolidaritditsmaBnahmen gemiB Art. 13 der Verordnung (EU)
2017/1938 durch die Beschaffung von Angeboten physikalischer Ausgleichsenergie und den
Transport der Gasmengen vom bzw. zum jeweiligen Ubergabepunkt auf Rechnung des
Bilanzgruppenkoordinators, dies unter Beriicksichtigung des zwischen Osterreich und dem
benachbarten Mitgliedstaat abgeschlossenen Solidaritdtsabkommens.*

36. In § 19 Abs. 2 wird das Wort ,,soferne* durch das Wort ,,sofern’ ersetzt.

37. § 22 samt Uberschrift lautet:
»Langfristige und integrierte Planung

§ 22. (1) Ziel der langfristigen und integrierten Planung ist es,

1. die Ziele gemal § 4, insbesondere das Ziel der Klimaneutralitit bis 2040, unter Beriicksichtigung
der Wechselwirkungen mit anderen Energietragern, Infrastrukturen und Verbrauchssektoren zu
unterstiitzen;

la. die Verteilerleitungsanlagen gemif3 Anlage 1 hinsichtlich

a) der Deckung der Nachfrage an Transportkapazititen zur Versorgung der Endverbraucher unter
Beriicksichtigung von Notfallszenarien,

b) der Erzielung eines hohen Mafles an Verfiigbarkeit der Transportkapazitit
(Versorgungssicherheit der Infrastruktur),

c) sowie der Kapazititsanforderungen an den Ein- und Ausspeisepunkten zum Fernleitungsnetz
sowie zu Speicheranlagen

zu planen;

2. die Kohdrenz mit dem gemeinschaftsweiten Netzentwicklungsplan sowie dem koordinierten
Netzentwicklungsplan gemédB §§ 63 ff herzustellen;

3. den Infrastrukturstandard gemiB Art. 5 der Verordnung (EU) 2017/1938 im Marktgebiet zu
erfiillen;

4. die Transparenz und Nachvollziehbarkeit in Bezug auf geplante und bereits beschlossene
Netzerweiterungen und Netzertiichtigungen, inklusive des Zeitplanes der Investitionsprojekte, fiir
den Markt zu erh6hen;

5. die Einspeisung und Versorgung mit erneuerbaren Gasen zu ermdglichen.

(2) Der Verteilergebietsmanager hat die Aufgabe, mindestens alle zwei Jahre eine langfristige und
integrierte Planung mit Projekten fiir die Verteilerleitungsanlagen geméafl Anlage 1 zur Erreichung der Ziele
dieses Gesetzes und der Ziele gemdB Abs.1 zu erstellen. Der Planungszeitraum wird vom
Verteilergebietsmanager festgelegt, wobei dies transparent und nichtdiskriminierend unter Zugrundelegung
der ihm zur Verfiigung stehenden Daten zu erfolgen hat. Der Mindestplanungszeitraum betrdgt zehn Jahre.

(3) Bei der Erstellung der langfristigen und integrierten Planung sind zu beriicksichtigen:
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1. die technischen und wirtschaftlichen ZweckméaBigkeiten,
la. der integrierte Netzinfrastrukturplan gemif § 94 EAG,

2. angemessene Annahmen iiber die Entwicklung der Gewinnung, der Versorgung, des Verbrauchs,
des Speicherbedarfs und des grenziiberschreitenden Gasaustauschs unter Beriicksichtigung des
integrierten nationalen Energie- und Klimaplans gemidf Art.3 der Verordnung (EU)
Nr. 2018/1999, der Investitionspline fiir regionale und gemeinschaftsweite Netze, des
koordinierten Netzentwicklungsplans, der Investitionspldne fiir Speicheranlagen, des
Netzentwicklungsplans gemél § 37 EIWOG 2010 und der Ergebnisse der Lastflusssimulationen
gemal § 34 Abs. 2,

3. die derzeitige Situation und Prognosen im Bereich von Angebot und Nachfrage sowie

4. die Zielsetzungen gemil3 Abs. 1.

(4) In der Begriindung des Antrages auf Genehmigung der langfristigen und integrierten Planung hat
der Verteilergebietsmanager, insbesondere bei konkurrierenden Vorhaben zur Errichtung, Erweiterung,
Anderung oder dem Betrieb von Leitungsanlagen, die technischen und wirtschaftlichen Griinde fiir die
Befiirwortung oder Ablehnung einzelner Vorhaben darzustellen und auf Aufforderung der Behorde die
Dokumentation der Entscheidung vorzulegen.

(5) Alle Marktteilnehmer, der Regelzonenfiihrer gemil §7 Abs.1 Z 60 EIWOG 2010 und
Verteilernetzbetreiber gemaf3 § 7 Abs. 1 Z 76 EIWOG 2010 haben dem Verteilergebietsmanager auf dessen
schriftliches Verlangen die fiir die Erstellung der langfristigen und integrierten Planung erforderlichen
Daten, insbesondere zur Beurteilung von bestehenden oder potentiellen Kapazititsengpédssen innerhalb
angemessener Frist zur Verfligung zu stellen. Der Verteilergebietsmanager kann unabhingig davon
zusitzlich andere Daten heranziehen, die fiir die langfristige und integrierte Planung zweckmifBig sind.
Diese Daten sind auch bei der Beurteilung von Netzzugangsantrigen und Antrdgen auf
Kapazititserweiterung vom Verteilergebietsmanager zu berticksichtigen.

(5a) Vor Einbringung des Antrags auf Genehmigung der langfristigen und integrierten Planung hat
der Verteilergebictsmanager alle relevanten Marktteilnehmer zu konsultieren. Die Konsultation ist
gemeinsam mit der Konsultation des koordinierten Netzentwicklungsplans gemidfl § 63 Abs. 2
durchzufiihren. Das Ergebnis der Konsultation ist zu ver6ffentlichen.

(6) Die langfristige und integrierte Planung ist bei der Regulierungsbehérde zur Genehmigung
einzureichen. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die in der langfristigen und integrierten Planung
dargestellten Projekte geeignet erscheinen, die in Abs. 1 genannten Ziele zu unterstiitzen und nicht zu
gefdhrden und die Kohdrenz mit dem integrierten Netzinfrastrukturplan gemdB § 94 EAG, dem
gemeinschaftsweiten Netzentwicklungsplan, dem koordinierten Netzentwicklungsplan sowie dem
Netzentwicklungsplan gemif3 § 37 EIWOG 2010 gegeben ist. Die Genehmigung ist unter Vorschreibung
von Auflagen, Bedingungen oder befristet zu erteilen, soweit dies zur Erfiillung der Zielsetzungen dieses
Gesetzes erforderlich ist.

(7) Der Verteilergebietsmanager ist verpflichtet, die zur Genehmigung eingereichte langfristige und
integrierte Planung auf Aufforderung der Regulierungsbehorde zu édndern oder neu zu erstellen. Antrige
auf Anderung der zuletzt genehmigten langfristigen und integrierten Planung sind jederzeit zulissig, sofern
Erdgasleitungsanlagen, die zusétzlich errichtet, erweitert, gedndert oder betrieben werden sollen, oder
sonstige wesentliche Anderungen der Planungsgrundlagen eine neue Gesamtbeurteilung im Rahmen der
langfristigen und integrierten Planung erforderlich machen.

(8) Im Falle von Kapazititsengpédssen an den Ausspeisepunkten der Fernleitungsnetze zu den
Verteilernetzen ist eine mdgliche Erweiterung dieser Kapazititen in der langfristigen und integrierten
Planung zu beriicksichtigen.

(9) Die mit der Umsetzung von MafBnahmen, welche in einer genehmigten langfristigen und
integrierten Planung angefiihrt waren, verbundenen anteiligen, tatsdchlich angefallenen Kosten sind bei der
Festsetzung der Systemnutzungsentgelte gemall den Bestimmungen des 5. Teils anzuerkennen.*

38.In § 42 Abs. 1 erhdlt die Z 1 die Ziffernbezeichnung ,,1a.”; folgende neue Z 1 wird eingefiigt:

,»1. Die langfristigen 6konomischen Auswirkungen und die Konsequenzen fiir die Umweltziele gemaf3
Art. 17 der Verordnung (EU) 2020/852;%

39.In § 42 Abs. 1 wird das Wort ,,sowie am Ende der Z 2 durch einen Strichpunkt ersetzt.

40. In § 42 Abs. 1 Z 3 lit. e wird nach der Wortfolge ,,Verteiler- und Fernleitungen und Speicheranlagen®
die Wortfolge ,,oder auf die Erdgasversorgungssicherheit der Union* eingefiigt.
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41.In § 42 Abs. 1 Z 3 wird der Punkt am Ende der lit. f durch das Wort ,,sowie® ersetzt; folgende Z 4 wird
angefiigt:
4. geeignete Beweismittel, mit denen die Ubereinstimmung mit den Zielvorgaben gemiB § 4
glaubhaft gemacht wird.*

42. Nach § 42 Abs. 7 werden folgende Abs. 7a und 7b eingefiigt:

»(7a) Vor Ausspruch der Ausnahme hat die Regulierungsbehérde die Regulierungsbehdrden der
Mitgliedstaaten, deren Méarkte wahrscheinlich von der neuen Infrastruktur betroffen sein werden, und die
zustidndigen Behorden von Drittstaaten, in denen die neue Infrastruktur beginnt oder endet, sofern die neue
Infrastruktur unter der Hoheitsgewalt eines Mitgliedstaates mit dem Netz der Europdischen Union
gekoppelt ist, zu konsultieren.

(7b) Die Regulierungsbehorde hat den gemédll Abs. 7a konsultierten Behdrden Gelegenheit zu geben,
sich binnen angemessener, drei Monate nicht {ibersteigender Frist zu dulern.*

43. Nach § 42 Abs. 9 wird folgender Abs. 9a eingefiigt:

»(9a) Bei Fernleitungen zwischen einem Mitgliedstaat und einem Drittstaat kann die
Regulierungsbehorde, wenn der erste Kopplungspunkt im Hoheitsgebiet Osterreichs liegt, vor Ausspruch
der Ausnahme die zustindige Behorde des betroffenen Drittstaates konsultieren. Abs. 7b ist sinngemal3
anzuwenden.*

44.In§ 47, § 119 Abs. 6 und § 120 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,dem Bundesminister fiir Wirtschaft, Familie
und Jugend jeweils durch die Wortfolge ,der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie,
Mobilitdt, Innovation und Technologie® ersetzt.

45. In § 63 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,einmal jahrlich® durch die Wortfolge ,,mindestens alle zwei Jahre*
ersetzt und nach dem Wort ,Nachfrage® die Wortfolge ,,sowie das Ziel der Klimaneutralitat bis 2040

eingefiigt.
46. § 63 Abs. 2 lautet:

»(2) Die Fernleitungsnetzbetreiber in einem Marktgebiet legen der Regulierungsbehorde den
koordinierten Netzentwicklungsplan gemeinsam zur Genehmigung vor. Der Marktgebietsmanager hat im
Genehmigungsverfahren Parteistellung. Vor Einbringung des Antrages auf Genehmigung des
Netzentwicklungsplans hat der Marktgebietsmanager den Netzentwicklungsplan mit allen relevanten
Marktteilnehmern zu konsultieren. Die Konsultation ist gemeinsam der Konsultation der langfristigen und
integrierten Planung gemdB § 22 Abs. 5a durchzufiihren. Das Ergebnis der Konsultation ist zu
veroffentlichen.

47.In § 63 Abs. 4 Z 3 wird das Wort ,,sowie* durch einen Beistrich ersetzt.

48. In § 63 Abs. 4 Z 4 wird nach dem Wort ,Marktgebiet” das Wort ,,sowie* eingefiigt; folgende Z 5 wird
angefiigt:
,»J. der Integration des Energiesektors unter Bedachtnahme auf die Hochwertigkeit gasformiger
Energietrager und durch die Verkniipfung verschiedener Energietriager und Sektoren

49. § 63 Abs. 5 lautet:

»(5) Bei der Erarbeitung des Netzentwicklungsplans sind angemessene Annahmen {iiber die
Entwicklung der Gewinnung, der Versorgung, des Verbrauchs und des Gasaustauschs mit anderen Léndern
unter Beriicksichtigung des integrierten Netzinfrastrukturplans gemaf § 94 EAG, der Investitionsplane fiir
regionale Netze geméll Art. 12 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 und fiir gemeinschaftsweite
Netze gemill Art. 8 Abs. 3 lit. b der Verordnung (EG) Nr. 715/2009, der langfristigen und integrierten
Planung, der Investitionspline fiir Speicheranlagen und LNG-Wiederverdampfungsanlagen, des
Netzentwicklungsplans gemifBl § 37 EIWOG 2010 und der Ergebnisse der Lastflusssimulationen geméaf
§ 34 Abs. 2 zugrunde zu legen. Der Netzentwicklungsplan hat wirksame MafBnahmen zur Gewéhrleistung
der Angemessenheit des Netzes und der Erzielung eines hohen Mafies an Verfligbarkeit der Kapazitit
(Versorgungssicherheit der Infrastruktur) zu enthalten.

50. § 63 Abs. 6 lautet:

»(0) Bei der Erstellung des Netzentwicklungsplans sind insbesondere die technischen und
wirtschaftlichen ZweckmaiBigkeiten, das Ziel der Klimaneutralitit bis 2040, die Interessen aller
Marktteilnehmer sowie die Kohédrenz mit dem integrierten Netzinfrastrukturplan geméf § 94 EAG, dem
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gemeinschaftsweiten Netzentwicklungsplan und der langfristigen und integrierten Planung zu
beriicksichtigen.

51. In § 64 wird nach dem Wort ,Fernleitungsnetzbetreiber” die Wortfolge ,,sowie die Beriicksichtigung
der Zielsetzungen des integrierten nationalen Energie- und Klimaplans geméaf3 Art. 3 der Verordnung (EU)
Nr. 2018/1999* eingefiigt.

52. In § 64 Abs. 3 wird die Wortfolge , Kohédrenz mit dem® durch die Wortfolge ,,Kohdrenz mit dem
integrierten Netzinfrastrukturplan gemél § 94 EAG, dem Netzentwicklungsplan gemal3 § 37 EIWOG 2010
und dem* ersetzt.

53. In §64 Abs.4 wird nach dem Wort ,Systemnutzungsentgelte“ die Wortfolge ,,geméfl den
Bestimmungen des 5. Teils* eingefiigt.

54. § 66 lautet:

,§66. Uber Genehmigungsantrige von Vorschligen und  Ausnahmeantrige  der
Fernleitungsnetzbetreiber gemdf Anhang III der Verordnung (EU) 2017/1938 entscheidet die
Regulierungsbehdrde. Die Genehmigung kann auch nur fiir einen bestimmten Zeitraum sowie unter
Vorschreibung von Auflagen und Bedingungen erteilt werden, soweit dies zur Erfiillung der Zielsetzungen
dieses Gesetzes erforderlich ist.*

55. Nach § 66 werden folgende § 66a und § 66b samt Uberschriften eingefiigt:
» Lechnische Vereinbarungen iiber den Betrieb von Fernleitungen

§ 66a. Erdgasunternehmen haben technische Vereinbarungen iiber den Betrieb von Fernleitungen mit
Bezug zu Drittstaaten der Regulierungsbehdrde anzuzeigen.

Ubereinkommen iiber den Betrieb von Fernleitungen mit Drittstaaten

§ 66b. (1) Sofern die Bundesministerin flir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und
Technologie zum Abschluss von Ressortiibereinkommen geméB Art. 66 Abs. 2 B-VG ermichtigt ist, kann
sie ein Ubereinkommen iiber den Betrieb von Fernleitungen mit Drittstaaten abschlieen.

(2) Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie
hat der Européischen Kommission fiinf Monate vor der Aufnahme von Verhandlungen mit einem Drittstaat
iiber den Betrieb einer Fernleitung oder eines vorgelagerten Rohrnetzes eine Mitteilung zu ibermitteln.

(3) Die Mitteilung hat insbesondere Informationen zu enthalten, die eine Beurteilung nach Art. 49b
Abs. 3 der Richtlinie (EU) 2019/692 erlauben. Die Verhandlungen mit dem Drittstaat sind erst nach der
Genehmigung durch die Europédische Kommission aufzunehmen.

(4) Im Verlauf der Verhandlung ist die Europdische Kommission tiber die Fortschritte und Ergebnisse
der Verhandlungen zur Anderung, Erweiterung, Anpassung, Verlidngerung oder zum Abschluss eines
Ubereinkommens zu informieren.

(5) Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie
hat der Europdischen Kommission das Ubereinkommen vor der Unterzeichnung zu iibermitteln. Das
Ubereinkommen ist erst nach der Genehmigung durch die Europdische Kommission zu unterzeichnen.

(6) Das Inkrafttreten sowie kiinftige Anderungen des Ubereinkommens sind der Europiischen
Kommission anzuzeigen.*

56. Dem § 73 wird folgender Abs. 8 angefiigt:

»(8) Fir das zum Zweck der Vermischung mit Wasserstoff entnommene und danach wieder
eingespeiste Gas ist kein Netznutzungsentgelt zu entrichten.*

57. 8§ 75 samt Uberschrift lautet:
»Netzzutrittsentgelt

§ 75. (1) Durch das Netzzutrittsentgelt werden dem Netzbetreiber alle angemessenen und den
marktiiblichen Preisen entsprechenden Aufwendungen abgegolten, die mit der erstmaligen Herstellung
eines Anschlusses an ein Netz oder der Ab#dnderung eines Anschlusses infolge Erhdhung der
Anschlussleistung eines Netzbenutzers unmittelbar verbunden sind. Das Netzzutrittsentgelt ist einmalig zu
entrichten und dem Netzbenutzer auf transparente und nachvollzichbare Weise darzulegen. Sofern die
Kosten fiir den Netzanschluss vom Netzbenutzer selbst getragen werden, ist die Hohe des
Netzzutrittsentgelts entsprechend zu vermindern.
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(2) Das Netzzutrittsentgelt ist aufwandsorientiert zu verrechnen, wobei der Netzbetreiber eine
Pauschalierung fiir vergleichbare Netzbenutzer einer Netzebene vorsehen kann.

(3) Beim Netzanschluss von bestehenden Biogasanlagen zur Erzeugung und Aufbereitung von
erneuerbarem Gas auf Erdgasqualitét sind bis zu einem Netzanschlussquotienten von 30 Ifm/m*CH4-eq/h
vereinbarter jahrlich ins Gasnetz einzuspeisender Energiemenge die Kosten fiir folgende Komponenten
vom Netzbetreiber zu tragen:

1. der Netzzutritt fiir die Einspeisung von erneuerbaren Gasen,

2. die Mengenmessung,

3. die Qualitétspriifung,

4. eine allfdllige Odorierung,

5. fiir die kontinuierliche Einspeisung notwendige Verdichterstationen oder Leitungen.

Diese Kosten sind bei der Festsetzung der Systemnutzungsentgelte gemaf3 den Bestimmungen des 5. Teils
dieses Bundesgesetzes anzuerkennen. Fiir eine Gruppe mehrerer Anlagen, die um einen gemeinsamen
Anschlussverbund ansuchen, kann ein gemeinsamer Anschlussquotient gelten. Die ab einer
Netzanschlussldnge von iber 10 km anfallenden Kosten fiir den zusitzlichen Leitungsbau sind vom
Einspeiser zu entrichten. Diese Grenze gilt nicht fir Gruppen mehrerer Anlagen, die um einen
gemeinsamen Anschlussverbund ansuchen.

(4) Beim Netzanschluss von neu zu errichtenden Anlagen zur Erzeugung und Aufbereitung von
erneuerbarem Gas auf Erdgasqualitét sind bis zu einem Netzanschlussquotienten von 30 1fm/m*CH4-eq/h
vereinbarter jahrlich ins Gasnetz einzuspeisender Energiemenge die Kosten fiir folgende Komponenten
vom Netzbetreiber zu tragen:

1. der Netzzutritt fiir die Einspeisung von erneuerbaren Gasen,

2. die Mengenmessung,

3. die Qualitétspriifung,

4. eine allfdllige Odorierung,

5. fiir die kontinuierliche Einspeisung notwendige Verdichterstationen oder Leitungen.
Diese Kosten sind bei der Festsetzung der Systemnutzungsentgelte gemifl den Bestimmungen des 5. Teils
dieses Bundesgesetzes anzuerkennen. Fiir eine Gruppe mehrerer Anlagen, die um einen gemeinsamen
Anschlussverbund ansuchen, kann ein gemeinsamer Anschlussquotient gelten. Die ab einer
Netzanschlusslinge von iiber 1km anfallenden Kosten fiir den zusitzlichen Leitungsbau sind vom
Einspeiser zu entrichten. Diese Grenze gilt nicht fir Gruppen mehrerer Anlagen, die um einen
gemeinsamen Anschlussverbund ansuchen.*

58. Nach § 78 wird folgender § 78a samt Uberschrift eingefiigt:
»Ausnahmen von Systemnutzungsentgelten fiir Forschungs- und Demonstrationsprojekte

§ 78a. (1) Die Regulierungsbehorde kann fiir bestimmte Forschungs- und Demonstrationsprojekte, die
die Voraussetzungen der nachstehenden Absétze erfiillen, mit Bescheid Systemnutzungsentgelte festlegen,
die von den Bestimmungen des 5. Teils oder einer Verordnung gemifl den §§ 70 und 72 abweichen
(Ausnahmebescheid).

(2) Forschungs- und Demonstrationsprojekte im Sinne dieser Bestimmung sind Projekte, die

mindestens zwei der folgenden Ziele verfolgen

1. Systemintegration von erneuerbaren Energietechnologien sowie von Speicher- und
Energieeffizienztechnologien, etwa durch den Einsatz neuer und innovativer Geschéftsmodelle;

2. Substitution von fossilen Energietrdgern durch erneuerbare Energietrdger und deren technisch-
wirtschaftlich optimierte Netzeinspeisung;

3. Digitalisierung des Energiesystems und intelligente Nutzung von Energie;

4. Starkung der gesellschaftlichen Akzeptanz der Energiewende und der hiefiir notwendigen
Transformationsprozesse;

5. Verbesserung der Umwandlung oder Speicherung von Energie sowie Umsetzung von
Sektorkopplung und Sektorintegration durch Realisierung der dafiir erforderlichen
Konversionsanlagen und -prozesse;

6. Anhebung von markt- oder netzseitigen Flexibilitdtspotenzialen;

7. Steigerung der Effizienz oder Sicherheit des Netzbetriebs oder der Versorgung mit Energie,
insbesondere durch Erbringung von Flexibilitdtsdienstleistungen bzw. netzdienlichen Verhaltens-
und Betriebsweisen;
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8. Vereinfachung bzw. Reduktion des gesamthaften Netzausbaubedarfs durch alternative Konzepte
der Nutzung bestehender Netzinfrastruktur.

(3) Antrdge auf Erteilung einer Ausnahme nach Abs.1 konnen nur Forschungs- und
Demonstrationsprojekte stellen, die iiber eine Forderentscheidung gemél § 16 Forschungs- und
Technologieférderungsgesetz, BGBI. Nr. 434/1982, oder iiber eine Forderentscheidung im Rahmen eines
dquivalenten europdischen Forderprogramms verfiigen

(4) Der Antrag auf Erteilung einer Ausnahme nach Abs. 1 muss zumindest folgende Angaben und
Unterlagen enthalten:

1. Name, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse des Projektwerbers bzw. Projektwerber-
Konsortiums; bei Personengesellschaften und juristischen Personen zusétzlich den Sitz und die
Firmenbuchnummer sowie den Namen einer vertretungsbefugten natiirlichen Person;

2. Beschreibung des Projekts im Hinblick auf den Beitrag zur Zielerreichung nach Abs. 2;

3. Beschreibung der am Projekt beteiligten Erzeugungs- und/oder Verbrauchsanlagen unter Angabe
der jeweiligen Zahlpunktnummern;

4. Art und Umfang der beantragten Ausnahme nach Abs. 1;

5. Nachweis 1iiber die erfolgte Forderentscheidung gemédl § 16 des Forschungs- und
Technologieforderungsgesetzes samt der hiefiir erforderlichen Unterlagen.

Die Regulierungsbehorde hat spétestens binnen drei Monaten nach Einlangen eines vollstindigen und
formgiiltigen Antrags einen Ausnahmebescheid nach Abs. 1 zu erlassen.

(5) Die Regulierungsbehdrde kann einen Ausnahmebescheid nach Abs. 1 unter Vorschreibung von
Auflagen, Bedingungen oder Befristungen erlassen, sofern dies zur Erfiillung der Ziele nach dieser
Bestimmung erforderlich ist. Der Ausnahmebescheid ist den Netzbetreibern zu Kenntnis zu bringen, in
deren Konzessionsgebiet das von der Ausnahme erfasste Forschungs- oder Demonstrationsprojekt
durchgefiihrt wird.

(6) Die Regulierungsbehorde kann von den in Abs. 1 genannten Bestimmungen hinsichtlich der
Entgeltstruktur, der Bemessungsgrundlage oder des abrechnungsrelevanten Zeitraums abweichen oder
auch eine betragsméBige Reduktion bis hin zu einer vollstdndigen Befreiung von Systemnutzungsentgelten
vorsehen. Dabei hat die Regulierungsbehorde die Forderentscheidung geméf Abs. 3 und den Antrag gemal
Abs. 4 entsprechend zu beriicksichtigen. Eine Ausnahme nach Abs. 1 gilt nur fiir die am Projekt beteiligten
Netzbenutzer im Rahmen der Durchfiihrung des Projekts und wird fiir hochstens drei Jahre sowie
ausschlieBlich fiir jene Zeitrdume gewdhrt, in denen die Voraussetzungen der Abs. 2 und 3 gegeben sind.

(7) Ausnahmen gemill Abs.1 werden unter den Voraussetzungen der Verordnung (EU)
Nr. 1407/2013 iber die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europédischen Union auf De-minimis-Beihilfen, ABI. Nr. L 352 vom 24.12.2013 S. 1, als de-minimis-
Foérderungen gewéahrt.*

59.In§ 84 Abs. 3, § 98 Abs. 2, § 120 Abs. 4 und § 148 Abs. 7 wird die Wortfolge ,,des Bundesministers fiir
Wirtschaft, Familie und Jugend* jeweils durch die Wortfolge ,der Bundesministerin fiir Klimaschutz,
Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie® ersetzt.

60. Dem § 89 wird folgender Satz angefiigt:

,»Die Regulierungsbehdrde kann zur Durchfiihrung von SolidaritdtsmaBnahmen gemiB3 Art. 13 der
Verordnung (EU) 2017/1938 in der Verordnung Ausnahmen von der Verpflichtung zur Entrichtung des
Clearingentgelts vorsehen.*

61. In §98 Abs. 1, § 119 Abs. 8, § 120 Abs. 3, § 128 Abs. 1, § 134 Abs. 3 und § 158 Abs. 2 wird die
Wortfolge ,,Der Bundesminister fiir Wirtschaft, Familie und Jugend* jeweils durch die Wortfolge ,.Die
Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie® ersetzt.

62. In § 98 Abs. 1 und Abs. 2, § 100 Abs. 1, § 102 Abs. 4, § 120 Abs. 3 und Abs. 4, § 128 Abs. 6, § 134
Abs. 4, § 148 Abs. 2 Z 1 und Abs. 7 wird die Wortfolge ,,der Bundesminister fiir Wirtschaft, Familie und
Jugend® jeweils durch die Wortfolge ,,die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit,
Innovation und Technologie* ersetzt.

63. In §98 Abs. 2 wird die Wortfolge ,bei seiner Entscheidung® durch die Wortfolge ,bei ihrer
Entscheidung* ersetzt.

64. In § 103 Abs. 3 wird nach dem Wort ,,anzuzeigen” die Wortfolge ,,und zu erldutern® eingefiigt.
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65. In § 103 Abs. 4 wird die Wortfolge ,,der der Bundesminister fiir Wirtschaft, Familie und Jugend* durch
die Wortfolge ,die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und
Technologie* ersetzt.

66. In § 119 Abs. 8 wird die Wortfolge ,,den Bundesminister fiir Wirtschaft, Familie und Jugend* jeweils
durch die Wortfolge ,,die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und
Technologie* ersetzt.

67.§ 121 Abs. 5 lautet:

»(5) Versorger, die geschiitzte Kunden mit Erdgas beliefern, sind verpflichtet, den
Versorgungsstandard gemdB Art. 6 der Verordnung (EU) 2017/1938 zu gewihrleisten.*

68. In § 128 Abs. 1 erster Satz wird das Wort ,,Messseinrichtungen® durch das Wort ,,Messeinrichtungen
ersetzt.

69. In § 128 Abs. 2 wird nach dem dritten Satz folgender Satz eingefiigt:

»Die Regulierungsbehérde kann in der Verordnung Ausnahmen zu den Anforderungen festlegen, wenn
dies aus technischen Griinden erforderlich ist.“

70. Nach § 129a werden folgende § 129b und § 129c samt Uberschriften eingefiigt:
,Herkunftsnachweise fiir Gas

§ 129b. (1) Fiir die Ausstellung, die Uberwachung der Ubertragung und der Entwertung der
Herkunftsnachweise wird die Regulierungsbehdrde als zustindige Stelle benannt. Die
Regulierungsbehorde hat fiir die Zwecke dieser Bestimmung eine automationsunterstiitzte Datenbank
(Herkunftsnachweisdatenbank) einzurichten.

(2) An das offentliche Netz angeschlossene Gasanlagen und Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer
Gase sind vom Anlagenbetreiber, einem Anlagenbevollméichtigten oder von einem vom Anlagenbetreiber
beauftragten Dritten bis zur Inbetriecbnahme der Anlage in der Herkunftsnachweisdatenbank der
Regulierungsbehorde gemill Abs. 1 zu registrieren. Bei bestehenden Anlagen ist die Registrierung binnen
drei Monaten ab Inkrafttreten dieser Bestimmung vorzunehmen. Bei der Registrierung sind folgende
Mindestangaben erforderlich:

1. Anlagenbetreiber und Anlagenbezeichnung;

. Standort der Anlage;

. die Art und Engpassleistung der Anlage;

. die Zahlpunktnummer;

. Bezeichnung des Netzbetreibers, an dessen Netz die Anlage angeschlossen ist;
. die Menge der erzeugten Energie;

. die eingesetzten Energietrager;

. Art und Umfang von Investitionsbeihilfen;

. Art und Umfang etwaiger weiterer Férderungen;
. Datum der Inbetriebnahme der Anlage;

11. Datum der AuBerbetriebnahme der Anlage.

O 00 3 O L K W N

—_
=

Die Angaben sind durch den abgeschlossenen Netzzugangsvertrag sowie weitere geeignete Nachweise zu
belegen. Die Regulierungsbehorde ist berechtigt, zur Uberpriifung der iibermittelten Informationen
entsprechende  Unterlagen nachzufordern; hierzu zéhlen insbesondere Anlagenaudits und
Anlagenbescheide. Eine indirekte Ubermittlung von Daten und Informationen durch die Datenbank des
Bilanzgruppenkoordinators oder durch sonstige vom Anlagenbetreiber beauftragte Dritte ist zuldssig.

(3) Der Bilanzgruppenkoordinator hat Anlagenbetreiber beim Netzzutritt iiber deren
Registrierungspflicht in der Herkunftsnachweisdatenbank zu informieren. Fehlende oder mangelhafte
Eintragungen sind vom Netzbetreiber an die Regulierungsbehorde zu melden.

(4) Der Bilanzgruppenkoordinator hat auf Verlangen des Anlagenbetreibers durch monatliche
Einmeldung der in das 6ffentliche Netz eingespeisten Gasmengen in der Herkunftsnachweisdatenbank die
Ausstellung von Herkunftsnachweisen durch die Regulierungsbehorde anzufordern.

(5) Bei Anlagen, die Gas auf Basis von Strom erzeugen, sind durch den Anlagenbetreiber
Herkunftsnachweise und Umweltauswirkungen der Stromerzeugung auf die Gaserzeugung zu iibertragen.
Dazu sind die der Stromerzeugung zugrundeliegenden Herkunftsnachweise und Umweltauswirkungen
reduziert um die bei der Gaserzeugung entstehenden Umwandlungsverluste anzufithren und im Strom-
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Nachweissystem als Energieeinsatz fiir die Gaskennzeichnung zu klassifizieren. Die Umwandlungsverluste
sind in der Stromkennzeichnung als Endverbrauch zu beriicksichtigen.

(6) Fir jede Einheit erzeugtes Gas darf nur ein Herkunftsnachweis ausgestellt werden. Ein
Herkunftsnachweis gilt standardméBig fiir | MWh, wobei eine Ausweisung geringerer Mengen sowie
Untergliederung bis zur dritten Nachkommastelle zuldssig ist.

(7) Herkunftsnachweise gelten zwolf Monate ab der Erzeugung der betreffenden Energieeinheit. Ein
Herkunftsnachweis ist nach seiner Verwendung zu entwerten. Herkunftsnachweise, die nicht entwertet
wurden, werden spétestens 18 Monate nach der Erzeugung der entsprechenden Energieeinheit mit dem
Status ,,verfallen® versehen.

(8) Der Herkunftsnachweis hat folgende Angaben zu umfassen:

1. die Menge der erzeugten Energie;
. die Art und die Engpassleistung der Anlage;
. den Zeitraum und den Ort der Erzeugung;
. die eingesetzten Energietrager;
. Art von Investitionsbeihilfen;
. Art etwaiger weiterer Forderungen;
. Datum der Inbetriebnahme der Anlage;
. Ausstellungsdatum, ausstellendes Land und eindeutige Kennnummer;
9. Griingassiegel.
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(9) Die Anlagenbetreiber haften fiir die Richtigkeit ihrer Angaben iiber die eingesetzten Energietréger.

(10) Anlagenbetreiber, Gashindler und Versorger, die gasformige Energie einem anderen Gashéndler
verduBern, sind liber Verlangen des Kaufers verpflichtet, die der verkauften Menge entsprechenden
Herkunftsnachweise (mittels automationsunterstiitzter Datenverarbeitung) nachweislich diesem Kaufer zu
iiberlassen.

Anerkennung von Herkunftsnachweisen aus anderen Staaten

§ 129¢c. (1) Herkunftsnachweise iiber Gas aus Anlagen mit Standort in einem anderen EU-
Mitgliedstaat oder einem EWR-Vertragsstaat gelten als Herkunftsnachweise im Sinne dieses
Bundesgesetzes, wenn sie zumindest den Anforderungen des § 129b Abs. 8 entsprechen. Die
Regulierungsbehdrde kann dariiber hinaus ergdnzende Anforderungen definieren.

(2) Herkunftsnachweise aus Anlagen mit Standort in einem Drittstaat gelten als Herkunftsnachweise
im Sinne dieses Bundesgesetzes, wenn die Européische Union mit diesem Drittland ein Abkommen iiber
die gegenseitige Anerkennung von in der Union ausgestellten Herkunftsnachweisen und in diesem Drittland
eingerichteten kompatiblen Herkunftsnachweissystemen geschlossen hat, und Energie direkt ein- oder
ausgefiihrt wird.

(3) Im Zweifelsfall hat die Regulierungsbehorde iiber Antrag oder von Amts wegen mit Bescheid
festzustellen, ob die Voraussetzungen fiir die Anerkennung geméafBl Abs. 1 und 2 vorliegen.

(4) Die Regulierungsbehorde kann durch Verordnung Staaten benennen, in denen Herkunftsnachweise
iiber Gas die Voraussetzungen gemaf3 Abs. 1 erfiillen.

(5) Betreffend der Anerkennbarkeit von Herkunftsnachweisen fiir die Zwecke der Gaskennzeichnung
kdénnen Bedingungen in der Verordnung geméaf3 § 130 Abs. 8 festgelegt werden.*

71. § 130 lautet:

»$ 130. (1) Versorger, die in Osterreich Endverbraucher mit Gas beliefern, sind verpflichtet, auf der
oder als Anhang zu ihrer Gasrechnung (Jahresabrechnung) fiir Endverbraucher den Versorgermix
auszuweisen, der die gesamte Gasaufbringung des Versorgers fiir Endverbraucher beriicksichtigt. Diese
Verpflichtung besteht auch hinsichtlich des an Endverbraucher gerichteten kennzeichnungspflichtigen
Werbematerials sowie der Internetseite. Die Ausweisung hat auf Basis der gesamten im vorangegangenen
Kalenderjahr vom Versorger an den Endverbraucher verkauften Gasmengen zu erfolgen.

(2) Der Versorgermix umfasst auch die Darstellung der zugrundeliegenden Umweltauswirkungen auf
der Gasrechnung, kennzeichnungspflichtigem Werbematerial sowie der Internetseite. Ndhere Regelungen
dazu konnen in der Gaskennzeichnungsverordnung gemél Abs. 8 getroffen werden.

(3) Die Anteile an verschiedenen (Primér-)Gastrdgern sind als einheitlicher Versorgermix
auszuweisen, der die gesamte Gasaufbringung des Versorgers an Endverbraucher beriicksichtigt und eine
prozentméaBige Aufschliisselung in erneuerbare Gase sowie Erdgas und sonstige Gase vorsieht. Der Anteil
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erneuerbarer Gase am Versorgermix ist mittels Herkunftsnachweisen zu belegen, die in der
Herkunftsnachweisdatenbank der Regulierungsbehorde zu entwerten sind. Jener Anteil am Endverbrauch,
der nicht mit Herkunftsnachweisen belegt werden kann, ist als Erdgas zu kennzeichnen.

(4) Sofern ein Versorger im Rahmen des Verkaufs an Endverbraucher eine erginzende
Produktdifferenzierung mit unterschiedlichem Energiemix vornimmt, gelten fiir diese Produkte Abs. 1 und
2.

(5) Die Kennzeichnung hat deutlich lesbar zu erfolgen. Andere Vermerke und Hinweise auf der
Gasrechnung diirfen nicht geeignet sein, zur Verwechslung mit der Kennzeichnung zu fiihren.

(6) Zur Dokumentation des Technologieeinsatzes ist eine Bestdtigung von einer nach dem
Akkreditierungsgesetz 2012, BGBL 1 Nr.28/2012, zugelassenen Priif-, Uberwachungs- oder
Zertifizierungsstelle an die Regulierungsbehorde zu ilibermitteln. Die Dokumentation muss von einem
Wirtschaftspriifer, einem geeigneten Ingenieurkonsulenten oder Zivilingenieur, oder einem geeigneten,
allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverstindigen gepriift sein. Das Ergebnis ist in
iibersichtlicher Form und vom Priiforgan bestétigt in einem Anhang zum Geschéftsbericht des Versorgers
zu verdffentlichen. Das Ergebnis der Dokumentation, die spétestens drei Monate nach Ablauf des
Kalenderjahres erstellt sein muss, ist auf die Dauer von drei Jahren zur Einsicht durch Endverbraucher am
Sitz des Versorgers bereitzuhalten.

(7) Versorger haben auf Verlangen der Regulierungsbehdrde innerhalb einer angemessenen Frist alle
notwendigen Unterlagen vorzulegen, die erforderlich sind, um die Richtigkeit der Angaben tiberpriifen zu
konnen. Bei unrichtigen Angaben ist der betroffene Versorger mit Bescheid aufzufordern, die Angaben
bzw. Kennzeichnung richtig zu stellen.

(8) Die Regulierungsbehorde kann durch Verordnung néhere Bestimmungen iiber die
Gaskennzeichnung sowie die Ausgestaltung der Herkunftsnachweise erlassen. Dabei sind insbesondere der
Umfang der gemil §§ 129b und 130 bestehenden Verpflichtungen sowie die Vorgaben fiir die
Ausgestaltung der Herkunftsnachweise zu den verschiedenen erneuerbaren Gasen und der
Gaskennzeichnung geméal diesen Rechtsvorschriften ndher zu bestimmen.

(9) Die Regulierungsbehorde verdffentlicht einmal jéhrlich einen Bericht mit den Ergebnissen der
Gaskennzeichnungsiiberpriifung sowie statistischen Auswertungen.*

72. Nach § 133 wird folgender § 133a samt Uberschrift eingefiigt:

,Festsetzung eines Zielwertes fiir den technisch zuliissigen Anteil an Wasserstoff in den
Erdgasleitungsanlagen

§ 133a. Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und
Technologie kann im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Digitalisierung und Wirtschaftsstandort
mit Verordnung einen Maximalwert fiir den technisch zuldssigen Anteil an Wasserstoff in den
Erdgasleitungsanlagen festlegen.*

73. In § 135 Abs. 1 wird der Punkt am Ende der Z 6 durch das Wort ,,sowie‘ ersetzt, folgende Z 7 wird
angefiigt:
,»7. das Ziel der langfristigen Klimaneutralitét bis 2040 unterstiitzt wird.

74. § 146 Abs. 2 lautet:

,»(2) Der Betreiber eines Rohrenspeichers oder Kugelspeichers, der in den Anwendungsbereich dieses
Abschnittes fallt und die Mengenschwellen der Anlage 5 Teil 1 Z 14 GewO 1994 {iberschreitet, hat alle
nach dem Stand der Technik notwendigen Maflnahmen zu ergreifen, die erforderlich sind, um schwere
Unfille zu verhiiten und deren Folgen fiir Mensch und Umwelt zu begrenzen. Die §§ 84a bis 84f, § 84¢g
Abs. 2, § 84h, § 84k sowie § 841 Abs. 2, 4, 5 und 7 GewO 1994 finden auf diese Anlagen sinngemal
Anwendung. In diesem Zusammenhang sind weiters die Vorgaben der Anlage 4 einzuhalten.*

75.In § 147 Abs. 1 wird die Wortfolge ,.Der Bundesminister fiir Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft*
durch die Wortfolge ,,Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und
Technologie* ersetzt.
76. Nach § 153 wird folgender § 153a samt Uberschrift eingefiigt:

sachverstindige und Verfahrenskosten

§ 153a. (1) Die Beizichung von nicht amtlichen Sachverstindigen in Verfahren nach diesem
Bundesgesetz ist auch ohne das Vorliegen der Voraussetzungen des § 52 Abs. 2 und 3 AVG zulissig. Es
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konnen auch fachlich einschlidgige Anstalten, Institute oder Unternechmen als Sachverstidndige bestellt
werden.

(2) Kosten, die der Behdrde bei der Durchfithrung der Verfahren nach diesem Bundesgesetz
erwachsen, wie beispielsweise Gebiihren oder Honorare fiir Sachverstéindige, sind vom Projektwerber/von
der Projektwerberin zu tragen. Die Behorde kann dem Projektwerber/der Projektwerberin durch Bescheid
auftragen, diese Kosten nach Priifung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit durch die Behorde
direkt zu bezahlen.*

77.In § 159 Abs. 1 wird der Punkt am Ende der Z 17 durch einen Strichpunkt ersetzt; folgende Z 18 wird
angefiigt:

,»18. entgegen Art. 14 Abs. 6 und Abs. 7 der Verordnung (EU) 2017/1938 die Informationen zu den
Gasliefervertrigen nicht, nicht richtig, nicht vollstindig oder nicht rechtzeitig der
Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie
mitteilt.

78. Nach § 159 Abs. 2 Z 23 wird folgende Z 23a eingefiigt:
»23a. seinen Verpflichtungen geméf § 130 nicht entspricht;*

79. In § 159 Abs. 2 Z 27 wird die Wortfolge ,,des Bundesministers fiir Wissenschaft, Forschung und
Wirtschaft™ durch die Wortfolge ,,der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit,
Innovation und Technologie* ersetzt.

80. In § 159 Abs. 5 wird der Punkt am Ende der Z 3 durch einen Strichpunkt ersetzt; folgende Z 4 und 5
werden angefiigt:
»4.nach vorangegangener Mahnung durch die Regulierungsbehdrde seiner Verpflichtung zur
Registrierung in der Herkunftsnachweisdatenbank gemaf3 § 129b nicht nachkommt;

5. der Verpflichtung zur Anforderung der Ausstellung von Herkunftsnachweisen gemaf3 § 129b nicht
nachkommt.*

81. Dem § 159 werden folgende Abs. 6 und 7 angefiigt:

,»(0) Eine Verwaltungsiibertretung begeht und ist mit Geldstrafe bis zu 3 600 Euro zu bestrafen, wer
entgegen § 146 Abs. 2 erster Satz nicht alle notwendigen Mallnahmen ergreift, um schwere Unfille zu
verhtiten oder deren Folgen fiir die menschliche Gesundheit und die Umwelt zu begrenzen.

(7) Eine Verwaltungsiibertretung begeht und ist mit Geldstrafe bis zu 2 180 Euro zu bestrafen, wer

1. entgegen § 146 Abs. 2 zweiter Satz iVm § 84d Abs. 1, Abs. 2, Abs. 3 oder Abs. 4 GewO der
Behorde nicht fristgerecht Mitteilung macht;

2. entgegen § 146 Abs.2 zweiter Satz iVm § 84d Abs. 5 GewO Mitteilungen an die Behorde
unterldsst oder diese nicht aktualisiert;

3. entgegen § 146 Abs.2 zweiter Satz iVm § 84e Abs. 1 und Abs.2 GewO ein Konzept zur
Verhiitung schwerer Unfille oder eine Anderung des Konzeptes zur Verhiitung schwerer Unfille
nicht ausarbeitet, verwirklicht und zur Einsichtnahme durch die Behorde bereithilt.”

82. § 171 samt Uberschrift lautet:

» Vollziehung

§ 171. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut:

1. hinsichtlich § 8 und § 48 bis § 51 die Bundesministerin fiir Justiz im Einvernechmen mit der
Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie;

2. hinsichtlich § 132 und § 164 bis § 168 die Bundesministerin fiir Justiz;
3. hinsichtlich des § 170 Abs. 1 der Bundesminister fiir Finanzen;

4. hinsichtlich der iibrigen Bestimmungen die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie,
Mobilitit, Innovation und Technologie.*

83. Anlage 1 lautet:
,Anlage 1
(zu § 84)
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Verteilerleitungsanlagen der Netzebene 1

1.

2.

AN W

O 0

13.

14.

15.
16.

17.

18.
19.
20.

die Westleitungen 2 und 4 in Niederdsterreich, Fortsetzung der Westleitung 4 in Oberdsterreich
bis zu den Speicheranlagen Thann, Puchkirchen, 7Fields und Haidach (Westschiene);

die Siidleitung 2 bis Wr. Neustadt Knoten und die Siidleitung 3 bis Eggendorf, Fortsetzung der
Stidleitung 3 in die Steiermark bis TAG-Weitendorf (Siidschiene);

. die Pyhrnleitung, beginnend in Krift Oberdsterreich und Fortsetzung im steiermérkischen Netz bis

zur Station A5 als Verbindungsleitung zwischen den unter Z 1 und Z 2 benannten Leitungen;

. die Leitung zwischen Reitsham und Puchkirchen als Verbindungsleitung zu den unter Z 1

genannten Leitungen;

. die Leitung zwischen WAG-Rainbach und die unter Z 1 genannten Leitungen;
. die Leitung Stidwest zwischen Reichersdorf und Eggendorf als Verbindungsleitung der unter Z 1

und Z 2 genannten Leitungen;

. die Leitung EGO zwischen Eggendorf und Lichtenworth;
. die Leitung Ost bis Edelsthal;

. die Stichleitung Stidost bis Wilfleinsdorf;

10.
. die Stichleitung TAG zwischen Eggendorf GCA und Wr. Neustadt Knoten;
12.

die Stichleitung Hornstein;

die Leitung Nord zwischen GCA Laa/Thaya iiber dic Messiibergabeanlage Laa/Thaya West und
Laa/Staatsgrenze;

die Leitung zwischen der WAG-Abzweigstation Bad Leonfelden und der unter Z 5 genannten
Leitung;

das Primérverteilungssystem 2 (PVS 2), das sind die zur Verteilung bestimmten Leitungsanlagen
des Primérverteilungssystems der GCA;

die Abzweigstationen der Gas Connect Austria GmbH auf TAG und WAG;

die Verbindungsleitung zwischen WAG-Abzweigstation Kirchberg und den unter Z 1 genannten
Leitungen;

die Leitung zwischen der TAG-Abzweigstation St. Margarethen und der Hochdruckreduzierstation
Fiirstenfeld (Raabtalleitung);

die Erdgas-Hochdruckleitung 076 Zagling — Kiihschinken;

die Leitung von Reitsham bis Freilassing und zur Ubergabestation in Hochfilzen;

die Leitung von Hochfilzen bis zur Staatsgrenze bei Kiefersfelden.*

84. Anlage 3 lautet:

O 00 3 N U AW N —

— e = e = e e e
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,»Anlage 3
(zu § 84)

. Wiener Netze GmbH

. Netz Niederosterreich GmbH

. Netz Oberdsterreich GmbH

. Salzburg Netz GmbH

. TIGAS Erdgas Tirol GmbH

. Vorarlberger Energienetze GmbH
. Netz Burgenland GmbH

. Energienetze Steiermark GmbH
. KNG-Kérnten Netz GmbH

. Stadtwerke Bregenz GmbH

. LINZ NETZ GmbH

. eWW ag

. Stadtbetriebe Steyr GmbH

. Energie Ried GmbH

. Energie Graz GmbH & Co KG
. Stadtwerke Leoben e.U.

. Stadtwerke Kapfenberg GmbH
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18. Energie Klagenfurt GmbH
19. Elektrizititswerke Reutte AG
20. GasNetz Veitsch

21. Gas Connect Austria GmbH*

85. Nach Anlage 3 wird folgende Anlage 4 angefiigt:
»Anlage 4

(zu § 146 Abs. 2)

I. Im Sicherheitsbericht gemif} § 146 Abs. 2 iVm § 84f GewO zu beriicksichtigende Mindestdaten
und Mindestinformationen
1. Informationen iiber das Managementsystem und die Betriebsorganisation im Hinblick auf die
Verhiitung schwerer Unfille. Mit diesen Informationen miissen die unter Punkt II. dieser Anlage
angefiihrten Elemente abgedeckt werden.
2. Umfeld des Betriebs:

a) Beschreibung des Betriebs und seines Umfelds einschlielich der geografischen Lage, der
meteorologischen, geologischen und hydrografischen Daten sowie gegebenenfalls der
Vorgeschichte des Standorts;

b) Verzeichnis der Anlagen und Tétigkeiten innerhalb des Betriebs, bei denen die Gefahr eines
schweren Unfalls bestehen kann;

¢) auf der Grundlage verfligbarer Informationen Verzeichnis benachbarter Betricbe sowie
Betriebsstitten, die nicht in den Geltungsbereich des § 146 fallen, Bereiche und Entwicklungen,
die einen schweren Unfall verursachen oder das Risiko oder die Folgen eines solchen Unfalls
sowie jene von Domino-Effekten vergrofern konnten;

d) Beschreibung der Bereiche, die von einem schweren Unfall betroffen werden kdnnten.

3. Beschreibung der Anlage:

a) Beschreibung der wichtigsten Tatigkeiten und Produkte, der sicherheitsrelevanten Betriebsteile,
der Ursachen potenzieller schwerer Unfille sowie der Bedingungen, unter denen der jeweilige
schwere Unfall eintreten konnte, und Beschreibung der vorgesehenen Malinahmen zur
Verhiitung schwerer Unfille;

b) Beschreibung der Verfahren, insbesondere der Verfahrensabldufe; gegebenenfalls
Beriicksichtigung verfiigbarer Informationen {iber bewédhrte Verfahren;

c¢) Beschreibung der gefédhrlichen Stoffe:
aa) Verzeichnis der geféhrlichen Stoffe, das Folgendes umfasst:
- Angaben zur Identifizierung der gefahrlichen Stoffe: Angabe ihrer chemischen
Bezeichnung, CAS-Nummer, Bezeichnung nach der IUPAC-Nomenklatur;
- Hochstmenge der geféhrlichen Stoffe, die vorhanden sind oder vorhanden sein konnen;
bb) physikalische, chemische und toxikologische Merkmale sowie Angabe der fiir die
menschliche Gesundheit oder die Umwelt unmittelbar bestehenden und der sich erst spéter
auf sie auswirkenden Gefahren;
cc) physikalisches oder chemisches Verhalten unter normalen Einsatzbedingungen oder bei
vorhersehbaren Stérungen.

4. Ermittlung und Analyse der Risiken von Unfillen und Mittel zu deren Verhiitung:

a) eingehende Beschreibung der Szenarien moglicher schwerer Unfille neben der
Wahrscheinlichkeit oder der Bedingungen fiir ihr Eintreten, einschlielich einer
Zusammenfassung der Vorfille, die fiir das Eintreten jedes dieser Szenarien ausschlaggebend
sein konnten, unabhéngig davon, ob die Ursachen hiefiir innerhalb oder auerhalb der Anlage
liegen, insbesondere:
aa) betriebliche Ursachen;

bb) externe Ursachen, etwa im Zusammenhang mit Domino-Effekten, Betriebsstétten, die nicht
in den Geltungsbereich des § 146 fallen, Bereichen und Entwicklungen, die einen schweren
Unfall verursachen oder das Risiko oder die Folgen eines solchen Unfalls vergrofern
koénnten;

cc) natiirliche Ursachen, zB Erbeben oder Uberschwemmungen;
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b) Beurteilung des AusmaBles und der Schwere der Folgen der ermittelten schweren Unfille,
einschlieBlich Karten, Bilder oder gegebenenfalls entsprechender Beschreibungen, aus denen
die Bereiche ersichtlich sind, die von derartigen Unfillen in dem Betrieb betroffen sein kénnen;

¢) Bewertung vergangener Unfélle und Zwischenfille im Zusammenhang mit denselben Stoffen
und Verfahren, Beriicksichtigung der daraus gezogenen Lehren und ausdriickliche Bezugnahme
auf spezifische Maflnahmen, die ergriffen wurden, um solche Unfille zu verhindern;

d) Beschreibung der technischen Parameter sowie Ausriistungen zur Sicherung der Anlagen.

5. Schutz- und NotfallmaB3inahmen zur Begrenzung der Folgen eines schweren Unfalls:

a) Beschreibung der Einrichtungen, die in dem Werk zur Begrenzung der Folgen schwerer Unfille
fiir die menschliche Gesundheit und die Umwelt vorhanden sind, einschlieBlich beispielsweise
Melde-/Schutzsysteme, technischer Vorrichtungen zur Begrenzung von ungeplanten
Freisetzungen, einschlieBlich Berieselungsanlagen, Dampfabschirmung, Auffangvorrichtung
oder -behilter, Notabsperrventile, Inertisierungssysteme, Loschwasserriickhaltung;

b) Auslosung des Alarms und Durchfiihrung der NotfallmaBnahmen;

c) Beschreibung der Mittel, die innerhalb oder auBerhalb des Betriebes fiir den Notfall zur
Verfiigung stehen;

d) Beschreibung technischer und nicht technischer Maflnahmen, die fiir die Verringerung der
Auswirkungen eines schweren Unfalls von Bedeutung sind.

II. Informationen gemifl § 146 Abs.2 iVm §84e Abs.3 und § 84f GewO betreffend das
Sicherheitsmanagementsystem und die Betriebsorganisation im Hinblick auf die Verhiitung
schwerer Unfille

Bei der Anwendung des Sicherheitsmanagementsystems des Betreibers ist den nachstehenden Elementen
Rechnung zu tragen:

1. Das Sicherheitsmanagementsystem ist den Gefahren, Industrietétigkeiten und der Komplexitit der
Betriebsorganisation angemessen und beruht auf einer Risikobeurteilung; es sollte denjenigen Teil
des allgemeinen Managementsystems einschlieen, zu dem die fiir die Festlegung und Anwendung
des Konzepts zur Verhiitung schwerer Unfille (im Folgenden ,Konzept) relevante
Organisationsstruktur, Verantwortungsbereiche, Handlungsweisen, Verfahren, Prozesse und
Mittel gehoren;

2. Das Sicherheitsmanagement beriicksichtigt folgende Aspekte:

a) Organisation und Personal: Aufgaben und Verantwortungsbereiche des zur Uberwachung der
Gefahren schwerer Unfille vorgesehenen Personals auf allen Stufen der Organisation
zusammen mit den MaBinahmen, die zur Sensibilisierung fiir die Notwendigkeit stdndiger
Verbesserungen ergriffen werden; Ermittlung des entsprechenden Ausbildungsbedarfs und
Durchfiihrung der erforderlichen AusbildungsmaBnahmen; Einbeziehung der Beschéftigten des
Betriebs sowie des in dem Betrieb titigen Personals von Subunternehmen, die unter dem
Gesichtspunkt der Sicherheit wichtig sind;

b) Ermittlung und Bewertung der Gefahren schwerer Unfille: Festlegung und Anwendung von
Verfahren zur systematischen Ermittlung der Gefahren schwerer Unfille bei
bestimmungsgemidfem Betrieb und auBlergewohnlichen Betriebssituationen einschlieBlich
gegebenenfalls von Tétigkeiten, die als Unterauftrage vergeben sind, sowie Beurteilung der
Eintrittswahrscheinlichkeit und der Schwere solcher Unfille;

c) Betriebskontrolle: Festlegung und Durchfilhrung von Verfahren und Erteilung von
Anweisungen fiir den sicheren Betriebsablauf, einschlieBlich Wartung des Werks, Verfahren
und Einrichtung sowie fiir Alarmmanagement und kurzzeitiges Abschalten; Beriicksichtigung
verfiigbarer Informationen iiber bewihrte Verfahren fiir Uberwachung und Kontrolle zur
Verringerung des Risikos eines Systemausfalls; Management und Steuerung der Risiken im
Zusammenhang mit im Betrieb installierten alternden Einrichtungen und Korrosion; Inventar
der Einrichtungen des Betriebs, Strategie und Methodik zur Uberwachung und Kontrolle des
Zustands der Einrichtungen; angemessene Maflnahmen zur Weiterbehandlung und erforderliche
Gegenmalinahmen;

d) sichere Durchfiihrung von Anderungen: Festlegung und Anwendung von Verfahren zur Planung
von Anderungen der Anlage, des Verfahrens oder des Lagers oder zur Auslegung einer neuen
Anlage, eines neuen Verfahrens oder eines neuen Lagerortes;

¢) Planung fiir Notfille: Festlegung und Anwendung von Verfahren zur Ermittlung vorhersehbarer
Notfille aufgrund einer systematischen Analyse und zur Erstellung, Erprobung und
Uberpriifung der Notfallpléne, um in Notfillen angemessen reagieren und um dem betroffenen
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Personal eine spezielle Ausbildung erteilen zu konnen. Diese Ausbildung muss allen
Beschiftigten des Betriebs, einschlieBlich des relevanten Personals von Subunternehmen, erteilt
werden;

f) Leistungsiiberwachung: Festlegung und Durchfiihrung von Verfahren zur kontinuierlichen
Beurteilung der Einhaltung der Ziele, die in dem Konzept des Betreibers und im
Sicherheitsmanagement festgelegt sind, sowie von Mechanismen zur Priifung und Einleitung
von AbhilfemaBBnahmen bei Nichteinhaltung. Die Verfahren umfassen das System des
Betreibers fiir die Meldung schwerer Unfille oder ,,Beinaheunfille®, insbesondere solcher, bei
denen die SchutzmafBinahmen versagt haben, sowie die entsprechenden Untersuchungen und
FolgemaBnahmen auf Grundlage der gesammelten Erfahrungen. Die Verfahren kénnten auch
Leistungsindikatoren wie sicherheitsbezogene Leistungsindikatoren und/oder andere relevante
Indikatoren beinhalten;

g) Audit und Uberpriifung: Festlegung und Durchfiihrung von Verfahren fiir eine regelmiBige,
systematische Beurteilung des Konzepts und der Wirksamkeit und Eignung des
Sicherheitsmanagements; von der Betriebsleitung entsprechend dokumentierte Uberpriifung der
Ergebnisse des bestehenden Konzepts und des Sicherheitsmanagementsystems sowie seine
Aktualisierung, einschlieBlich der Erwiigung und Einarbeitung notwendiger Anderungen gemif
dem Audit und der Uberpriifung.

I1I. In die internen Notfallpliine gemaf} § 146 Abs. 2 iVm § 84h GewO aufzunehmende Daten und
Informationen

1.

Namen oder betriebliche Stellung der Personen, die zur Einleitung von Notfallmafinahmen
ermichtigt sind, sowie der Person, die fiir die Durchfithrung und Koordinierung der
AbhilfemaBinahmen auf dem Betriebsgeldande verantwortlich ist;

. Namen oder betriebliche Stellung der Person, die fiir die Verbindung zu der fiir den externen

Notfallplan zustdndigen Behorde verantwortlich ist;

. fir vorhersehbare Umstdnde oder Vorfille, die fiir das Eintreten eines schweren Unfalls

ausschlaggebend sein konnen, in jedem Einzelfall eine Beschreibung der Mallnahmen, die zur
Kontrolle dieser Umsténde bzw. dieser Vorfille sowie zur Begrenzung der Folgen zu treffen sind,
einschlieBlich einer Beschreibung der zur Verfiigung stehenden Sicherheitsausriistungen und
Einsatzmittel;

. Vorkehrungen zur Begrenzung der Risiken fiir Personen auf dem Betriebsgeldnde, einschlielich

Angaben iiber die Art der Alarmierung sowie das von den Personen bei Alarm erwartete Verhalten;

. Vorkehrungen fiir die frithzeitige Meldung des Unfalls an die fiir die Durchfiihrung des externen

Notfallplans zustdndige Behdrde, Art der Informationen, die bei der ersten Meldung mitzuteilen
sind, sowie Vorkehrungen zur Ubermittlung von detaillierteren Informationen, sobald diese
verfiigbar sind;

.wenn erforderlich Vorkehrungen zur Ausbildung des Personals in den Aufgaben, deren

Wahrnehmung von ihm erwartet wird, sowie gegebenenfalls Koordinierung dieser Ausbildung mit
externen Notfall- und Rettungsdiensten;

. Vorkehrungen zur Unterstiitzung von Abhilfemainahmen auerhalb des Betriebsgeléndes.*

Artikel 5
Anderung des Energielenkungsgesetzes 2012

Das Bundesgesetz iiber LenkungsmaBnahmen zur Sicherung der Energieversorgung
(Energielenkungsgesetz 2012 — EnLG 2012), BGBI. I Nr. 41/2013, wird wie folgt gedndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird im Eintrag zu § 1 das Wort ,,Verfassungsbestimmung* durch die Wortfolge
»Kompetenzgrundlage und Vollziehung™ ersetzt.

2. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 25 folgender Eintrag eingefiigt:
,»§ 25a. Erméchtigung fiir Ressortiibereinkommen iiber regionale und bilaterale Malnahmen*

3. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 28 folgender Eintrag eingefiigt:
8 28a. Regelungen iiber markterhaltende Maflnahmen*

4. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 35 folgender Eintrag eingefiigt:
8 35a. Erméchtigung fiir Ressortiibereinkommen im Solidaritétsfall®
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5. (Verfassungsbestimmung) § 1 samt Uberschrift lautet:
,2Kompetenzgrundlage und Vollziehung

§ 1. (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung, Aufhebung und Vollziechung von Vorschriften, wie
sie in diesem Bundesgesetz enthalten sind, sind auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich deren das
B-VG etwas anderes vorsieht. Die in diesen Vorschriften geregelten Angelegenheiten konnen —
unbeschadet der Stellung des Landeshauptmannes gemif Art. 102 Abs. 1 B-VG — nach Maligabe des § 7
Abs. 6 von Einrichtungen der gesetzlichen Interessenvertretungen im libertragenen Wirkungsbereich sowie
von der E-Control, den Regelzonenfiihrern, den Marktgebietsmanagern und den Verteilergebietsmanagern
unmittelbar versehen werden.*

6. § 2 lautet:

,»,8 2. Durch dieses Gesetz werden

1. die Richtlinie 2009/72/EG iiber gemeinsame Vorschriften fiir den Elektrizititsbinnenmarkt und zur
Authebung der Richtlinie 2003/54/EG, ABI. Nr. L 211 vom 14.08.2009 S. 55, und
2. die Richtlinie 2009/73/EG {iber gemeinsame Vorschriften fiir den Erdgasbinnenmarkt und zur
Authebung der Richtlinie 2003/55/EG, ABI. Nr. L 211 vom 14.08.2009 S. 94,
umgesetzt sowie die in der Verordnung (EU) 2017/1938 iiber Ma3nahmen zur Gewahrleistung der sicheren
Gasversorgung und zur Authebung der Verordnung (EU) Nr. 994/2010, ABI. Nr. L 280 vom 28.10.2017
S. 1, und die in der Verordnung (EU) 2019/941 iiber die Risikovorsorge im Elektrizitdtssektor und zur
Aufhebung der Richtlinie 2005/89/EG, ABI. Nr. L 158 vom 14.06.2019 S. 1, der Durchfiihrung durch die
Mitgliedstaaten vorbehaltenen Bestimmungen durchgefiihrt.*

7. In § 3 entfillt Abs. 2; Abs. 3 erhdlt die Absatzbezeichnung ,,(2).

8. In § 4 Abs. 1 wird der Beistrich am Ende der Z 2 durch das Wort ,,oder ersetzt,; folgende Z 3 und 4
werden eingefiigt:
,,3. soweit eine Pflicht zur Solidarititsleistung geméf Art. 13 der Verordnung (EU) 2017/1938 besteht
oder

4. soweit eine Pflicht zur Unterstiitzung in Form von regionalen oder bilateralen Maflnahmen geméaf
Art. 15 der Verordnung (EU) 2019/941 besteht,*

9. In § 4 Abs. 2 wird der Punkt am Ende der Z 2 durch einen Beistrich ersetzt; folgende Z 3 und 4 werden
angefiigt:
»3.im Fall des Abs.1 Z3 die Erfillung der unionsrechtlichen Verpflichtung zu
SolidaritdtsmaBnahmen gemaB Art. 13 der Verordnung (EU) 2017/1938 zu gewéhrleisten,

4. im Fall des Abs. 1 Z 4 die Erflillung der unionsrechtlichen Verpflichtung zur Unterstiitzung in
Form von regionalen oder bilateralen Mainahmen gemif3 Art. 15 der Verordnung (EU) 2019/941
zu gewihrleisten.*

10. In § 4 Abs. 4 wird nach der Wortfolge ,,zur Behebung der Storung™ ein Beistrich und die Wortfolge ,,zur
Erfiillung von SolidaritdtsmaBBinahmen gemaB Art. 13 der Verordnung (EU) 2017/1938, zur Unterstiitzung
in Form von regionalen oder bilateralen Maflnahmen geméf Art. 15 der Verordnung (EU) 2019/941¢
eingefiigt sowie das Wort ,eingriffen” durch das Wort ,,eingegriffen’ ersetzt.

11.In§ 5 Abs. 1, § 36 Abs. 1 und Abs. 6 wird die Wortfolge ,,des Bundesministers fiir Wirtschaft, Familie
und Jugend jeweils durch die Wortfolge ,der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie,
Mobilitdt, Innovation und Technologie* ersetzt.

12.In§ 5Abs. 4, § 13 Abs. 1, § 36 Abs. 3 und § 37 wird die Wortfolge ,,vom Bundesminister fiir Wirtschaft,
Familie und Jugend® jeweils durch die Wortfolge ,,von der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt,
Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie* ersetzt.

13. In § 5 Abs. 5, § 7 Abs. 2 und Abs. 6, § 11 Abs. 2, § 14, § 26 Abs.1 und 2 wird die Wortfolge ,,Der
Bundesminister fiir Wirtschaft, Familie und Jugend* jeweils durch die Wortfolge ,,Die Bundesministerin
fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation und Technologie* ersetzt.

14. In § 6 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,des Datenschutzgesetzes 2000 durch die Wortfolge ,,der Verordnung
(EU) 2016/679 zum Schutz natiirlicher Personen bei Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABI.
Nr. L 119 vom 04.05.2016 S. 1* ersetzt.
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15. Dem § 6 wird folgender Abs. 5 angefiigt:

»(5) Die Behorden sind ermidchtigt, den Organen der Europdischen Union verarbeitete Daten zu
ibermitteln, soweit fiir die Ubermittlung dieser Daten auf Grund des Vertrags iiber die Europdische Union
oder auf Grund von Rechtsakten der Européischen Union eine derartige Verpflichtung besteht.*

16. In § 7 Abs. 6 und § 36 Abs. 4 wird die Wortfolge ,,der Bundesminister fiir Wirtschaft, Familie und
Jugend® jeweils durch die Wortfolge ,,die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit,
Innovation und Technologie® ersetzt.

17.In § 9 Abs. 1 entfillt der zweite Satz.
18. § 10 Abs. 5 lautet:

»(5) Verordnungen gemil3 den Abs. 1, 2 und 4 bediirfen zu ihrer Erlassung des Einvernehmens mit
der Bundesministerin fiir Landesverteidigung und, soweit sie Verkehrsbeschrinkungen vorsehen, von
denen auch in der Land-, Forst- und Erndhrungswirtschaft verwendete Fahrzeuge betroffen sind, auch des
Einvernehmens mit der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus.*

19. In § 11 Abs. 2 wird das Wort ,,et* durch das Wort ,,sie” ersetzt.

20. In §12 entfdllt die Wortfolge ,im Einvernehmen mit dem Bundesminister fir Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und*.

21. In§ 13 Abs. 2 wird der Ausdruck ,,BGBI. I Nr. 111/2012% durch den Ausdruck ,BGBI. I Nr. 111/2010*
ersetzt.

22. Der bisherige Text des § 14 enthdlt die Absatzbezeichnung ,,(1).

23.§ 14 Abs. 1 Z 6 lautet:

»0. Regelungen liber die Heranzichung von Energie aus erneuerbaren Quellen gemadl
Okostromgesetz 2012, BGBI. I Nr. 75/2011, sowie von erneuerbarem Strom gemif Erneuerbaren-
Ausbau-Gesetz, BGBI. I Nr. XX/XXXX;*

24. Dem § 14 wird folgender Abs. 2 angefiigt:

»(2) Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie
ist zustdndige Behorde gemél Art. 3 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2019/941.

25. § 15 Abs. I lautet:

(1) Die Vorbereitung und Koordinierung der im Anlassfall in den in Osterreich liegenden Regelzonen
vorzusehenden LenkungsmaBBnahmen wird der E-Control {ibertragen (§ 5 des Energie-Control-Gesetzes —
E-ControlG, BGBI. I Nr. 110/2010). Diese umfasst insbesondere die Mitarbeit bei der Bestimmung von
nationalen Szenarien fiir Stromversorgungskrisen gemif3 Art. 7 der Verordnung (EU) 2019/941, bei der
Erstellung eines Risikovorsorgeplans gemdB Art. 10 der Verordnung (EU) 2019/941, bei der Vorbereitung
der Vereinbarungen iiber regionale oder bilaterale Mainahmen geméf Art. 12 und Art. 15 der Verordnung
(EU) 2019/941 sowie bei der Nachtriglichen Evaluierung geméf Art. 17 der Verordnung (EU) 2019/941.
Die operative Durchfiihrung der MaBinahmen der Verordnungen gemal3 §§ 16 bis 20 anhand der in den
Lenkungsverordnungen festzulegenden Kriterien obliegt den Regelzonenfiihrern unter Einbindung der
Netzbetreiber, Bilanzgruppenkoordinatoren, Bilanzgruppenverantwortlichen und Stromhéndler, die sich
zur Sicherung der bundeseinheitlichen Vorgangsweise abstimmen.*

26.In § 15 Abs. 3 Z 2 wird das Wort ,Monitoring* durch das Wort ,,Monitorings* ersetzt.
27.In§ 15 Abs. 4 wird da Wort ,,derer durch das Wort ,,deren‘ ersetzt.

28. Nach § 25 wird folgender § 25a samt Uberschrift eingefiigt:
»Ermichtigung fiir Ressortiibereinkommen iiber regionale und bilaterale Mainahmen

§ 25a. (1) Sofern die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und
Technologie zum Abschluss von Ressortiibereinkommen geméf Art. 66 Abs. 2 B-VG ermichtigt ist, kann
sie Ubereinkommen iiber regionale oder bilaterale MaBnahmen gemiB Art. 12 und Art. 15 der Verordnung
(EU) 2019/941 abschlieBen. Zudem ist sie erméchtigt, die erforderlichen technischen, rechtlichen und
finanziellen Regelungen fiir die Umsetzung dieser regionalen oder bilateralen Maflnahmen festzulegen.
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(2) Die Erméchtigung zum Abschluss von Ubereinkommen {iber regionale MaBnahmen besteht in
Bezug auf jene Mitgliedstaaten der Europédischen Union, welche derselben Region gemif3 Art. 2 Z 16 und
Art. 22 der Verordnung (EU) 2019/941 wie die Republik Osterreich angehéren und hinsichtlich welcher
die Republik Osterreich iiber die technischen Méglichkeiten verfiigt, gemiB Art. 15 der Verordnung (EU)
2019/941 Unterstiitzung zu leisten, sofern auch diese Mitgliedstaaten der Europdischen Union iiber die
technischen Moglichkeiten verfiigen, gemédfl Art. 15 der Verordnung (EU) 2019/941 gegeniiber der
Republik Osterreich Unterstiitzung zu leisten.

(3) Die Ermichtigung zum Abschluss von Ubereinkommen iiber bilaterale MaBnahmen besteht in
Bezug auf jene Mitgliedstaaten der Européischen Union, welche nicht derselben Region gemal3 Art. 2 Z 16
und Art. 22 der Verordnung (EU) 2019/941 wie die Republik Osterreich angehdren, die aber gemif Art. 12
Abs. 1 der Verordnung (EU) 2019/941 mit der Republik Osterreich direkt verbunden sind.

29. Nach § 26 Abs. 1 Z 1 wird folgende Z 1a eingefiigt:
,»la. Regelungen iiber markterhaltende MaBinahmen (§ 28a);*

30. In § 26 Abs. 2 und § 29 wird jeweils der Ausdruck ,,Nr. 994/2010% durch den Ausdruck ,,2017/1938

ersetzt.

31. § 27 Abs. 1 lautet:

(1) Vorbereitung und Koordinierung der im Anlassfall in den in Osterreich liegenden Marktgebieten
vorzusehenden Lenkungsmafnahmen werden der E-Control iibertragen. Dies umfasst insbesondere die
Mitarbeit bei der Erstellung eines Priaventions- und Notfallplanes gemaf3 Art. 8 und Art. 9 der Verordnung
(EU) 2017/1938 sowie der Risikobewertung geméaf Art. 7 der Verordnung (EU) 2017/1938. Die operative
Durchfiihrung der MaBnahmen der Verordnungen gemél §§28 und 32 anhand der in den
Lenkungsverordnungen festzulegenden Kriterien obliegt den Verteilergebietsmanagern und den
Marktgebietsmanagern ~ unter  Einbindung  der  Erdgasunternehmen,  einschlieBSlich  der
Bilanzgruppenverantwortlichen, Bilanzgruppenkoordinatoren und Produzenten.*

32.In§ 27 Abs. 3 Z 2 wird das Wort ,,Monitoring® durch das Wort ,Monitorings* ersetzt.

33.In§ 27 Abs. 4 Z 3 wird die Wortfolge ,,Art. 13 der Verordnung (EU) Nr. 994/2010 durch die Wortfolge
,Art. 14 der Verordnung (EU) 2017/1938% ersetzt.

34. Nach § 28 wird folgender § 28a samt Uberschrift eingefiigt:
»Regelungen iiber markterhaltende Mafinahmen

§ 28a. (1) In Verordnungen gemél3 § 26 Abs. 1 Z 1a koénnen Endverbraucher verpflichtet werden, ihre
bereits erworbenen Erdgasmengen iiber Flexibilisierungsinstrumente anzubieten.

(2) Verordnungen gemil3 § 26 Abs. 1 Z 1a kdnnen weitere Anordnungen vorsehen, um die von den
Endverbrauchern bereits erworbenen Erdgasmengen dem Markt zur Verfiigung zu stellen.*

35. Dem Text des § 29 wird die Absatzbezeichnung ,,(1)* vorangestellt; folgende Abs. 2 bis 5 werden
angefiigt:

»(2) Der Verteilergebietsmanager ist verpflichtet, eine Methode zu erstellen, anhand derer die Mengen
an Erdgas ermittelt werden konnen, die im Fall des Abs. 1 voriibergehend auszuschlieBen oder zu
beschrianken sind. Die Methode ist nach objektiven und transparenten Kriterien zu erstellen und hat dem
Stand der Technik zu entsprechen. Die Methode ist zumindest alle fiinf Jahre vom Verteilergebietsmanager
zu iberpriifen und gegebenenfalls zu aktualisieren.

(3) Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie
hat die nach Abs. 2 erstellte Methode in geeigneter Weise zu verdffentlichen.

(4) Bei Gefahr in Verzug kann der Verteilergebietsmanager von der nach Abs. 2 erstellten Methode
abweichen. Der Verteilergebietsmanager hat in diesem Fall die Bundesministerin fiir Klimaschutz,
Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie unverziiglich zu informieren.

(5) Die Abs.2 bis 4 gelten sinngemif fiir die Ermittlung einer Methode zur Berechnung der
Solidaritdtsmengen gemal Art. 13 der Verordnung (EU) 2017/1938.*
36. § 30 lautet:

»$ 30. Unbeschadet der Verpflichtungen aus der Verordnung (EU) 2017/1938 haben Verordnungen
gemdl § 26 Abs. 1 Z 3 auf die 6sterreichische Gasversorgungslage sowie auf Verpflichtungen im Sinne des
§ 4 Abs. 2 Bedacht zu nehmen.*
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37. Nach § 35 wird folgender § 35a samt Uberschrift eingefiigt:
wErmichtigung fiir Ressortiibereinkommen im Solidarititsfall

§ 35a. (1) Sofern die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und
Technologie ist zum Abschluss von Ressortiibereinkommen gemél Art. 66 Abs. 2 B-VG ermichtigt ist,
kann sie Ubereinkommen iiber die technischen, rechtlichen und finanziellen Regelungen zur
Inanspruchnahme und Gewéhrung von Solidarititsmanahmen geméf Art. 13 der Verordnung (EU)
2017/1938 mit direkt oder iiber Drittstaaten verbundenen Mitgliedstaaten der Europdischen Union
abschlieflen.

(2) Der Abschluss eines Ubereinkommens nach Abs. 1 unterliegt folgenden Voraussetzungen:

1. Die Versorgung mit Erdgas der durch Solidaritidt geschiitzten Kunden sowie der kritischen
Gaskraftwerke gemiB Art. 11 Abs. 7 der Verordnung (EU) 2017/1938 in Osterreich darf durch den
Abschluss eines solchen Ubereinkommens nicht beeintriichtigt werden.

2. Sofern die Republik Osterreich als Solidaritiit leistender Staat gemiB der Verordnung (EU)
2017/1938 auftritt,

a) miissen Erdgasmengen aus markterhaltenden MaBnahmen gemd §28a zu Preisen in
EUR/MWh angeboten werden, die mindestens jenem Wert entsprechen, der durch die Methode
gemil Abs. 4 ermittelt wird,;

b) kann vorgesehen werden, dass der um Solidaritét ersuchende Staat eine Sicherheitsleistung oder
vergleichbare Garantie nachweisen muss.

(3) Allfallige aus der Solidarititslieferung entstehende Forderungen von Erdgasunternchmen oder
Endverbrauchern sind nach Einlangen der Entschiddigungszahlungen des um Solidaritit ersuchenden
Staates durch den zustidndigen Bilanzgruppenkoordinator zu begleichen.

(4) Die Regulierungsbehorde hat anhand einer Methode den Wert der Zahlungsbereitschaft fiir die
Aufrechterhaltung der Gasversorgung (Cost of Disruption of Gas Supply) in EUR/MWh zu ermitteln. Die
Methode ist von der Regulierungsbehdrde nach objektiven und transparenten Kriterien zu erstellen und hat
vergleichbare Mirkte sowie unterschiedliche Krisensituationen abzubilden.

(5) Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie
hat die nach Abs. 4 erstellte Methode in geeigneter Weise zu verdffentlichen. Die Methode ist zumindest
alle fiinf Jahre von der Regulierungsbehdrde zu iiberpriifen und gegebenenfalls zu aktualisieren.*

38. In § 36 Abs. 1 wird die Wortfolge ,beim Bundesminister fiir Wirtschaft, Familie und Jugend* durch die
Wortfolge ,bei der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und
Technologie* ersetzt.

39. § 36 Abs. 2 Z I lautet:

,,1. drei Vertreter des Bundesministeriums fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation
und Technologie, je ein Vertreter des Bundeskanzleramtes, der Bundesministerien fiir europdische
und internationale Angelegenheiten, fiir Finanzen, fiir Inneres, fiir Landesverteidigung und fiir
Landwirtschaft, Regionen und Tourismus;"

40. In § 36 Abs. 4 wird das Wort ,,der* durch das Wort ,die* und das Wort ,,seines* durch das Wort ,,ihres*
ersetzt.

41. In § 38 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,dem Bundesminister fiir Wirtschaft, Familie und Jugend* durch die
Wortfolge ,,der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und
Technologie* ersetzt.

42. (Verfassungsbestimmung) § 43 samt Uberschrift lautet:
» Vollzichung

§ 43. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut:
1. (Verfassungsbestimmung) Hinsichtlich des § 1 und des § 42 Abs. 1 die Bundesregierung;
2. hinsichtlich des §3 Abs.1 nach Malligabe ihrer Zustindigkeit dic Bundesregierung
beziehungsweise der Bundesminister fiir Finanzen;
3. hinsichtlich des § 7 Abs. 2 letzter Satz, des § 13 Abs. 2 und des § 24 die Bundesministerin fiir
Justiz;
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4. hinsichtlich des § 10 Abs. 5 die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit,
Innovation und Technologie im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Landesverteidigung
oder der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus;

5. hinsichtlich des § 13 Abs.3 nach Maligabe ihrer Zustindigkeit die Bundesministerin fiir
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie und die Bundesministerin
fur Justiz;

6. hinsichtlich des § 41 der Bundesminister fiir Inneres;

7. im Ubrigen die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und
Technologie.*

Artikel 6
Anderung des Energie-Control-Gesetzes

Das Bundesgesetz iiber die Regulierungsbehorde in der Elektrizitits- und Erdgaswirtschaft
(Energie-Control-Gesetz — E-ControlG), BGBI. 1 Nr. 110/2010, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 108/2017, wird wie folgt geéndert:

1. (Verfassungsbestimmung) § 1 Abs. I lautet:

»§ 1. (1) (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung, Aufhebung sowie die Vollziehung von
Vorschriften, wie sie in diesem Bundesgesetz enthalten sind, sind auch in den Belangen Bundessache,
hinsichtlich deren das B-VG etwas anderes bestimmt. Die in diesem Bundesgesetz geregelten
Angelegenheiten kdnnen unmittelbar von den in diesen Vorschriften vorgesehenen Einrichtungen besorgt
werden.*

2.In§1Abs. 2 Z2 und § 3 Z 6 wird jeweils vor dem Strichpunkt die Wortfolge ,,, zuletzt gedndert durch
die Richtlinie (EU) 2019/692, ABI1. Nr. L 117 vom 03.05.2019 S. 1 eingefiigt.

3. In § 1 Abs. 2 wird der Strichpunkt am Ende der Z 4 durch einen Punkt ersetzt; § 1 Abs. 2 Z 5 entfillt.
4. §3Z laund Z 9 entfillt.
5. In § 3 wird der Strichpunkt am Ende der Z 8 durch einen Punkt ersetzt.

6. In §4, §10 Abs. 1, § 13 Abs. 1 und Abs. 5, § 20 Abs. 1 und § 25a Abs. 1 wird die Wortfolge ,,des
Bundesministers fiir Wirtschaft, Familie und Jugend* jeweils durch die Wortfolge ,,der Bundesministerin
fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation und Technologie* ersetzt.

7. In § 4 Z 4 wird nach dem Wort ,kostengiinstigen die Wortfolge ,,und raschen* und nach dem Wort
,LVerwirklichung® die Wortfolge ,der Transformation des Energiesystems im Sinne des Pariser
Klimaschutzabkommens 2015 unter Sicherstellung™ eingefiigt.

8 In §4 Z5 wird nach dem Wort ,Marktteilnehmer* die Wortfolge ,,, insbesondere von Erneuerbare-
Energie-Gemeinschaften gemiB3 § 79 Erneuerbaren-Ausbau-Gesetz (EAG), BGBI. I Nr. xx/2021, und
Biirgerenergiegemeinschaften gemafl § 16b EIWOG 2010, eingefiigt.

9.In§ 5 Abs. 3 erster Satz, § 8 Abs. 2 zweiter Satz und § 8 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,Der Bundesminister
fiir Wirtschaft, Familie und Jugend* jeweils durch die Wortfolge ,,Die Bundesministerin fiir Klimaschutz,
Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie® ersetzt.

10. In § 5 Abs. 3 zweiter Satz, § 8 Abs. 2 erster Satz, § 16 Abs. 1, § 28 Abs. 1 erster Satz, § 28 Abs. 2 und
§ 31 Abs. 4 wird die Wortfolge ,,dem Bundesminister fiir Wirtschaft, Familie und Jugend® jeweils durch
die Wortfolge ,,der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und
Technologie® ersetzt.

11. In § 5 Abs. 4 wird die Wortfolge ,,mit Ausnahme des § 6, § 10 Abs. 1 und § 11,* durch die Wortfolge
»im EAG, mit Ausnahme des § 81 Abs. 1 und § 84, und die Wortfolge ,,§ 22a dieses Bundesgesetzes*
durch die Wortfolge ,,ijm Bundesgesetz zur Festlegung einheitlicher Standards beim Infrastrukturaufbau fiir
alternative Kraftstoffe, BGBIL. I Nr. 38/2018, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xy/2021*
ersetzt sowie die Wortfolge ,,des Bundesministers fiir Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft* durch die
Wortfolge ,der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und
Technologie* ersetzt.



88 von 95

12.In§ 6 Abs. 2, § 10 Abs. 9, § 14 Abs. 7, § 20 Abs. 4 und § 28 Abs. 1 letzter Satz wird die Wortfolge ,,vom
Bundesminister fiir Wirtschaft, Familie und Jugend jeweils durch die Wortfolge ,von der
Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie* ersetzt.

13. In § 6 Abs. 5 wird die Wortfolge ,,der Bundesminister fiir Wirtschaft, Familie und Jugend* durch die
Wortfolge ,die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und
Technologie* ersetzt.

14. (Verfassungsbestimmung) In § 6 Abs. 6 wird die Wortfolge ,,den Bundesminister* durch die Wortfolge
,,die Bundesministerin‘ ersetzt.

15. In § 7 Abs. 2 wird vor dem letzten Satz folgender Satz eingefiigt:

»In der Geschiftsordnung ist auerdem zu regeln, wie ein Beschluss des Vorstands im Falle einer
Stimmengleichheit zustande kommt.*

16. In § 8 Abs. 1 Z 3 wird die Wortfolge ,,den dem Bundesminister fiir Wirtschaft, Familie und Jugend*
durch die Wortfolge ,,die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und
Technologie* ersetzt.

17.In § 8 Abs. 3 Z 2 wird das Wort ,,oder durch einen Beistrich ersetzt.

18. In § 8 Abs. 3 wird der Punkt am Ende der Z 3 durch das Wort ,,oder* ersetzt und folgende Z 4 angefiigt:
4. eine grobe Pflichtverletzung vorliegt.”

19. In § 10 Abs. 6 Z 2 wird das Wort ,,oder* durch einen Beistrich ersetzt.

20. In § 10 Abs. 6 wird der Punkt am Ende der Z 3 durch das Wort ,,oder* ersetzt und folgende Z 4 angefiigt:
4. eine grobe Pflichtverletzung vorliegt.

21. (Verfassungsbestimmung) In § 12 Abs. 1 wird der Punkt am Ende der Z 7 durch einen Strichpunkt
ersetzt; folgende Z 8 wird angefiigt:

,»8. Erteilung von Ausnahmen gemal § 58a EIWOG 2010 und § 78a GWG 2011.

22. Dem § 16 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:

»-Kommt das Mitglied des Vorstands der Aufforderung nicht innerhalb angemessener Frist nach, gilt dies
als grobe Pflichtverletzung gemal § 8 Abs. 3 Z 4.

23.§ 19 Abs. 3 Z I lautet:

,»1. je zwei Vertreter der Bundesministerien fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation
und Technologie und fiir Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz;*

24.In § 20 Abs. 2 Z 1 und § 20 Abs. 8 wird jeweils nach dem Wort ,,gemdl* die Wortfolge ,,EAG, und
Jjeweils nach dem Ausdruck ,,0SG* die Jahreszahl ,2012% eingefiigt.

25.In § 20 Abs. 2 Z 2 wird nach dem Ausdruck ,,des EIWOG 2010, die Wortfolge ,,des EAG,* und nach
dem Ausdruck ,,OSG* die Jahreszahl ,,2012° eingefiigt.

26. § 20 Abs. 3 Z 1 und Z 2 lautet:

,1. zwei Vertreter des Bundesministeriums fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation
und Technologie;

2. je ein Vertreter der Bundesministerien fiir Finanzen, fiir Digitalisierung und Wirtschaftsstandort,
fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus sowie fiir Soziales, Gesundheit, Pflege und
Konsumentenschutz;*.

27.In § 20 Abs. 4 letzter Satz und § 26 Abs. 4 wird die Wortfolge ,,Wirtschaft, Familie und Jugend* jeweils
durch die Wortfolge ,Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie* ersetzt.

28. In § 21 Abs. 1a wird die Wortfolge ,,der Bundesminister fiir Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft*
durch die Wortfolge ,,die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und
Technologie* ersetzt.

29. § 22a samt Uberschrift entfiillt.
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30. In § 23 Abs. 1 wird nach der Wortfolge ,die Regulierungsbehdrden anderer Mitgliedstaaten™ die
Wortfolge ,,, die zustindigen Behdrden von Drittstaaten® eingefiigt.
31. Nach § 23 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefiigt:

»(1a) Bei Fragen der Gasinfrastruktur, die in einen Drittstaat hinein- oder aus einem Drittstaat
herausfiihrt, kann die Regulierungsbehdrde, wenn der erste Kopplungspunkt im Hoheitsgebiet Osterreichs
liegt, mit den zusténdigen Behorden des betroffenen Drittstaates nach Maflgabe des Verfahrens nach Art. 41
Abs. 1 der Richtlinie 2009/73/EG zusammenarbeiten. Die Regulierungsbehdrde hat auch das Verfahren
nach Art. 42 Abs. 6 der Richtlinie 2009/73/EG zu beachten.*

32.In § 26 Abs. 4 und § 28 Abs. 4 wird die Wortfolge ,,Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz* jeweils
durch die Wortfolge ,,Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz* ersetzt.

33.In § 28 Abs. 1 entfillt im letzten Satz die Wortfolge ,,im Wege des Ministerrates®.
34. In § 28 Abs. 3 wird im zweiten Satz vor dem Wort ,,Planung® die Wortfolge ,,und integrierten” eingefiigt.

35. In §45 Z 3 wird die Wortfolge ,,der Bundesminister” durch die Wortfolge ,,dic Bundesministerin‘
ersetzt.

36. In § 45 Z 4 wird die Wortfolge ,,der Bundesminister fiir Wirtschaft, Familie und Jugend* durch die
Wortfolge ,die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und
Technologie* ersetzt.

Artikel 7
Anderung des Bundesgesetzes zur Festlegung einheitlicher Standards beim
Infrastrukturaufbau fiir alternative Kraftstoffe

Das Bundesgesetz zur Festlegung einheitlicher Standards beim Infrastrukturaufbau fiir alternative
Kraftstoffe, BGBI. I Nr. 38/2018, wird wie folgt gedndert:

1. § 1 erhdlt die Paragraphenbezeichnung ,,§ 1a.*.

2. (Verfassungsbestimmung) Vor der Uberschrift zu § 1a wird folgender § 1 samt Uberschrift eingefiigt:
»Kompetenzgrundlage und Vollziechung

§ 1. (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung, Aufhebung und Vollziehung von Vorschriften, wie
siein § 3 Abs. 5, § 4aund § 5 Abs. 2 enthalten sind, sind auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich
deren das B-VG etwas anderes bestimmt. Die in diesen Vorschriften geregelten Angelegenheiten kdnnen
in unmittelbarer Bundesverwaltung besorgt werden.*

3.In § 3 Abs. 2 wird in Z 2 die Wortfolge ,,der 6ffentlichen Verkehrsmittel* nach dem Wort ,Parkplitzen*
entfernt und stattdessen nach dem Wort ,Haltestationen* eingefiigt.

4. In § 3 Abs. 2 wird in Z 3 das Wort ,Raststitte” durch das Wort ,Rastanlage* und der Punkt am Ende der
Z 3 durch das Wort ,,oder* ersetzt.

5. Dem § 3 Abs. 2 wird folgende Z 4 angeffiigt:
,,4. er sich an einer Tankstelle oder auf einem Tankstellenareal befindet.*

6. In § 3 Abs. 4 wird nach dem Wort ,,muss* ein Beistrich, ein Leerzeichen und die Wortfolge ,,und géngige
Zahlungsarten anbieten® eingefiigt.

7. Dem § 3 wird folgender Abs. 5 angefiigt:

»(5) Betreiber von oOffentlich zugénglichen Ladepunkten haben Angaben zu ihren offentlich
zugénglichen Ladepunkten in das Ladestellenverzeichnis gemédl § 4a Abs. 1 und 3 einzutragen und diese
laufend aktuell zu halten. Die Einstellung des Betriebes eines dffentlich zuginglichen Ladepunktes ist
innerhalb von zwei Wochen iiber das Ladestellenverzeichnis an die E-Control zu melden.*
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8. Nach § 4 wird folgender § 4a samt Uberschrift eingefiigt:
,Ladestellenverzeichnis

§ 4a. (1) Die E-Control hat ein dffentliches Ladestellenverzeichnis zu fithren, das Angaben iiber
offentlich zugingliche Ladepunkte enthélt und allen Nutzern in offener und nichtdiskriminierender Weise
zuginglich zu machen ist.

(2) Zur eindeutigen Identifikation hat die E-Control an Betreiber von offentlich zugénglichen
Ladepunkten und andere Dienstleister, die Ladeleistungen von Elektrofahrzeugen an diesen erbringen,
alphanumerische Identifikationszeichen zu vergeben und diese in das Ladestellenverzeichnis gemaf3 Abs. 1
aufzunehmen.

(3) Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie
hat die von Betreibern 6ffentlich zugénglicher Ladepunkte zu meldenden Angaben gemall Abs. 1 sowie
Form und Umfang der Meldungen durch Verordnung néher festzulegen. Die Verordnung hat insbesondere
die Bekanntgabe von Ortsangaben, Angaben zur technischen Ausstattung von offentlich zuginglichen
Ladepunkten und die Bekanntgabe des verrechneten Preises fiir das punktuelle Aufladen eines
Elektrofahrzeuges gemil § 3 Abs. 4 und weitere fiir die Nutzung des Ladestellenverzeichnisses relevante
Informationen zu regeln. Die Verordnung kann zudem Vorgaben fiir die Ermittlung von Daten in Echtzeit
treffen sowie nihere Anforderungen an das Datenformat und die Art der Ubermittlung definieren.

(4) Die E-Control hat die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation
und Technologie {iber die in das Ladestellenverzeichnis eingemeldeten Daten sowie ihre Tatigkeiten nach
Abs. 2 in einem vierteljéhrlichen Bericht zu informieren und diesen zu ver6ffentlichen.*

9. Nach § 4a wird folgender § 4b samt Uberschrift eingefiigt:
»Maflnahmen zur Verbesserung der Transparenz

§ 4b. Die E-Control hat wirksame Mafinahmen zur Verbesserung der Vergleichbarkeit der Preise, die
an oOffentlich zugénglichen Ladepunkten fiir Elektrofahrzeuge verrechnet werden, zu ergreifen, um die
Transparenz und Nutzerfreundlichkeit der Ladepunkte zu erhéhen. Dazu kann die E-Control auch gemaf
§ 4a Abs. 3 erhobene Daten heranziehen.*

10. § 5 lautet:

»Verwaltungsstrafbestimmungen

§ 5. (1) Wer die Pflichten gemal § 3 Abs. 2 bis 4 und die technischen Spezifikationen geméaf § 4 nicht
erfiillt, begeht eine Verwaltungstibertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 1 000 Euro, im Wiederholungsfall
mit Geldstrafe bis zu 2 000 Euro zu bestrafen.

(2) Wer die Pflichten gemiB § 3 Abs. 5 nicht erfiillt, begeht eine Verwaltungsiibertretung und ist mit
Geldstrafe bis zu 1 000 Euro, im Wiederholungsfall mit Geldstrafe bis zu 2 000 Euro zu bestrafen.*
11. In § 7 Z 1 wird nach dem Ausdruck ,,§ 3“ der Ausdruck ,, Abs. 1 bis 4 eingefiigt.

12. In § 7 Z 2 wird die Wortfolge ,Nachhaltigkeit und Tourismus® durch die Wortfolge ,Klimaschutz,
Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie* ersetzt.

Artikel 8
Anderung des Wirme- und Kailteleitungsausbaugesetzes

Das Bundesgesetz, mit dem die Errichtung von Leitungen zum Transport von Nah- und Fernwirme
sowie Nah- und Fernkélte gefordert wird (Wéarme- und Kalteleitungsausbaugesetz — WKLG), BGBI. 1
Nr. 113/2008, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 72/2014, wird wie folgt geédndert:
1.§ 2 Abs. 1 lautet:

»(1) In den Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes fallen Forderungen fiir Projekte gemil § 6
Abs. 1.
2.8 3 Abs. 1 Z 8 entfillt.

3. In § 3 Abs. 1 wird der Punkt am Ende der Z 11 durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 12
angefiigt:

,»12. , Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft® eine Rechtsperson, die erneuerbare Energie erzeugt,

verbraucht, speichert oder verkauft und es ermoglicht, die innerhalb der Gemeinschaft erzeugte
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Energie gemeinsam zu nutzen; deren Mitglieder miissen im Nahebereich der Anlagen angesiedelt
sein.”

4. Dem § 3 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

,,(3) Im Ubrigen gelten die Definitionen des Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. x/2021.*

5. Nach § 4 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefiigt:

»(1a) Fiir die Gewdhrung einer Férderung nach diesem Bundesgesetz muss dem Forderansuchen ein
Umstellungsplan (Dekarbonisierungspfad) beigelegt werden, aus welchem hervorgeht, wie bei bestehenden
Verteilernetzen bis 2030 ein Anteil von 60% und bis 2035 ein Anteil von 80% erneuerbarer Energie in der
Fernwérme- oder Fernkéltebereitstellung erreicht werden soll. Der Umstellungsplan hat jedenfalls Angaben
zum Zielzustand des Netzes und zur Mindestreduktion der eingespeisten Wérme aus fossilen
Energietragern und des Primérenergieeinsatzes zu enthalten. Weitere Inhalte sind in den Forderrichtlinien
gemil § 10 Abs. 4 festzulegen. Dieser Absatz findet auf Projekte gemél § 6 Abs. 1 Z 6 keine Anwendung.*

6. § 4 Abs. 2 und 3 lautet:

»(2) Weitere Voraussetzung fiir die Gewahrung einer Forderung ist, dass
1. a) durch das Projekt zumindest ein Endverbraucher mit Fernwérme oder Fernkalte versorgt wird,
der nicht mit dem Fernwéirmeunternehmen konzernmaBig im Sinne des § 189aZ 8
Unternehmensgesetzbuch, dRGBL. S 219/1897, in der jeweils geltenden Fassung, verbunden ist
und
b) der fiir energieceffiziente Fernwidrme oder Fernkilte geltende unionsrechtliche Rahmen
eingehalten wird, oder
2. es sich um eine Infrastrukturleitung oder Infrastrukturanlage handelt und der fiir energieeffiziente
Fernwérme oder Fernkilte geltende unionsrechtliche Rahmen eingehalten wird, oder

3. die Wirmeerzeugungsanlagen, die nach Verwirklichung des Projektes in die Leitungsanlagen
einspeisen, die Kriterien fiir energieeffiziente Fernwarme oder Fernkalte erfiillen.
Energieeffiziente Fernwérme oder Fernkélte gemd3 Z 1 lit. b und Z 2 erfiillen die unionsrechtlichen
Vorgaben jedenfalls dann, wenn ein Fernwidrme- oder Fernkiltesystem mindestens 50% erneuerbare
Energien, 50% Abwirme, 75% KWK-Wirme oder 50% eciner Kombination dieser Energien und dieser
Wirme nutzt.

(3) Kailteprojekte sind nach Mallgabe des Abs.2 forderfahig. Neben dem Einsatz von
Absorptionskiltemaschinen ist auch die Nutzung von Kompressorkilteanlagen, insbesondere als
Ausfallsreserve, zur Versorgungssicherheit und zur Spitzenabdeckung, sowie Free Cooling Anlagen
zuldssig. Ein systemiibergreifender Betrieb (Kélte, Warme und Strom) steht einer Forderung nicht
entgegen.*

7. In §4 Abs.4 wird im zweiten Satz das Wort ,Infrastrukturprojekte” durch das Wort
nHnfrastrukturleitungen® ersetzt.

8 In§4 Abs. 5, §8 Abs. 1, § 9 Abs. 7 erster Satz, und § 16 wird die Wortfolge ,,der Bundesminister flir
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft jeweils durch die Wortfolge ,die Bundesministerin fiir
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie* ersetzz.

9. Dem § 4 Abs. 6 wird folgender Satz angefiigt:
»Dieser Absatz findet auf Projekte gemil § 6 Abs. 1 Z 6 keine Anwendung.*

10. Dem § 4 werden folgende Abs. 7 und 8 angefiigt:

»(7) Mitglieder oder Gesellschafter einer Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft fiir Nahwérmenetze
diirfen natiirliche Personen, Gemeinden, Rechtstrédger von Behorden in Bezug auf lokale Dienststellen und
sonstige juristische Personen des 6ffentlichen Rechts oder kleine und mittlere Unternehmen sein, die ein
Nahwirmenetz betreiben. Eine Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft besteht aus zwei oder mehreren
Mitgliedern oder Gesellschaftern und ist als Verein, Genossenschaft, Personen- oder Kapitalgesellschaft
oder dhnliche Vereinigung mit Rechtspersonlichkeit zu organisieren. IThr Hauptzweck darf nicht im
finanziellen Gewinn liegen, sie hat ihren Mitgliedern oder den Gebieten, in denen sie tdtig ist, vorrangig
okologische, wirtschaftliche oder sozialgemeinschaftliche Vorteile zu bringen. Die Teilnahme an einer
Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft ist freiwillig und offen, im Fall von Privatunternehmen darf die
Teilnahme nicht deren gewerbliche oder berufliche Haupttitigkeit sein.
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(8) Forderfdhig sind ausschlieflich Projekte, deren bauliche Verwirklichung zum Zeitpunkt der
Forderzusage noch nicht abgeschlossen ist.*

11. In § 5 Abs. 2 entfillt im ersten Satz die Wortfolge ,jund hochstens 50 vH auf die umweltrelevanten
Mehrkosten®, im zweiten Satz wird das Wort ,,Gemeinschaftsrecht* durch das Wort ,,Unionsrecht™ ersetzt.

12. § 5 Abs. 3 entfdllt.

13. In §5 Abs. 4 wird im zweiten Satz nach dem Wort ,Bundesgesetz die Wortfolge ,fiir ein
Fernwarmeausbauprojekt® eingefiigt, im letzten Satz wird das Wort ,Infrastrukturprojekte® durch das Wort
»Hnfrastrukturleitungen® ersetzt.

14. § 5 Abs. 4 erhdlt die Absatzbezeichnung ,(3)*; § 5 Abs. 5 erhdlt die Absatzbezeichnung ,,(4)".

15. § 6 Abs. 1 Z 3 lautet:
,»3. Infrastrukturleitungen;*

16. In § 6 Abs. 1 wird der Punkt am Ende der Z 5 durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 6 angefiigt:
,,0. Nahwérmenetze von Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften.*

17. In §6 Abs.1 wird im zweiten Satz das Wort ,Infrastrukturprojekte durch das Wort
LHInfrastrukturanlagen® und der Ausdruck ,,Z 3 durch den Ausdruck ,,Z 2% ersetzt.

18. § 6 Abs. 2 Z 1 lautet:

,,1. bei Fernwirmeausbauprojekten oder Fernkélteausbauprojekten betrdgt die Hohe der Forderung
35 vH der gesamten Investitionskosten, hochstens jedoch 200 000 Euro pro Megawatt des fiir
Kunden hergestellten = Anschlusswerts, sofern das Fernwidrmeausbauprojekt oder
Fernkalteausbauprojekt nicht unter Z2 oder 3 fillt. Bei Fernwadrmeausbauprojekten oder
Fernkalteausbauprojekten in Sanierungsgebieten gemal § 2 Abs. 8 Immissionsschutzgesetz-Luft,
BGBI. I Nr. 115/1997, in der jeweils geltenden Fassung, die gegeniiber anderen besonders belastet
sind, betragt die Forderung 50 vH, hochstens jedoch 200 000 Euro pro Megawatt des fiir Kunden
hergestellten Anschlusswerts, wenn durch das jeweilige Projekt ein Beitrag zur Verringerung der
Emission von Luftschadstoffen geleistet wird;*

19.In § 6 Abs. 2 Z 2 entfallen die Wortfolgen ,,50 vH der Investitionsmehrkosten (Abs. 4, 5 und 6) bzw.*
und ,,wenn keine Alternativen bestehen, .

20. In § 6 Abs. 2 Z 3 entfallen die Wortfolgen ,,50 vH der Investitionsmehrkosten (§ 6 Abs. 4, 5 und 6)
bzw.*“ und ,,wenn keine Alternativen bestehen,®.

21.In § 6 Abs. 2 Z 4 entfillt die Wortfolge ,,hochstens 50 vH der Investitionsmehrkosten sowie®.
22.In § 6 Abs. 2 Z 5 entfillt der zweite Satz.

23.In § 6 Abs. 2 wird der Punkt am Ende der Z 5 durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 6 angefiigt:

,,0. bei Nahwirmenetzen von Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften betrdgt die Hohe der Forderung
35 vH der gesamten Investitionskosten.*

24. In §6 Abs.3 wird jeweils nach dem Wort ,Fernwirmeausbauprojekt die Wortfolge ,oder
Fernkélteausbauprojekt™ eingefiigt; im zweiten Satz wird die Wortfolge ,,cinem Infrastrukturprojekt® durch
die Wortfolge ,einer Infrastrukturanlage® ersetzt, sowie die Wortfolge ,,das Infrastrukturprojekt™ durch die
Wortfolge ,,die Infrastrukturanlage® ersetzt.

25. § 6 Abs. 4 und 5 entfdllt.
26. § 6 Abs. 6 erhdlt die Absatzbezeichnung ,,(4)".

27.In§ 7 Abs. 2, § 10 Abs. 1, § 12 Abs. 3und § 13 Abs. 2 Z 1 wird die Wortfolge ,,Wissenschaft, Forschung
und Wirtschaft® jeweils durch die Wortfolge ,Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und
Technologie* ersetzt.

28. § 8 Abs. 2 zweiter Satz lautet:

,Diese Frist kann von der Abwicklungsstelle einmal um weitere zwei Jahre verlingert werden, wenn
besonders beriicksichtigungswiirdige Griinde vorliegen.*
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29.In§9 Abs. 1, § 11 Abs. 1 und § 15 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,Der Bundesminister fiir Wissenschaft,
Forschung und Wirtschaft” jeweils durch die Wortfolge ,,Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt,
Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie* ersetzt.

30.In § 9 Abs. 272, § 9 Abs. 2 Z 5 und § 14 wird die Wortfolge ,,des Bundesministers fiir Wissenschaft,
Forschung und Wirtschaft jeweils durch die Wortfolge ,,der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt,
Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie* ersetzt.

31.In § 9 Abs. 2 Z 4 wird die Wortfolge ,,den Bundesminister fiir Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft*
jeweils durch die Wortfolge ,die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét,
Innovation und Technologie* ersetzt.

32. In §9 Abs. 5 und 6 wird die Wortfolge ,Dem Bundesminister fiir Wissenschaft, Forschung und
Wirtschaft™ jeweils durch die Wortfolge ,Der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie,
Mobilitdt, Innovation und Technologie® ersetzt.

33. In § 9 Abs. 7 letzter Satz wird die Wortfolge ,,dem Bundesminister fiir Wissenschaft, Forschung und
Wirtschaft™ durch die Wortfolge ,,der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit,
Innovation und Technologie® ersetzt.

34.§ 10 Abs. 2 Z 18 entfillt.

35. In § 10 erhdlt Abs. 3 die Absatzbezeichnung ,(4)“; nach Abs. 2 wird folgender Abs. 3 eingefiigt:

»(3) Ansuchen auf Gewidhrung von Foérderungen fiir Projekte gemédf § 6 Abs. 1 Z 6 haben eine
Beschreibung des dem Antrag zugrundeliegenden Projektes und die in Abs.2 Z 4, Z 6 bis 10, Z 13 und
Z 15 bis 17 normierten Angaben zu enthalten.*

36. In § 10 Abs. 4 wird die Wortfolge ,,der Bundesminister fiir Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft*
durch die Wortfolge ,,die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und
Technologie* ersetzt.

37.In § 11 erhdlt Abs. 2 die Absatzbezeichnung ,(3)“; nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefiigt:

»(2) Forderansuchen sind nach Maligabe der Hohe des im Ansuchen angegebenen Anteils erneuerbarer
Energie im Energiemix des Fernwérme- oder Fernkéltesystems zu reihen, wobei ein hoherer Anteil zu einer
Vorreihung fiihrt. Bei gleichem Rang entscheidet der Zeitpunkt des Einlangens des Forderansuchens. Der
im Antrag angegebene Anteil an erneuerbarer Energie und Abwirme ist iiber die Mindestnutzungsdauer
von zehn Jahren einzuhalten und iiber das Jahr gemittelt auf Anforderung der Abwicklungsstelle
nachzuweisen. Als Bemessungsgrundlage dienen die jeweiligen Durchschnittswerte eines Kalenderjahres.*

38. In § 11 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,der Bundesminister fiir Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft*
durch die Wortfolge ,,die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und
Technologie* ersetzt.

39. Die Uberschrift zu § 13 lautet:
,Fordervertrag*

40. Dem § 15 werden folgende Abs. 3 bis 5 angefiigt:

»(3) § 4 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xy/2021 gilt auch fiir Férdervertrige,
die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xy/2021 bereits abgeschlossen waren.

(4) Forderansuchen, fiir die innerhalb von zwolf Monaten nach Inkrafttreten des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. xy/2021 kein Umstellungsplan gemal § 4 Abs. 1a vorgelegt wird, gelten als zuriickgezogen.

(5) §13 Abs. 1 ist ab Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. x/2021 mit der Maligabe
anzuwenden, dass Fordervertrage nur iiber Forderansuchen abgeschlossen werden, die bis zum Inkrafttreten
des BGBI. I Nr. x/2021 eingereicht wurden. Fiir Férderansuchen, die nach dem Inkrafttreten des BGBI. 1
Nr. x/2021 eingereicht werden, werden keine Fordermittel nach diesem Bundesgesetz zur Verfiigung
gestellt.
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Artikel 9
Anderung des Starkstromwegegesetzes 1968

Das Bundesgesetz iiber elektrische Leitungsanlagen, die sich auf zwei oder mehrere Bundesldnder
erstrecken (Starkstromwegegesetz 1968), BGBL. Nr. 70/1968, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz,
BGBI. I Nr. 112/2003, wird wie folgt gedndert:

1. § 3 Abs. 2 lautet:

»(2) Sofern keine Zwangsrechte gemdf3 § 11 oder § 18 in Anspruch genommen werden, sind von der
Bewilligungspflicht folgende Leitungsanlagen ausgenommen:
1. elektrische Leitungsanlagen bis 45 000 Volt, nicht jedoch Freileitungen iiber 1 000 Volt;
2. unabhéngig von der Betriebsspannung zu Eigenkraftanlagen gehorige elektrische Leitungsanlagen;
3. Kabelauf- und -abfithrungen sowie dazugehodrige Freileitungstragwerke einschlieBlich jener
Freileitungen bis 45 000 Volt, die fiir die Anbindung eines Freileitungstragwerkes mit Kabelauf-
oder -abfithrungen notwendig sind und ausschlieBlich dem Zweck der Anbindung dienen.

2. Dem § 3 werden folgende Abs. 3 und 4 angefiigt:

»(3) Falls bei Leitungsanlagen nach Abs. 2 die Einrdumung von Zwangsrechten gemaf § 11 oder § 18
erforderlich ist, besteht ein Antragsrecht des Projektwerbers auf FEinleitung, Durchfithrung und
Entscheidung des Bewilligungsverfahrens.

(4) Die vom Netzbetreiber evident zu haltende Leitungsdokumentation von bestehenden elektrischen
Leitungsanlagen unterliegt den Auskunfts- und Einsichtsrechten nach § 10 EIWOG 2010.*

3. Nach § 20 wird folgender § 20a samt Uberschrift eingefiigt:
»$ 20a. Sachverstindige und Verfahrenskosten

(1) Die Beiziehung von nicht amtlichen Sachverstdndigen in Verfahren nach diesem Bundesgesetz ist
auch ohne das Vorliegen der Voraussetzungen des § 52 Abs. 2 und 3 AVG zuléssig. Es kdnnen auch
fachlich einschldgige Anstalten, Institute oder Unternehmen als Sachverstindige bestellt werden.

(2) Kosten, die der Behdrde bei der Durchfiihrung der Verfahren nach diesem Bundesgesetz
erwachsen, wie beispielsweise Gebiihren oder Honorare fiir Sachverstindige, sind vom Projektwerber zu
tragen. Die Behorde kann dem Projektwerber durch Bescheid auftragen, diese Kosten nach Priifung der
sachlichen und rechnerischen Richtigkeit durch die Behorde direkt zu bezahlen.*

4. In §24, §30 Z 1 und § 30 Z2 wird jeweils die Wortfolge ,der Bundesminister fiir wirtschaftliche
Angelegenheiten durch die Wortfolge ,,die Bundesministerin flir Klimaschutz, Umwelt, Energie,
Mobilitdt, Innovation und Technologie* ersetzt.

5. In § 25 erster Satz wird die Wortfolge ,.Der Bundesminister fiir wirtschaftliche Angelegenheiten durch
die Wortfolge ,,.Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und
Technologie* ersetzt.

6. In § 25 zweiter Satz wird die Wortfolge ,,des Bundesministers fiir wirtschaftliche Angelegenheiten‘ durch
die Wortfolge ,,der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und
Technologie® ersetzt.

7. Dem § 28 wird folgender Abs. 5 angefiigt:
»(5) Am Tage des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes in der Fassung BGBI. I Nr. x/y anhéngige
Verfahren sind nach den bisher geltenden Bestimmungen zu beenden.*

8 In §30 Z1 wird die Wortfolge ,dem Bundesminister fiir Justiz“ durch die Wortfolge ,der
Bundesministerin fiir Justiz ersetzt.
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Artikel 10

Anderung des Bundesgesetzes iiber elektrische Leitungsanlagen, die sich nicht auf zwei
oder mehrere Bundeslinder erstrecken

Das Bundesgesetz iiber elektrische Leitungsanlagen, die sich nicht auf zwei oder mehrere
Bundeslander erstrecken, BGBI. Nr. 71/1968, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz, BGBI. 1
Nr. 112/2003, wird wie folgt gedndert:

1. § 3 Abs. 2 lautet:

»(2) Sofern keine Zwangsrechte geméf § 9 oder § 10 in Anspruch genommen werden, sind von der
Bewilligungspflicht folgende Leitungsanlagen ausgenommen:
1. elektrische Leitungsanlagen bis 45 000 Volt, nicht jedoch Freileitungen iber 1 000 Volt;
2. unabhéngig von der Betriebsspannung zu Eigenkraftanlagen gehorige elektrische Leitungsanlagen;
3. Kabelauf- und -abfithrungen sowie dazugehodrige Freileitungstragwerke einschlielich jener

Freileitungen bis 45 000 Volt, die fiir die Anbindung eines Freileitungstragwerkes mit Kabelauf-
oder -abfiihrungen notwendig sind und ausschlielich dem Zweck der Anbindung dienen.*

2. Dem § 3 werden folgende Abs. 3 und Abs. 4 angefiigt:

,»(3) Falls bei Leitungsanlagen nach Abs. 2 die Einrdumung von Zwangsrechten gemif § 9 oder § 10
erforderlich ist, besteht ein Antragsrecht des Projektwerbers auf Einleitung, Durchfiihrung und
Entscheidung des Bewilligungsverfahrens.

(4) Die vom Netzbetreiber evident zu haltende Leitungsdokumentation von bestehenden elektrischen
Leitungsanlagen unterliegt den Auskunfts- und Einsichtsrechten nach § 10 EIWOG 2010.*

3. Nach § 12 wird folgender § 12a samt Uberschrift eingefiigt:
»$ 12a. Sachverstindige und Verfahrenskosten

(1) Die Ausfilhrungsgesetze konnen vorsehen, dass die Beiziechung von nicht amtlichen
Sachverstdndigen in Verfahren nach diesem Bundesgesetz auch ohne das Vorliegen der Voraussetzungen
des § 52 Abs. 2 und 3 AVG zuléssig ist. Es konnen auch fachlich einschldgige Anstalten, Institute oder
Unternchmen als Sachverstidndige bestellt werden.

(2) Die Ausfiihrungsgesetze konnen auflerdem vorsehen, dass Kosten, die der Behdrde bei der
Durchfiihrung der Verfahren erwachsen, wie beispielsweise Gebiihren oder Honorare fiir Sachverstindige,
vom Projektwerber zu tragen sind. Die Behorde kann dem Projektwerber durch Bescheid auftragen, diese
Kosten nach Priifung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit durch die Behorde direkt zu bezahlen.*

4. Dem § 21 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

»(3) Die Lénder haben die Ausfiihrungsgesetze zu § 3 Abs. 2 bis 4 und § 12a in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. x/y innerhalb von sechs Monaten vom Tag der Kundmachung dieses
Bundesgesetzes zu erlassen. Diese Ausfiihrungsgesetze finden auf Verfahren, die vor Inkrafttreten der
jeweiligen Ausfithrungsgesetze anhingig waren, keine Anwendung; diese Verfahren sind nach den bis
dahin geltenden Vorschriften zu beenden.*

5. In §22 und §24 Z2 wird jeweils die Wortfolge ,der Bundesminister fiir wirtschaftliche
Angelegenheiten™ durch die Wortfolge ,die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie,
Mobilitat, Innovation und Technologie® ersetzt.

6. In §24 Z1 wird die Wortfolge ,der Bundesminister fiir Justiz“ durch die Wortfolge ,die
Bundesministerin fiir Justiz“ ersetzt.
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	6. § 2 lautet: 
	7. In § 3 entfällt Abs. 2; Abs. 3 erhält die Absatzbezeichnung „(2)“. 
	8. In § 4 Abs. 1 wird der Beistrich am Ende der Z 2 durch das Wort „oder“ ersetzt; folgende Z 3 und 4 werden eingefügt: 
	9. In § 4 Abs. 2 wird der Punkt am Ende der Z 2 durch einen Beistrich ersetzt; folgende Z 3 und 4 werden angefügt: 
	10. In § 4 Abs. 4 wird nach der Wortfolge „zur Behebung der Störung“ ein Beistrich und die Wortfolge „zur Erfüllung von Solidaritätsmaßnahmen gemäß Art. 13 der Verordnung (EU) 2017/1938, zur Unterstützung in Form von regionalen oder bilateralen Maßnahmen gemäß Art. 15 der Verordnung (EU) 2019/941“ eingefügt sowie das Wort „eingriffen“ durch das Wort „eingegriffen“ ersetzt. 
	11. In § 5 Abs. 1, § 36 Abs. 1 und Abs. 6 wird die Wortfolge „des Bundesministers für Wirtschaft, Familie und Jugend“ jeweils durch die Wortfolge „der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	12. In § 5 Abs. 4, § 13 Abs. 1, § 36 Abs. 3 und § 37 wird die Wortfolge „vom Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend“ jeweils durch die Wortfolge „von der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	13. In § 5 Abs. 5, § 7 Abs. 2 und Abs. 6, § 11 Abs. 2, § 14, § 26 Abs.1 und 2 wird die Wortfolge „Der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend“ jeweils durch die Wortfolge „Die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	14. In § 6 Abs. 2 wird die Wortfolge „des Datenschutzgesetzes 2000“ durch die Wortfolge „der Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl. Nr. L 119 vom 04.05.2016 S. 1“ ersetzt. 
	15. Dem § 6 wird folgender Abs. 5 angefügt: 
	16. In § 7 Abs. 6 und § 36 Abs. 4 wird die Wortfolge „der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend“ jeweils durch die Wortfolge „die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	17. In § 9 Abs. 1 entfällt der zweite Satz. 
	18. § 10 Abs. 5 lautet: 
	19. In § 11 Abs. 2 wird das Wort „er“ durch das Wort „sie“ ersetzt. 
	20. In § 12 entfällt die Wortfolge „im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und“. 
	21. In § 13 Abs. 2 wird der Ausdruck „BGBl. I Nr. 111/2012“ durch den Ausdruck „BGBl. I Nr. 111/2010“ ersetzt. 
	22. Der bisherige Text des § 14 enthält die Absatzbezeichnung „(1)“. 
	23. § 14 Abs. 1 Z 6 lautet: 
	24. Dem § 14 wird folgender Abs. 2 angefügt: 
	25. § 15 Abs. 1 lautet: 
	26. In § 15 Abs. 3 Z 2 wird das Wort „Monitoring“ durch das Wort „Monitorings“ ersetzt. 
	27. In § 15 Abs. 4 wird da Wort „derer“ durch das Wort „deren“ ersetzt. 
	28. Nach § 25 wird folgender § 25a samt Überschrift eingefügt: 
	29. Nach § 26 Abs. 1 Z 1 wird folgende Z 1a eingefügt: 
	30. In § 26 Abs. 2 und § 29 wird jeweils der Ausdruck „Nr. 994/2010“ durch den Ausdruck „2017/1938“ ersetzt. 
	31. § 27 Abs. 1 lautet: 
	32. In § 27 Abs. 3 Z 2 wird das Wort „Monitoring“ durch das Wort „Monitorings“ ersetzt. 
	33. In § 27 Abs. 4 Z 3 wird die Wortfolge „Art. 13 der Verordnung (EU) Nr. 994/2010“ durch die Wortfolge „Art. 14 der Verordnung (EU) 2017/1938“ ersetzt. 
	34. Nach § 28 wird folgender § 28a samt Überschrift eingefügt: 
	35. Dem Text des § 29 wird die Absatzbezeichnung „(1)“ vorangestellt; folgende Abs. 2 bis 5 werden angefügt: 
	36. § 30 lautet: 
	37. Nach § 35 wird folgender § 35a samt Überschrift eingefügt: 
	38. In § 36 Abs. 1 wird die Wortfolge „beim Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend“ durch die Wortfolge „bei der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	39. § 36 Abs. 2 Z 1 lautet: 
	40. In § 36 Abs. 4 wird das Wort „der“ durch das Wort „die“ und das Wort „seines“ durch das Wort „ihres“ ersetzt. 
	41. In § 38 Abs. 2 wird die Wortfolge „dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend“ durch die Wortfolge „der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	42. (Verfassungsbestimmung) § 43 samt Überschrift lautet: 


	Artikel 6 
	Änderung des Energie-Control-Gesetzes 
	1. (Verfassungsbestimmung) § 1 Abs. 1 lautet: 
	2. In § 1 Abs. 2 Z 2 und § 3 Z 6 wird jeweils vor dem Strichpunkt die Wortfolge „, zuletzt geändert durch die Richtlinie (EU) 2019/692, ABl. Nr. L 117 vom 03.05.2019 S. 1“ eingefügt. 
	3. In § 1 Abs. 2 wird der Strichpunkt am Ende der Z 4 durch einen Punkt ersetzt; § 1 Abs. 2 Z 5 entfällt. 
	4. § 3 Z 1a und Z 9 entfällt. 
	5. In § 3 wird der Strichpunkt am Ende der Z 8 durch einen Punkt ersetzt. 
	6. In § 4, § 10 Abs. 1, § 13 Abs. 1 und Abs. 5, § 20 Abs. 1 und § 25a Abs. 1 wird die Wortfolge „des Bundesministers für Wirtschaft, Familie und Jugend“ jeweils durch die Wortfolge „der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	7. In § 4 Z 4 wird nach dem Wort „kostengünstigen“ die Wortfolge „und raschen“ und nach dem Wort „Verwirklichung“ die Wortfolge „der Transformation des Energiesystems im Sinne des Pariser Klimaschutzabkommens 2015 unter Sicherstellung“ eingefügt. 
	8. In § 4 Z 5 wird nach dem Wort „Marktteilnehmer“ die Wortfolge „, insbesondere von Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften gemäß § 79 Erneuerbaren-Ausbau-Gesetz (EAG), BGBl. I Nr. xx/2021, und Bürgerenergiegemeinschaften gemäß § 16b ElWOG 2010,“ eingefügt. 
	9. In § 5 Abs. 3 erster Satz, § 8 Abs. 2 zweiter Satz und § 8 Abs. 3 wird die Wortfolge „Der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend“ jeweils durch die Wortfolge „Die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	10. In § 5 Abs. 3 zweiter Satz, § 8 Abs. 2 erster Satz, § 16 Abs. 1, § 28 Abs. 1 erster Satz, § 28 Abs. 2 und § 31 Abs. 4 wird die Wortfolge „dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend“ jeweils durch die Wortfolge „der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	11. In § 5 Abs. 4 wird die Wortfolge „mit Ausnahme des § 6, § 10 Abs. 1 und § 11,“ durch die Wortfolge „im EAG, mit Ausnahme des § 81 Abs. 1 und § 84,“ und die Wortfolge „§ 22a dieses Bundesgesetzes“ durch die Wortfolge „im Bundesgesetz zur Festlegung einheitlicher Standards beim Infrastrukturaufbau für alternative Kraftstoffe, BGBl. I Nr. 38/2018, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xy/2021“ ersetzt sowie die Wortfolge „des Bundesministers für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft“ durch die Wortfolge „der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	12. In § 6 Abs. 2, § 10 Abs. 9, § 14 Abs. 7, § 20 Abs. 4 und § 28 Abs. 1 letzter Satz wird die Wortfolge „vom Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend“ jeweils durch die Wortfolge „von der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	13. In § 6 Abs. 5 wird die Wortfolge „der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend“ durch die Wortfolge „die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	14. (Verfassungsbestimmung) In § 6 Abs. 6 wird die Wortfolge „den Bundesminister“ durch die Wortfolge „die Bundesministerin“ ersetzt. 
	15. In § 7 Abs. 2 wird vor dem letzten Satz folgender Satz eingefügt: 
	16. In § 8 Abs. 1 Z 3 wird die Wortfolge „den dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend“ durch die Wortfolge „die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	17. In § 8 Abs. 3 Z 2 wird das Wort „oder“ durch einen Beistrich ersetzt. 
	18. In § 8 Abs. 3 wird der Punkt am Ende der Z 3 durch das Wort „oder“ ersetzt und folgende Z 4 angefügt: 
	19. In § 10 Abs. 6 Z 2 wird das Wort „oder“ durch einen Beistrich ersetzt. 
	20. In § 10 Abs. 6 wird der Punkt am Ende der Z 3 durch das Wort „oder“ ersetzt und folgende Z 4 angefügt: 
	21. (Verfassungsbestimmung) In § 12 Abs. 1 wird der Punkt am Ende der Z 7 durch einen Strichpunkt ersetzt; folgende Z 8 wird angefügt: 
	22. Dem § 16 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 
	23. § 19 Abs. 3 Z 1 lautet: 
	24. In § 20 Abs. 2 Z 1 und § 20 Abs. 8 wird jeweils nach dem Wort „gemäß“ die Wortfolge „EAG,“ und jeweils nach dem Ausdruck „ÖSG“ die Jahreszahl „2012“ eingefügt. 
	25. In § 20 Abs. 2 Z 2 wird nach dem Ausdruck „des ElWOG 2010,“ die Wortfolge „des EAG,“ und nach dem Ausdruck „ÖSG“ die Jahreszahl „2012“ eingefügt. 
	26. § 20 Abs. 3 Z 1 und Z 2 lautet: 
	27. In § 20 Abs. 4 letzter Satz und § 26 Abs. 4 wird die Wortfolge „Wirtschaft, Familie und Jugend“ jeweils durch die Wortfolge „Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	28. In § 21 Abs. 1a wird die Wortfolge „der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft“ durch die Wortfolge „die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	29. § 22a samt Überschrift entfällt. 
	30. In § 23 Abs. 1 wird nach der Wortfolge „die Regulierungsbehörden anderer Mitgliedstaaten“ die Wortfolge „, die zuständigen Behörden von Drittstaaten“ eingefügt. 
	31. Nach § 23 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt: 
	32. In § 26 Abs. 4 und § 28 Abs. 4 wird die Wortfolge „Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz“ jeweils durch die Wortfolge „Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz“ ersetzt. 
	33. In § 28 Abs. 1 entfällt im letzten Satz die Wortfolge „im Wege des Ministerrates“. 
	34. In § 28 Abs. 3 wird im zweiten Satz vor dem Wort „Planung“ die Wortfolge „und integrierten“ eingefügt. 
	35. In § 45 Z 3 wird die Wortfolge „der Bundesminister“ durch die Wortfolge „die Bundesministerin“ ersetzt. 
	36. In § 45 Z 4 wird die Wortfolge „der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend“ durch die Wortfolge „die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 


	Artikel 7 
	Änderung des Bundesgesetzes zur Festlegung einheitlicher Standards beim Infrastrukturaufbau für alternative Kraftstoffe 
	1. § 1 erhält die Paragraphenbezeichnung „§ 1a.“. 
	2. (Verfassungsbestimmung) Vor der Überschrift zu § 1a wird folgender § 1 samt Überschrift eingefügt: 
	3. In § 3 Abs. 2 wird in Z 2 die Wortfolge „der öffentlichen Verkehrsmittel“ nach dem Wort „Parkplätzen“ entfernt und stattdessen nach dem Wort „Haltestationen“ eingefügt. 
	4. In § 3 Abs. 2 wird in Z 3 das Wort „Raststätte“ durch das Wort „Rastanlage“ und der Punkt am Ende der Z 3 durch das Wort „oder“ ersetzt. 
	5. Dem § 3 Abs. 2 wird folgende Z 4 angefügt: 
	6. In § 3 Abs. 4 wird nach dem Wort „muss“ ein Beistrich, ein Leerzeichen und die Wortfolge „und gängige Zahlungsarten anbieten“ eingefügt. 
	7. Dem § 3 wird folgender Abs. 5 angefügt: 
	8. Nach § 4 wird folgender § 4a samt Überschrift eingefügt: 
	9. Nach § 4a wird folgender § 4b samt Überschrift eingefügt: 
	10. § 5 lautet: 
	11. In § 7 Z 1 wird nach dem Ausdruck „§ 3“ der Ausdruck „ Abs. 1 bis 4“ eingefügt. 
	12. In § 7 Z 2 wird die Wortfolge „Nachhaltigkeit und Tourismus“ durch die Wortfolge „Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 


	Artikel 8 
	Änderung des Wärme- und Kälteleitungsausbaugesetzes 
	1. § 2 Abs. 1 lautet: 
	2. § 3 Abs. 1 Z 8 entfällt. 
	3. In § 3 Abs. 1 wird der Punkt am Ende der Z 11 durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 12 angefügt: 
	4. Dem § 3 wird folgender Abs. 3 angefügt: 
	5. Nach § 4 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt: 
	6. § 4 Abs. 2 und 3 lautet: 
	7. In § 4 Abs. 4 wird im zweiten Satz das Wort „Infrastrukturprojekte“ durch das Wort „Infrastrukturleitungen“ ersetzt. 
	8. In § 4 Abs. 5, § 8 Abs. 1, § 9 Abs. 7 erster Satz, und § 16 wird die Wortfolge „der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft“ jeweils durch die Wortfolge „die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	9. Dem § 4 Abs. 6 wird folgender Satz angefügt: 
	10. Dem § 4 werden folgende Abs. 7 und 8 angefügt: 
	11. In § 5 Abs. 2 entfällt im ersten Satz die Wortfolge „und höchstens 50 vH auf die umweltrelevanten Mehrkosten“; im zweiten Satz wird das Wort „Gemeinschaftsrecht“ durch das Wort „Unionsrecht“ ersetzt. 
	12. § 5 Abs. 3 entfällt. 
	13. In § 5 Abs. 4 wird im zweiten Satz nach dem Wort „Bundesgesetz“ die Wortfolge „für ein Fernwärmeausbauprojekt“ eingefügt; im letzten Satz wird das Wort „Infrastrukturprojekte“ durch das Wort „Infrastrukturleitungen“ ersetzt. 
	14. § 5 Abs. 4 erhält die Absatzbezeichnung „(3)“; § 5 Abs. 5 erhält die Absatzbezeichnung „(4)“. 
	15. § 6 Abs. 1 Z 3 lautet: 
	16. In § 6 Abs. 1 wird der Punkt am Ende der Z 5 durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 6 angefügt: 
	17. In § 6 Abs. 1 wird im zweiten Satz das Wort „Infrastrukturprojekte“ durch das Wort „Infrastrukturanlagen“ und der Ausdruck „Z 3“ durch den Ausdruck „Z 2“ ersetzt. 
	18. § 6 Abs. 2 Z 1 lautet: 
	19. In § 6 Abs. 2 Z 2 entfallen die Wortfolgen „50 vH der Investitionsmehrkosten (Abs. 4, 5 und 6) bzw.“ und „wenn keine Alternativen bestehen,“. 
	20. In § 6 Abs. 2 Z 3 entfallen die Wortfolgen „50 vH der Investitionsmehrkosten (§ 6 Abs. 4, 5 und 6) bzw.“ und „wenn keine Alternativen bestehen,“. 
	21. In § 6 Abs. 2 Z 4 entfällt die Wortfolge „höchstens 50 vH der Investitionsmehrkosten sowie“. 
	22. In § 6 Abs. 2 Z 5 entfällt der zweite Satz. 
	23. In § 6 Abs. 2 wird der Punkt am Ende der Z 5 durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 6 angefügt: 
	24. In § 6 Abs. 3 wird jeweils nach dem Wort „Fernwärmeausbauprojekt“ die Wortfolge „oder Fernkälteausbauprojekt“ eingefügt; im zweiten Satz wird die Wortfolge „einem Infrastrukturprojekt“ durch die Wortfolge „einer Infrastrukturanlage“ ersetzt, sowie die Wortfolge „das Infrastrukturprojekt“ durch die Wortfolge „die Infrastrukturanlage“ ersetzt. 
	25. § 6 Abs. 4 und 5 entfällt. 
	26. § 6 Abs. 6 erhält die Absatzbezeichnung „(4)“. 
	27. In § 7 Abs. 2, § 10 Abs. 1, § 12 Abs. 3 und § 13 Abs. 2 Z 1 wird die Wortfolge „Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft“ jeweils durch die Wortfolge „Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	28. § 8 Abs. 2 zweiter Satz lautet: 
	29. In § 9 Abs. 1, § 11 Abs. 1 und § 15 Abs. 2 wird die Wortfolge „Der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft“ jeweils durch die Wortfolge „Die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	30. In § 9 Abs. 2 Z 2, § 9 Abs. 2 Z 5 und § 14 wird die Wortfolge „des Bundesministers für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft“ jeweils durch die Wortfolge „der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	31. In § 9 Abs. 2 Z 4 wird die Wortfolge „den Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft“ jeweils durch die Wortfolge „die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	32. In § 9 Abs. 5 und 6 wird die Wortfolge „Dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft“ jeweils durch die Wortfolge „Der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	33. In § 9 Abs. 7 letzter Satz wird die Wortfolge „dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft“ durch die Wortfolge „der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	34. § 10 Abs. 2 Z 18 entfällt. 
	35. In § 10 erhält Abs. 3 die Absatzbezeichnung „(4)“; nach Abs. 2 wird folgender Abs. 3 eingefügt: 
	36. In § 10 Abs. 4 wird die Wortfolge „der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft“ durch die Wortfolge „die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	37. In § 11 erhält Abs. 2 die Absatzbezeichnung „(3)“; nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt: 
	38. In § 11 Abs. 3 wird die Wortfolge „der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft“ durch die Wortfolge „die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	39. Die Überschrift zu § 13 lautet: 
	40. Dem § 15 werden folgende Abs. 3 bis 5 angefügt: 


	Artikel 9 
	Änderung des Starkstromwegegesetzes 1968 
	1. § 3 Abs. 2 lautet: 
	2. Dem § 3 werden folgende Abs. 3 und 4 angefügt: 
	3. Nach § 20 wird folgender § 20a samt Überschrift eingefügt: 
	4. In § 24, § 30 Z 1 und § 30 Z 2 wird jeweils die Wortfolge „der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten“ durch die Wortfolge „die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	5. In § 25 erster Satz wird die Wortfolge „Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten“ durch die Wortfolge „Die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	6. In § 25 zweiter Satz wird die Wortfolge „des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten“ durch die Wortfolge „der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	7. Dem § 28 wird folgender Abs. 5 angefügt: 
	8. In § 30 Z 1 wird die Wortfolge „dem Bundesminister für Justiz“ durch die Wortfolge „der Bundesministerin für Justiz“ ersetzt. 


	Artikel 10 
	Änderung des Bundesgesetzes über elektrische Leitungsanlagen, die sich nicht auf zwei oder mehrere Bundesländer erstrecken 
	1. § 3 Abs. 2 lautet: 
	2. Dem § 3 werden folgende Abs. 3 und Abs. 4 angefügt: 
	3. Nach § 12 wird folgender § 12a samt Überschrift eingefügt: 
	4. Dem § 21 wird folgender Abs. 3 angefügt: 
	5. In § 22 und § 24 Z 2 wird jeweils die Wortfolge „der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten“ durch die Wortfolge „die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 
	6. In § 24 Z 1 wird die Wortfolge „der Bundesminister für Justiz“ durch die Wortfolge „die Bundesministerin für Justiz“ ersetzt. 



